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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
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WALD/324: Hambacher Forst - ein Toter ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 19. September 2018

+++ Mensch von Baum gestürzt und gestorben +++ Aktivisti fordern
sofortigen Einsatzstopp im Hambacher Forst +++



Ein Freund, der uns seit längerer Zeit im Wald journalistisch begleitet,
ist von einer über 20 m hohen Hängebrücke in Beechtown gefallen und
gestorben. Zu dem Zeitpunkt wurde von Polizei und RWE versucht, das
Baumhausdorf zu räumen. Das SEK war gerade dabei, einen Aktivisten in der
Nähe der Hängebrücke festzunehmen. Der Mensch war anscheinend auf dem
Weg dorthin, als er stürzte.

Wir sind zutiefst erschüttert. Alle unsere Gedanken und Wünsche sind bei
ihm. Unser Mitgefühl geht an all die Angehörigen, Freund*innen und
Menschen, die sich betroffen fühlen.

Wir fordern die Polizei und RWE auf, den Wald sofort zu verlassen und
diesen gefährlichen Einsatz zu stoppen. Es dürfen keine weiteren
Menschenleben gefährdet werden.

Was jetzt nötig ist, ist ein Moment der Ruhe.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/323: Hambacher Forst - Knastappelle ... (ABC Rheinland)


ABC - Rheinland - Pressemitteilung vom 19. September 2018

Anarchist Black Cross

+++ Zwei Personen wegen Hambacher Forst Räumung in Haft +++
Festnahme Video wird zu Internet-Hit - Person jetzt in
Untersuchungshaft +++ Beschuldigten 3 Tage Kontakt zu Rechtsanwalt
verwehrt +++



Köln, 19. September 2018. Seit zwei Wochen wird die Besetzung des
Hambacher Forstes bei Köln durch RWE mit Hilfe eines Großaufgebotes
der Polizei NRW und anderer Bundesländer geräumt. Seit Sonntag
befinden sich zwei weitere Personen in Untersuchungshaft. Damit
befinden sich insgesamt fünf Aktivist*innen der Besetzung in
Untersuchungshaft.

Die Polizei verhaftete die zwei weiteren den Behörden bisher
namentlich nicht bekannten Anarchist*innen "Winter" und "Jazzy"
bereits am Samstag. Sie sollen sich in einem Baumhaus im Waldcamp
"Norden" gemeinsam fest gekettet haben. Damit erfüllen sie aus Sicht
der zuständigen Staatsanwaltschaft Aachen und der Haftrichterin des AG
Düren den gemeinschaftlich begangenen Tatbestand "Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte im besonders schweren Fall" nach § 113
Abs. 2 StGB.

Aufgrund einer bewegenden Ansprache direkt nach der Festnahme ist die
Inhaftierte Winter bereits medial bekannt. "Die denken wahrscheinlich,
sie hätten gewonnen, aber sie können nicht gewinnen, weil sie den Wald
genauso brauchen wie wir. Sie können diesen Kampf hier auch nicht
gewinnen, weil da draußen so viele Menschen hinter uns stehen. Und das
einfach nicht verstehen, dass wir nicht für uns kämpfen, sondern für
uns alle", so Winter bei der Festnahme.

Für diesen Vorwurf in Untersuchungshaft zu landen ist nur durch die
Gesetzesänderung im StGB von Ende Mai 2017 möglich, dass die
Mindeststrafe für gemeinschaftlichen Widerstand auf 6 Monate im
Gegensatz zu einer Geldstrafe bei einfachem Widerstand aufwertete.
Weiter wird sich hier auf ein Urteil des OLG Stuttgart, das das
einfache Festketten "in Erwartung eines bevorstehenden
Polizeieinsatzes" bereits als Widerstand wertet, bezogen. Beides sind
Strafrechtsverschärfungen, die vor allem gegen linke Aktivist*innen
eingesetzt werden.

Beiden Beschuldigten wurde der Kontakt zu ihrem Anwalt über drei Tage
verweigert - inkl. bei der Haftrichtervorführung. Laut Polizei haben
beide darauf verzichtet, Winter & Jazzy dementieren dies jedoch: Sie
hätten jederzeit vehement nach ihrem Rechtsanwalt verlangt und auf ihr
Recht auf Hinzuziehung eines Verteidigers bestanden.

Winter äußerte sich in ihrer Ansprache eindrücklich zur Nichtangabe
ihrer Personalien: "Sie werden nie verstehen, wie das ist, mit
Menschen zusammen zu leben, denen es scheißegal ist, wie du heißt."
Das Anarchist Black Cross in seiner Rolle der Gefangenenunterstützung
rät ebenfalls hierzu: "Kein Mensch muss an seiner eigenen
Strafverfolgung mitwirken. Vor dieser Gefahr bewahrt uns unter anderem
der § 136 StPO. Er gibt das elementare Recht, keine Angaben zu
Personalien machen zu müssen, auch wenn dies von den Gerichten häufig
missbräuchlich verdreht oder vergessen wird. Wir fordern allen den
Inhaftierten nahestehende Personen dazu auf, dies zu akzeptieren und
zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Anarchist Black Cross Rhineland

E-Mail: abc-rhineland@riseup.net

Internet: https://abcrhineland.blackblogs.org
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WALD/322: Hambacher Forst - Klimakampfsymbol ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 18. September 2018

Hambacher Wald: Bundesregierung soll vermitteln



Zur Sitzung der Kohlekommission am heutigen Dienstag appelliert die
Klima-Allianz Deutschland an die Bundesregierung, vermittelnd in den
Konflikt um den Hambacher Wald und Zwangsumsiedlungen einzugreifen. Damit
einher geht der Appell an RWE, jegliche Zerstörung im Wald zu unterlassen.
Das Bündnis aus Kirchen, Betroffenen-, Umwelt- und Entwicklungsverbänden
appelliert eindringlich an den Energiekonzern, die Rodungsarbeiten und
weitere Zwangsumsiedlungen zumindest solange ruhen zu lassen, bis die
Kohlekommission einen Fahrplan für einen Kohleausstieg erarbeitet hat und
Klarheit darüber herrscht, wie viel Braunkohle überhaupt noch gefördert
werden soll.

Dazu erklärt Eberhard Brandes, geschäftsführender Vorstand des WWF: "Das
von RWE geplante komplette Abholzen des Hambacher Waldes ist inakzeptabel.
Wir dürfen der schmutzigen Braunkohle nicht weiter unsere natürlichen
Lebensgrundlagen opfern - dafür ist der Erhalt des Hambacher Waldes zum
Symbol geworden. Heute verfeuert ausgerechnet Deutschland mehr
klimaschädliche Braunkohle als jedes andere Land der Erde. Das muss
aufhören. Auch RWE muss sich von der naturzerstörerischen und
gesundheitsgefährdenden Kohleverfeuerung lossagen und auf klimaneutrale
Zukunftstechnologien setzen. Die Bundesregierung darf nicht weiter tatenlos
zusehen, wie ein Unternehmen und eine Landesregierung Fakten schaffen,
während in der Kohlekommission verhandelt wird, ob die Braunkohle unter dem
Hambacher Wald überhaupt noch verfeuert werden darf. Bei einem
Kohleausstieg entlang der Zeile des Pariser Klimaabkommens und der
deutschen Klimaziele werden die genehmigten Braunkohletagebaue in
Deutschland drastisch verkleinert werden müssen. Wir fordern die
Bundesregierung auf, jetzt auf RWE und die NRW-Landesregierung einzuwirken,
um das geplante Abholzen des Waldes zu verhindern, mindestens aber
auszusetzen solange die Kohlekommission noch verhandelt."

Pirmin Spiegel, Hauptgeschäftsführer von Misereor, erklärt: "Bereits heute
sind die Folgen des Klimawandels hier und noch stärker in vielen Ländern
des Globalen Südens sicht- und spürbar, etwa durch zunehmende Hitzewellen,
Dürren oder Überschwemmungen. Insbesondere Braunkohlekraftwerke tragen
wegen ihres hohen Ausstoßes an Treibhausgasen massiv zum Klimawandel und
damit auch zu zum Teil verheerenden Folgen für Mensch und Mitwelt bei. Wir
brauchen daher einen schnellen Kohleausstieg; und zwar nicht nur in
Deutschland, sondern global."

Miserior hat gestern seine Kampagne "Kohlestopp global" gestartet.

Peter Immekus, 1. Vorsitzender des Netzwerks Bergbaugeschädigter des
rheinischen Braunkohlenreviers, sagt: "Der sozialverträgliche Ausstieg aus
der Kohleverstromung zur Umsetzung der Klimaziele von Paris gehört zu den
drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Der Strukturwandel muss so organisiert
werden, dass er neue Perspektiven in den Braunkohlerevieren schafft. Bei
vielen Menschen, die in der Kohleverstromung arbeiten oder von der
Umsiedlung durch einen Tagebau bedroht sind, herrscht hohe Unsicherheit
über ihre Zukunft. Wir brauchen jetzt eine konsequente Strategie, die den
Klimaschutz entlang der Ziele des Pariser Klimaabkommens befördert,
Planungssicherheit für Unternehmen und Arbeitnehmer schafft und vom
Strukturwandel betroffene Menschen und Regionen gezielt unterstützt."


Hintergrund:

Naturschutzrechtlichen Vorschriften zufolge beginnt die Rodungssaison erst
am 1. Oktober. RWE hat zudem nach Aufforderung des OLG Münster ein
Stillhalteabkommen unterzeichnet, bis zum 14. Oktober keine Bäume zu
fällen. Wie das DIW und andere wissenschaftliche Institute zeigen, wird ein
Zugriff auf die Braunkohle unter dem wertvollen Hambacher Wald und vielen
Dörfern nicht mehr nötig sein, sodass diese vor einer Zerstörung bewahrt
werden können.

Website Kohlestopp global von Miserior: 

https://www.misereor.de/mitmachen/aktionen/kohlestopp-global/


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Verbraucherschutz,
Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte
Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler,
europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 20 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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WALD/321: Hambacher Forst - Demo vorverlegt ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Presseerklärung von BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands vom 18. September 2018

Noch schneller den Hambacher Wald retten und Kohle stoppen: 

Großdemo auf 6. Oktober 2018 vorverlegt



Berlin/Düsseldorf/Buir, 18. September 2018: Nachdem RWE vergangene Woche
mit der Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald begonnen hat, ziehen auch
Umweltschützer ihre Proteste vor. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.

Hinweise: Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!

Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

Pressekontakt:

BUND: Annika Natus, BUND-Pressesprecherin, Tel.: 030-27586-464 , E-Mail:
presse@bund.net

Campact: Svenja Koch, Campact-Pressesprecherin, Tel.: 04231 -597590, E-
Mail: koch@campact.de

Greenpeace: Cornelia Deppe-Burghardt, Tel.: 040-30618344, Mobil: 0151-
14533087, E-Mail: cornelia.deppe-burghardt@greenpeace.de

NaturFreunde, Uwe Hiksch, Mobil: 0176-62015902, E-Mail:

hiksch@naturfreunde.de
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verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.


Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!



Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald



Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/320: Hambacher Forst - Hängematten, Widerständler, sie weichen nicht ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 17.09.2018

Räumung im Osten und Westen, Solikonzert vorm Wald



Mit müden Augen schreiben wir diese heutige Pressemitteilung. Das
Baumhausdorf Gallien wird seit heute Morgen geräumt. Mit vier
Hebebühnen versuchte die Polizei die Menschen aus den Traversen und
Baumhäusern einzusammeln, aber durch Lock-ons, gute und motivierte
Laune der Aktivsti und Unterstützer*innen sind immer noch vier von
neun Baumhäusern besetzt und unzerstört. Die Räumung von Gallien läuft
nun seit ganzen zwei Tagen und die Polizei hat noch viel zu tun, um
die Aktivisti komplett zu räumen.

Die Aktivisti bleiben widerständig! Das war auch in Oaktown heute
wieder einmal sichtbar: ein "climate-justice warrior" hält Oaktown am
Leben. In seiner Hängematte liegend und nur mit einer Tasche voller
Bücher hat er sich von den Polizeikräften nicht einschüchtern lassen.
Stattdessen hat die Polizei es erst einmal aufgegeben, ihn aus dem
Baum zu holen.

Im Westen der Besetzung wurden zum zweiten Mal die Räumungsbefehle
vorgelesen und die Räumung weitergeführt. Durch mehrere Sitzblockaden
und neu errichtete Barrikaden haben Aktivisti, auch von Aktion
Unterholz, die Räumung erschwert und verzögert. RWE hat angefangen
eine breite Schneise an Bäumen rund um Beechtown im Westen zu roden.
Als Menschen laut "hört auf!" riefen, gab es tatsächlich den Moment,
wo die Maschinen stoppten. Vielleicht hat das RWE Mitarbeiter*innen
zum Nachdenken über ihr Handeln im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst
gebracht. In Cozytown hält sich die Laune der Aktivisti in den Bäumen
trotz der gewaltsamen Zerstörung im Wald. Singend gebieten sie RWE und
Polizei Einhalt und müssen doch die Zerstörung ihres Zuhauses und die
Entführung ihrer Genossis mitansehen. Hier wird sich die Räumung wohl
in die Nacht hineinziehen, da Polizei Scheinwerfer aufgestellt hat.
Vier Baumhäuser sind hier noch besetzt.

Auch eine Cellospielerin hat heute ihre Solidarität mit den
Besetzer*innen des Hambacher Forstes laut und deutlich gezeigt. Mit
einer Sinfonie von Bach war sie in Cozytown ein Beispiel für die
Diversität der Bewegung. Nur durch die Unterstützung von allen Seiten
konnte die Räumung der Besetzung im Westen hinausgezögert werden.

Doch auch unsere punkigeren Unterstützer*innen sind heute zahlreich
zum Wald gekommen. Mit einem Solikonzert haben die Punkbands Zen Mob
und Mülheim Asozial, sowie Liedermacher Konny ihren Senf zu
Umweltzerstörung und Klimagerechtigkeit gegeben. "Bier gegen Bagger,
Bier gegen Deutschland, Bier gegen Bagger und Deutschland!" klang es
durch die sonst ruhige Abendstimmung auf der Wiese.

Wir wollen noch eine Sache klar machen: Auch wenn die Situation in den
Medien hier heute ruhiger als die Tage zuvor wirken mag, die
irrsinnigen Räumungen gehen gewaltsam weiter! Pressevertreter*innen
werden weiterhin aktiv von Polizeikräften von den Tatorten der
Zerstörungswut von RWE ferngehalten. Es kommen die ganze Zeit neue
Menschen an, die den Ökoterrorismus von RWE und Innenminister NRWs
Herbert Reul (CDU) nicht länger zusehen wollen. Ihre Unterstützung und
Präsenz gibt den Aktivisti in den Bäumen neue Kraft, Motivation und
Mut für den gemeinsamen Kampf für Klimagerechtigkeit hier und heute.

Dank der starken Stimmung bei dem Solikonzert heute Abend sind wir
bereit für die nächsten Tage, sind wir bereit uns RWE und der Polizei
weiterhin entgegenstellen, um weiterhin an die Menschen da draußen das
Zeichen zu setzen: Hambi bleibt, für heute und für immer!


Ticker vom 18. September

21:00 Korrektur: Auf Whydah sind noch Menschen im Lock-on!

20:50 Whydah und Nonames sind komplett geräumt - letzte Personen
wurden im Gefangenentransporter abtransportiert.

20:44 Keine Arbeiten mehr in Cosytown oder Beechtown. Trotzdem wird
der Flutscheinwerfer auf Beechtown gerichtet. Polizei steht dumm
daneben.

20:40 Am Punkpod gibt es jetzt ein spontanes Pianokonzert.

20:10 Räumung auf Whydah (letztes Baumhaus in Gallien) läuft noch.

17:56 RWE räumt und verfüllt Barrikaden kurz vor Lorien.

17:26 Bestätigung erteilt! Morgen (19.09. 10:00) beginnt das HambiCamp
in Manheim! Weitere Infos folgen!

17:40 In Cosytown sind Bambule und Lumpi ungeräumt, die Schneise zu
Lumpi kaum begonnen. Fangenspiele zwischen Menschen am Boden und BFE.
Essen in Beechtown angekommen.

16:50 Polizeipräsident Weinspach begutachtet Cosytown und Beechtown.
Hulen von allen Bäumen zu hören.

16:34 Nonames: Kettensäge zu hören. Menschen auf Dach werden wohl
zuerst geräumt.

16:30 Polizei löst Feldbrand aus und löscht mit Wasserwerfern.
Brandschutz?!

16:18: Mensch wird von Dach geräumt. Kletterpolizist: "Ich finde das
scheiße, keine Frage."

16:15: "Räumungsputz" beginnt bei Nonames.

16:10 Nonames: "Ihr zerstört hier unser aller Zukunft. Es geht nicht
nur um diesen Baum". Polizei ist das egal.

16:08 Kletterpolizei auf Nonames bei Gallien. Wir verfolgen am Telefon
die Räumung mit. Ihr seid wundervoll! "Wieso seid ihr hier?! Ich hab
euch nicht in mein Zuhause eingeladen!"

Räumung von Nonames beginnt. Die zwei Menschis sind bereit. Passt gut
auf euch auf!

15:24 Hebebühne macht sich beim Nonames bereit, keine
Räumungsverfügung vorgelesen. Wir bitten Journalist*innen dort hin zu
gehen!

Polizei und RWE möchten Monopod in Lorien schneiden, an dem ein
Menschenleben hängt. Kameraleute bitte hierher.

14:45 Es dürfen laut Aussage der Polizei nur Presse und
parlamentarische Beobachter in Wald. Order gilt wohl seit 2 Stunden.

14:32 Punkpot wird von Wildschweinen geschützt!

13:48 Chillum wird geräumt, Orca und Bolo werden auseinander genommen,
Cherry Picker orange und rot, plus großer weißer Kran. Traversen vor
Nonames werden durchgeschnitten, eine Person scheint in einer weiteren
Traverse gesichert zu sein. Lorien scheint wieder ruhig zu sein.
Randale wurde geräumt.

13:41 Randale wurde geräumt. Von dem Baumhaus waren während der
Räumung Schmerzensschreie zu hören.

13:09 Polizei räumt Sitzblockade in Gallien.

12:37 Lorien von Polizisten umringt, wird durchsucht.

12:36 Ca 200 Riot Cops zwischen Wald und Wiesencamp.

12:30 In Cosytown passiert gerade nicht viel. Hebebühnen warten &
Kletterpolizei sichtet Fotos.

11:37 Hebebühne fährt zu Randale hoch.

11:33 Zweiter und letzter Mensch von Fabrik in Cosytown geräumt.

11:25 An Orca und Chillum (Gallien) stehen 5 Hubsteiger.

9:50 RWE-Personal zersägt Unterholz unter Cosytown.

9:00 Schneise nach Nonames (Baumhaus vor Gallien) wird geschlagen.

4:25 Die untere Plattform von Casa scheint ihnen zu unstabil zu sein
und wird jetzt abgestützt.

3:48 Weitere 2 Personen in Cosytown aus Hängematten geräumt. Das
Lock-on ist weiter am Start.

2:05 Nach knapp 4 Stunden ist die erste von 3 Personen aus dem Lock-on
in Casa De Durruti geräumt. Die Cops schmeißen jetzt alles vom
Baumhaus runter. Sieht nach Nachtschicht aus.

0:50 In Cosytown wird immer noch geräumt! 3 Menschen sind auf Casa de
Durruti im Lock-on, die Cops sind am flexen.


Ticker vom 17. September

22:30 Über 50 Menschen an der Mahnwache

22:10 7 Wannen verlassen die Wiesen.

21:49 Die Polizei kontrolliert Menschen 100m vor der Wiese. Es ist
ihnen verboten, Essen mitzubringen.

21:45 Umweltaktivisti wird vom Kletterkommando auf die Hebebühne
gebracht. Von oben wird währenddessen ein Baumhaus in Cozytown
abgerissen. Im Baumhaus sind laut Polizei 2 Leute an einem Gegenstand
befestigt.

21:30 Das Soli-Konzert ist offiziell beendet.

21:28 Räumung eines Baumhauses Cozytown wird fortgesetzt, Polizei
versucht reinzukommen.

21:02 Person mit Lock-on wurde nach 5 Minuten von einem Baumhaus in
Cozytown gebracht.

20:55 Flutlicht in Gallien. Cops mit Taschenlampen im Wald. Gallien:
Himmelblau, Schwaukel, Paradies, Bolo, Tower geräumt/abgerissen

20:22 Polizei holt Kletterer vom Seil - er lieferte sich noch eine
kurze Verfolgungsaktion mit den Beamten.

20:06 Beide Hebebühnen stehen an einem Baumhaus in Cosytown, SEK in
Kletterausrüstung rückt an. Hier wird möglicherweise gleich weiter
geräumt.

20:02 Während des Konzertes versuchen BFE und weitere Einheiten nach
Lorien zu gelangen.

19:35 Ein Teil der Konzertbesucher (ca. 100 ?) macht sich spontan auf
den Weg Richtung Wiese.

19:12 In Cosytown sind drei Menschen in einer Traverse zwischen 2
Baumhäusern.

19:00 Bolo wird zerstört.

18:53 Es geht weiter mit der Räumung in Cosytown.

18:19 Hunderte Menschen auf dem Weg zum Konzert.

17:19 Gallien-Tower und Paradies werden zerstört, Hebebühnen in
Beechtown (?)

17:15 Polizei ist aus Beechtown abgezogen (?), Barrikadenräumung in
Cosytown

17:00 Ein Flatterband wird um Cosytown gezogen, Schneisen werden
geschlagen. In Gallien läuft die Räumung von Bolo.

16:53 Holzbarrikaden werden mit Kettensägen zerstört, während
außenherum ein Harvester kleinere Bäume fällt.

16:25 Bäume werden in Beechtown gefällt, Menschen schreien "Hört
auf!". RWE hört auf.

15:36 RWE rodet eine Schneise zum Beechtown, obwohl ein Aktivisti
direkt an der STelle in Baum steht. RWE macht weiter, Polizei steht
daneben.

15:20 Cherrypicker schlägt Schneise durch Beechtown. Tiefhängende
Walkways wurden gekappt. Katz-und-Maus-Spiel am Boden zwischen je ca.
50 Aktivisti und Cops. Letztere auch mit Hunden, erstere dafür mit
Sitzblockaden.

15:19 Aktivist*innen sind zum Beechtown gekommen.

14:20 Paradies und Tower in Gallien geräumt. Kletterpolizist auf
Traversen kommt nicht ohne Hilfe herunter.

14:20 In Gallien wird Bolo geräumt.

14:04 Räumungsverfügung wird in Cozy-town vorgelesen

13:34 Sitzblockade nahe Beechtown, um die Vorbereitungen der Räumung
zu behindern. Immer mehr Polizei, aber noch keine Aufforderung der
Räumung stattgefunden.

13:09 Polizei räumt gerade Beechtown. Räumungsbefehl wurde vorgelesen.
Bäume werden gefällt, ein Mensch verhaftet, und die #AktionUnterholz
Sitzblockade wird aufgelöst. Keine Presse da!! Wir bitten
Journalist*innen dort hin zu gehen!

12:36 Cops sind jetzt bei Baumhaus Namens "Paradies" in Gallien. Erste
Person schon geräumt.

12:14 Die Hebebühne zwischen Paradies und "Lazy-town" ist
kaputtgegangen.

12:09 Eine Person von Traverse in Gallien geräumt.

12:08 Polizei hat versucht ein Cello-Spieler*in zu räumen, viele
Kameras dabei.

11:46 Im Gallien-Tower werden die Scheiben eingeschlagen.

11:38 Vierte Hebebühne jetzt in Gallien.

11:10 3 Hebebühnen sind bereit. Noch keine Baumhäuser geräumt.
"Stimmung scheiße, aber WIR SIND BEREIT!"

10:38 Hebebühne positioniert sich.

10:32 Zweite Hebebühne in Gallien

10:20 Menschen errichten Barrikaden beim Cozytown, die schnell von
Polizei geräumt werden. Sonst ganz ruhig. Gestern wurde 6 Menschen aus
Cozytown genommen.

10:10 SEK mit Kletterausrüstung und Hebebühne in Gallien

10:08 AktionUnterholz Sitzblockade komplett geräumt. Hebebühne in
Position.

10:00 Parlamentarische Beobachterin kommt in den Wald, mit Essen für
den letzte Mensch in Oaktown! Chillum vermutet baldige Räumung.

09:50 Sitzblockade in Gallien von AktionUnterholz wird von Polizei
Mensch für Mensch weggetragen. SEK und Höhenkletterer dabei.

09:07 Im Norden von Gallien werden große Bäume gefällt. Räumung der
Sitzblockade grad pausiert.

09:02 Mensch aus AktionUnterholz Sitzblockade bekommt Schlag ins
Gesicht.

08:59 AktionUnterholz Sitzblockade unter Gallien Tower

08:26 Zwei Wannen fahren in den Wald rein. Gefangenen Transporter und
6 Wannen stehen am Kieswerk.

08:00 Der letzte Mensch in Oaktown ist immer noch in Baum! Er braucht
Essen, Wasser und eure Solidarität!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/319: Hambacher Forst - dem eigenen Wort entgegen ... (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 17.09.2018

Rodung des Hambacher Waldes für den Kohleabbau: ein fatales Zeichen der
Infragestellung der Klimaschutzziele

Hans Diefenbacher, Beauftragter des Rates der EKD für Umweltfragen
Ruth Gütter, Referentin für Nachhaltigkeit im Kirchenamt der EKD



Mit Sorge und Unverständnis verfolgen wir die Maßnahmen zur Vorbereitung
der Rodung weiterer Flächen des Hambacher Waldes durch RWE für eine
Fortsetzung des Braunkohleabbaus. Wir betrachten die Vorbereitung der
Rodung zum jetzigen Zeitpunkt als ein fatales Zeichen der Infragestellung
der Klimaschutzziele, die sich die Bundesregierung selbst gesetzt hat.
Diese Ziele sind nur mit einem möglichst schnellen Ausstieg aus der
Kohleförderung zu erreichen. Wir raten dringend dazu, die Ergebnisse der
"Kohlekommission", die sie in einer Abschluss-Sitzung am 11. Dezember 2018
festlegen will, abzuwarten. Oberstes Ziel ist es, die deutschen Klimaziele
bis 2030 zu gewährleisten. Je nachdem, welchen schrittweisen Ausstieg aus
der Kohleverstromung die Kommission vorlegt, wäre das jetzt so umstrittene
Braunkohle-Abbaugebiet - zwar einzelwirtschaftlich profitabel - aus
gesamtwirtschaftlicher Sicht vielleicht nicht nötig.

Wir bitten, Szenarien der Energieversorgung zu betrachten, die von diesen
Grundlagen ausgehen. Sollte sich ein weiterer Kohleabbau als unumgänglich
erweisen, um die Versorgungssicherheit in Deutschland zu gewähren, hätte
man nur wenige Monate in Hambach verloren. Wenn ein Kohleausstieg jedoch
auch anders geplant werden kann, wäre die Rodung des Waldes - eine
unumkehrbare Zerstörung von über Jahrhunderte gewachsener Natur -
überflüssig gewesen.

Die EKD-Synode hat sich schon 2016 klar für eine konsequente
Dekarbonisierung der Energiewirtschaft in Deutschland ausgesprochen und an
die Bundesregierung appelliert, den sozialverträglichen Ausstieg aus der
Kohleförderung möglichst bald in die Wege zu leiten und dazu alle
Betroffenen einzubinden.

Die EKD hat auch die CO2-Einsparziele der Bundesregierung mehrfach
ausdrücklich begrüßt. Sie hat diese Ziele als Selbstverpflichtung auch für
sich selbst beschlossen und den Landeskirchen als Zielsetzung empfohlen,
was dort zur Verabschiedung von zahlreichen Klimaschutzkonzepten geführt
hat, die bereits zu deutlichen CO2-Einsparungen geführt haben. Damit
unterstreichen die Evangelischen Kirchen, dass es ihnen auch mit ihrer
eigenen Glaubwürdigkeit ernst ist. Solche Schritte sind wichtig, um die
Erde - Gottes gute Schöpfung - für nachfolgende Generationen zu erhalten.

Wir unterstützen daher die Forderung der Evangelischen Kirche im Rheinland
sowie der Umweltbeauftragten der Evangelischen Kirche von Westfalen nach
einem sofortigen Stopp weiterer Maßnahmen zur Rodung des Hambacher Waldes
und nach einem Moratorium, bis die eingesetzte Kohlekommission ihre
Ergebnisse vorgelegt hat. Wir verstehen gut, dass viele engagierte Bürger
und Bürgerinnen sich für den Erhalt des Waldes einsetzen. Hier geht es um
mehr als den Streit um die Erweiterung eines Braunkohletagebaus. Hier geht
es um die Glaubwürdigkeit Deutschlands als Vorreiter im Klimaschutz und um
die Verantwortung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen für kommende
Generationen.

Hannover, 17. September 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 103/2018 vom 17.09.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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WALD/318: Hambacher Forst - BBU nimmt Stellung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

BBU-Vorstand kritisiert Polizeieinsatz im Hambacher Forst und fordert
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung



(Bonn, Düsseldorf, 17.09.2018) Der Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) hat sich bei seinem Treffen am
Wochenende mit dem Widerstand gegen die Räumungen im Hambacher Forst
solidarisiert. Die massiven Polizeieinsätze wurden scharf kritisiert,
gleichzeitig sprach sich der BBU generell gegen jegliche weitere Rodungen
im Hambacher Forst aus.

An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen sowie an die Bundesregierung
richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die Forderung nach einem
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der Einstellung jeglichen
Braunkohleabbaus. An die Kommunen, die noch immer RWE-Aktien besitzen,
richtet der BBU-Vorstand die Forderung, unverzüglich die RWE-Aktien zu
verkaufen. "Kommunen dürfen nicht länger mit öffentlichen Mitteln die
fatale Energiepolitik des Energiekonzerns RWE unterstützen. RWE ist nicht
nur im Kohlebereich aktiv sondern gehört auch noch immer zu den
Atomkonzernen", so Oliver Kalusch, Mitglied des Geschäftsführenden
BBU-Vorstandes.

Die Demonstration am Sonntag (16. September 2018) beim Hambacher Forst, an
der sich mehrere Tausend Menschen beteiligt haben, bezeichnet der BBU als
deutliches Signal an die Landes- und Bundespolitik. Die breite
Protestbewegung fordert eine umfassende Energiewende. Die Proteste werden
fortgesetzt und auch der Vorstand des BBU ruft zur weiteren Teilnahme an
Demonstrationen und Mahnwachen gegen die Räumung des Hambacher Forstes und
gegen die Rodung des wertvollen Waldgebietes auf.




Weitere Informationen:

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de

https://bbu-online.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände
und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn.
Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind
aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der
Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für
menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und
weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen
Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/317: Hambacher Forst - Entsetzen über RWE ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 17. September 2018

Hambacher Wald: "unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller
Menschen" 



Berlin, 17. September 2018 - Angesichts der weiter andauernden Räumung des
Protestcamps im Hambacher Wald sind die NaturFreunde Deutschlands entsetzt
über die starre und rückwärtsgewandte Haltung des RWE-Konzerns. "Uns ist
bange, dass eine solche Unternehmensführung einen der größten
Energiekonzerne Europas leitet", erklärt Michael Müller, Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands.

Der RWE-Konzern ist in erster Linie aus kommunalen Stadtwerken entstanden
und hat seine Wurzeln in der unmittelbaren Hilfe für Menschen durch die
Schaffung einer modernen Infrastruktur. "Davon hat sich RWE himmelweit
entfernt. Dieses Unternehmen, das bei jeder größeren und kleineren Krise
Hilfen vom Staat verlangt, ist offensichtlich unfähig, sich auf die
Gesellschaft zuzubewegen", empört sich Müller. "Uns tun auch die
beteiligten Polizisten leid, von denen viele gegen ihre Überzeugung die
Baumhäuser im Hambacher Wald zerstören müssen."

Die NaturFreunde Deutschlands fordern RWE auf, nicht weiter das
Zukunftskapital der Gesellschaft zu zerstören. Müller: "Die technokratische
Logik von RWE zerstört nicht nur einen Wald, sondern ist auch ein
gesellschaftlich unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller Menschen.
Die Rodung des Hambacher Waldes ist so überflüssig, wie sie falsch ist."

RWE weiß, dass die fossilen Energieträger keine Perspektive haben. Trotzdem
gehört der Energiekonzern zu den Blockierern der Energiewende. Dabei nimmt
RWE auch seine Beschäftigten in Geiselhaft. Michael Müller: "Um den
Menschen in den Braunkohleregionen zu helfen, braucht es eine Brücke
zwischen der heutigen Welt und den Anforderungen der Zukunft.
Offensichtlich ist der RWE-Vorstand aber kein Brückenbauer, sondern
zerstört stattdessen Verantwortung und Vernunft. So sind Klimaschutz,
soziale Gerechtigkeit und die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen
nicht miteinander zu vereinen. RWE-Vorstandsvorsitzender Martin Schmitz und
seine Vorstandskollegen müssen endlich zur Vernunft kommen."

Doch nicht nur RWE habe bisher versagt, sondern auch der Staat, so Michael
Müller weiter: "Schon längst hätte es in den Braunkohleregionen zu
regionalen und sektoralen Strukturprogrammen kommen müssen, die auch die
Städte einbeziehen. Die Kohlefrage zeigt, wie wenig die Politik noch
programmatischen Anforderungen gerecht wird."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.09.2018
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WALD/316: Hambacher Forst - Baumhäuser überall ... (Bündnis "Pödelwitz Bleibt")


Bündnis "Pödelwitz Bleibt" - Pressemitteilung vom 17. September 2018

Baumhaus für Hambacher Wald in Pödelwitz

Bündnis "Pödelwitz Bleibt" zeigt sich solidarisch mit den Protesten



Pödelwitz. Am Samstag zogen Mitglieder des Bündnisses "Pödelwitz Bleibt"
ein Baumhaus im Pfarrgarten empor, um ihre Solidarität mit den Aktiven
im Hambacher Forst zu bekunden. Im Wald von Hambach will der
Energiekonzern RWE Braunkohle fördern und lässt deshalb derzeit die
Besetzer*innen räumen, die den Wald schützen wollen. An der Aktion in
Pödelwitz nahmen über 60 Teilnehmende aus der Region teil, die ihre
Forderungen nach einem schnellen Kohleausstieg und einem Erhalt des
Waldes sowie der bedrohten Dörfer mit Transparenten und Sprechchören
verdeutlichten.

Ilana Krause vom Bündnis "Pödelwitz Bleibt" erläutert die Aktion: "Die
Dürre diesen Sommer in Deutschland und die derzeitigen Riesenstürme in
anderen Teilen der Welt zeigen, wie die Klimakrise aussieht. Es ist
nicht hinnehmbar, dass ein uralter Wald für Braunkohle abgeholzt werden
soll, obwohl diese Deutschlands größter Beitrag zum Klimawandel ist.
Pödelwitz droht das gleiche Schicksal, hier will die MIBRAG für die
Kohle ein 700 Jahre altes Dorf zerstören, sogar ohne rechtliche
Grundlage. Deshalb wollen wir den vielen Protestierenden im Rheinland
sagen: Wir kämpfen mit euch!"

Das Baumhaus wurde von zahlreichen Kindern bemalt und anschließend mit
einer Seilwinde hochgezogen. Der Aktion vorausgegangen war ein Konzert
des "Bestaussehendsten Chors", der in der Pödelwitzer Pfarrkirche sang.
Der Chor aus Leipzig hegte schon länger den Wunsch in Pödelwitz
aufzutreten und das Bündis "Pödelwitz Bleibt" in seinen Aktivititäten zu
unterstützen.

Das 650 Jahre alte Dorf Pödelwitz, das nach dem Willen des
Tagebaubetreibers MIBRAG für den Tagebau Vereinigtes Schleenhain
zerstört werden soll, ist spätestens seit diesem Sommer über die Region
hinaus bekannt: im August kamen über 1.000 Menschen zum "Klimacamp" nach
Pödelwitz und setzen mit Aktionen des Zivilen Ungehorsams ein Zeichen
gegen die Braunkohle.

Das Bündnis "Pödelwitz bleibt" besteht aus der lokalen Bürgerinitiative
sowie vielen weiteren Organisationen und Einzelpersonen. Es hat sich zum
Ziel gesetzt, Pödelwitz zu retten und für Klimagerechtigkeit zu
streiten, dafür finden unter anderem regelmäßig Veranstaltungen im
bedrohten Dorf statt.




Weiterführende Links:

Pro Pödelwitz:

http://www.pro-poedelwitz.de/

Pödelwitz Bleibt:

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/

Hambacher Forst:

https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Pödelwitz Bleibt

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/
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WALD/315: Hambacher Forst - der Kapitalismus kann nicht siegen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 16.09.2018

Demo mit tausenden Menschen, Hunderte im Forst vereint mit den Baumhaus-Aktivisti



Am vierten Tag der Räumung der Hambacher Forst Besetzung haben
Aktivisti und Unterstützer*innen dem Energieriesen RWE und der
Regierung von NRW deutlich gezeigt, dass die Besetzer*innen des
Hambacher Forstes nicht allein in ihrem Kampf sind!

Schon früh am Morgen war es klar, dass der wöchentliche
"Waldspaziergang" ein besonderer sein würde. Obwohl die Polizei im
Vorhinein offiziell verkündet hatte, dass es dem von Eva und Michael
Zobel geleiteten "Waldspaziergang" nicht erlaubt sein würde, den Forst
zu betreten, kamen tausende Menschen aller Altersgruppen zum
nächstgelegenen Ort Buir. Die Demonstrierenden füllten mehrere
S-Bahnen auf ihrem Weg von Köln zum Forst. Nach mehreren Stunden, in
denen der ankommende Schwall an motivierten "Waldspaziergänger*innen"
nicht abzureißen schien, begann sich die Versammlung in Richtung des
Hambacher Forstes zu bewegen. Mit wehenden Flaggen und lauten Rufen
zeigten Tausende ihre Solidarität mit den Klimagerechtigkeitsaktivisti
in der Besetzung und protestierten für den Erhalt des 12.000 Jahre
alten Waldes und nicht zuletzt gegen den Abbau der Braunkohle durch
den Energieriesen RWE.

Als die Protestierenden die Mahnwache erreichten, brachen mehrere
hundert Menschen aus dem Protestmarsch aus. "Wir wollen einen
Waldspaziergang" rufend schafften sie es, durch die Polizeiketten
hindurchzufließen und den Wald zu betreten. Dort angekommen, breiteten
sich die Menschen auf den Wald großflächig aus und umkreisten die
Besetzungen, die zu dem Zeitpunkt geräumt wurden, um die Aktivisti auf
den Bäumen zu unterstützen. An manchen Stellen gelang es, die Polizei
zurückzudrängen, sodass es einigen hundert Aktivisti gelang, einen
Räumungspanzer bei der Cozy-town Besetzung komplett zu umstellen!
Andere liefen durch den Wald, errichteten Barrikaden und spielten
Katze-und-Maus mit den Polizeikräften, die irgendwie versuchten, die
Kontrolle über den Wald zurückzubekommen.

Auch wenn die Polizei auch heute mehrere Aktivisti brutal verhaftete,
zeigten die Momente den Menschen, dass Selbstermächtigung und
Solidarität die stärksten Waffen gegen Repression sind! Es wurde
deutlich, dass wenn wir überzeugt und gewillt genug sind, wir alle
Hindernisse überwinden können. Sie mögen das Geld haben, aber wir
haben die Massen!

Während manche Leute den Wald zurückeroberten, in dem Versuch die
Zerstörung des einzigartigen Ökosystems des Hambacher Forstes
aufzuhalten, hatte die Aktionsgruppe "AufBäumen Gegen Kohle" eine
"Baumpflanzaktion" geplant. Eine große Menschengruppe, ausgestattet
mit Schaufeln, Gießkannen und Baumsätzlingen, versuchte die neuen
Bäume am Rande des Waldes einzupflanzen, um neues Leben in den Forst
zu bringen und dem von RWE begangenen Rodungen etwas
entgegenzustellen. Ihr friedvoller Protest traf jedoch auf sehr
aggressives Verhalten der Polizei, welche gegen Aktivist*innen
vorgingen, um sie von ihrem Ziel abzuhalten.

Am Ende des Tages gelang es Polizeikräften trotz der starken Präsenz
von Aktivisti und Unterstützer*innen, den Rest der Baumhäuser in
Oaktown zu räumen, inklusive Maushaus, Floki und Nest. Ein Aktivist in
Oaktown schaffte es eindrucksvoll, während des Tages in einem Baum
bleiben, wo der Mensch bis zu diesem Moment noch auszuharrt.

Die Polizei begann außerdem mit der Räumung der sogenannten
"Westside", welche die Baumhausdörfer Blutbuchingen und Cozy-town
beinhaltet. Von dort wurden zwei Menschen geräumt und zur
Gefangenen-Sammelstelle mitgenommen.

Im Laufe des Tages hat die Polizei die Presse auf Distanz zu den
Räumungen im Wald gehalten und es hart gemacht (fast unmöglich) für
Journalist*innen, die brutale Realität der Zerstörung der
Klimagerechtigkeitsbesetzung durch die Polizei in nationalen und
internationalen Medien zu zeigen.

Es wurde wieder einmal deutlich, dass für den Innenminister von NRW,
Herbert Reul (CDU), und die Regierung von NRW der Schutz der
Interessen von Energieriese RWE und der Kohlelobby eine höhere
Priorität hat als der Schutz der Pressefreiheit.

Die Unterstützung und die Solidarität der letzten Tage waren
unglaublich empowernd und haben uns allen die nötige Energie gegeben
weiterzumachen! Auch wenn der morgige Montag für viele Menschen den
Beginn einer neuen Arbeitswoche bedeuten mag, hoffen wir, euch alle
hier wieder zu sehen, um den Widerstand am Leben zu erhalten!

Hambi bleibt, für immer und ewig!


Ticker vom 16. September

20:52 Polizei belagert noch immer die Wiesenbesetzung und den Wald.

20:10 Polizei steht vor Gallien. An der Mahnwache entfernen sich
zahlreiche Wannen.

20:00 Polizei ist mit Greiftrupps im Wald unterwegs.

19:53 Eine Person am Flugfeld festgesetzt und abgeführt.

19:38 25 Wannen auf der Landstraße werden von Sitzblockaden
aufgehalten.

19:25 Eine Ingewahrsamnahme durch BFE (?) gerade aus der Blockade des
Räumpanzers von eben.

19:00 Der Buchstabenzug ist nicht lang genug. Ein Räumpanzer wird
singend blockiert.

18:50 Cosytown und Beechtown ruhig, kaum Polizei. Von der Wiese zieht
sich die Polizei ebenfalls langsam zurück, noch ca. 3 Hundertschaften
anwesend.

18:00 Eine Festnahme auf dem Hauptweg nahe Norden führt zu einer
großen Sitzblockade und Freilassung.

17:14 Aktivist*innen mobil, vereinzelte Durchbrüche in den
Sicherheitsbereich

17:16 Barrikaden bei Cosytown wieder geräumt.

17:15 Oaktown und Polizei komplett von hunderten Menschen umringt.

16:53 Tower in Oaktown ist eingestürzt.

16:40 Auf der Wiese geht ein Wasserwerfer in Position, ankommende
Menschen naßzuspritzen. Er macht eine Durchsage, die jedoch wegen des
starken Dialektes nicht verständlich ist.

16:00 Hunderte Menschen überall im Wald. Polizei zieht sich zurück,
ist aber in aggressiven Kleingruppen unterwegs. Barrikaden werden
gebaut.

15:50 In Cosytown wird ein Räumpanzer von hunderten Menschen umringt.
Polizei völlig überfordert, reagiert massiv.

15:50 Ein Mensch durchbricht versehentlich die Polizeikette am
Kieswerk.

15:34 Demo-Sanitäter*innen berichten, dass sie frontal mit
Pfefferspray angegriffen worden sind.

15:30 Hunderte Menschen erreichen Gallien und Oaktown! Plattform in
cosytown ist blockiert.

15:17 Hambi-bleibt!-rufende Menschen kommen in Oaktown an. Eine Person
ist dort noch auf einem Baum.

15:15 Viele Menschen an den Waldrändern, die Polizei hat Ketten
gezogen und versucht, Leute nicht in den Wald zu lassen. Am Kieswerk
viele Wannen.

14:59 Eine Person mit gesundheitlichen Problemen wurde vom Baum
abgelassen, sie befindet sich auf dem Weg ins Krankenhaus, ist aber
soweit wohlauf.

14:50 Am Kieswerk ist ein Krankenwagen im Einsatz. Anwesende
Polizeieinheiten: SEK & USK aus Bayern, BFE aus Baden-Württ. und
Hessen.

14:47 Ein Mensch von Fuchur geräumt, unklar ob noch Personen drauf
sind.

14:40 Floki und Nest (Oaktown) sind geräumt.

14:10 BFE macht sich bereit, Menschen vom Kieswerk und den Wällen
herum zu räumen.

14:09 Erste Gruppen vom Waldspaziergang spazieren jetzt im Wald!

13:55 Zwei Personen in Cosytown werden mit Gefangenentransporter
abtransportiert.

13:55 Spitze des Waldspaziergangs ist an der Mahnwache angekommen. Das
Ende ist noch am Bahnhof.

13:54 Räumung von Fuchur wird vorbereitet.

13:43 Erste Zählungen vom Waldspaziergang: 9000 Menschen. Es gibt
Gerüchte, dass Angela Merkel kommen will.

13:15 Polizei setzt Pferde gegen die Menschen ein! Einem Demonstranten
wurde der Fuß gebrochen.

13:15 Erste Person ("Mike") wird per Hebebühne von Nest (Oaktown)
gebracht.

13:12 Erste Versuche Richtung Wiesencamp in den Wald zu kommen,
Polizei wirkt überfordert.

13:09 Flexgeräusche aus einem Baumhaus in Cosytown zu hören.

13:03 Polizei beschwichtigt auf Twitter, dennoch bisher kaum bis keine
Presse in Oaktown.

12:45 Selbst der Polizei-Pressesprecher kann sich nicht gegen die
Polizei vor Ort durchsetzen. Presse wird weiterhin nicht
durchgelassen.

12:40 Blockade aufgelöst.

12:34 Spontane Sitz- und Stehblockade vor der Mahnwache

12:20 Tausende am Bahnhof Buir, erste Menschen werden zur Mahnwache
durchgelassen.

12:15 In Cosytown wird auch geräumt.

12:09 Ein Mensch hat sich über MausHaus am Baum festgekettet.

12:04 Hebebühne ist jetzt am MausHaus

11:43 Pressevertreter*innen werden an der Kiesgrube nicht in den Wald
gelassen. Keine Begründung weshalb.

11:31 Leute, die vom Bahnhof Buir an die Mahnwache kommen wollen,
werden nicht durchgelassen.

11:27 Nest und Floki werden gerade gleichzeitig geräumt.

11:20 Ein weiterer Mensch in Gallien von BFE-Einheit verhaftet.

11:00 Jetzt anscheinend auch eine Hebebühne bei Nest

10:46 Köln HBF: Eine vollgestopfte S-Bahn nach der anderen fährt
Richtung Hambi, es kommen immer mehr Menschen an. Die Bahnsteige sind
ebenfalls überfüllt.

10:40 #aufbäumen!-Demo verlässt Landstraße und geht Richtung Lorien.

10:23 Aktivist*innen nähern sich Oaktown, während RWE weiter unnötig
rodet.

10:18 Eine Festnahme in Gallien. Polizei geht massiv gegen
Unterstützer*innen vor.

10:12 SEK will sich wohl mit einem Autokran in die Krone von Floki
heben lassen.

09:29 Bereich um Nest (Oaktown) wird von einem Harvester gerodet.

08:55 Cops stressen am Kleingartenvertein. Personenkontrolle und
Versuch, Bodenstrukturen zu zerstören.

07:30 Der Tunnel ist geräumt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst
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WALD/314: Hambacher Forst - dann woll'n wir noch ein Bäumchen pflanzen ... (AufBäumen gegen Kohle)


Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 16. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes



Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Hambacher Wald, haben heute tausende Menschen unter dem Motto
AufBäumen gegen Kohle Jungbäume gepflanzt. Die Teilnehmer*innen haben
mit dieser Aktion des zivilen Ungehorsams ein starkes Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Forstes und für den sofortigen Kohleausstieg
gesetzt. Parallel zu der Aktion hat ein Waldfest mit vielfältigem
Kulturangebot, Redebeiträgen und Verpflegung stattgefunden.

Trotz des massiven Polizeiaufgebots und unverhältnismäßigen Verhalten
von Seiten der Polizei, haben heute tausende Menschen den breiten
zivilgesellschaftlichen Protest Ausdruck verliehen. "Indem die Polizei
und das Land NRW unseren legitimen Protest behindert haben, agieren sie
als Handlanger des Energiekonzerns RWE. RWE stellt ihre eigenen Profite
über die Lebensgrundlage von Millionen von Menschen und unsere Umwelt.
Das ist ein politischer Skandal und gefährdet unsere Demokratie", sagt
teilnehmende Klimaaktivistin Nina Scheuren.

"Die Bäume, die heute am Waldrand des Hambacher Forstes gepflanz wurden,
sind ein Symbol des Widerstandes gegen die Rodungsarbeiten von RWE und
Land NRW und eine praktische Sofortmaßnahme für eine klimagerechte
Zukunft. Wir machen die Rodungssaison zur Aufforstungssaison", sagt
Pressesprecherin Noah Bennett.

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas. "Mit
unseren Forderungen nach dem sofortigen Kohleausstieg und dem Erhalt des
Hambacher Forstes sprechen wir für die Merhheit der Gesellschaft. Wir
werden nicht länger auf Regierung und Politik warten und unsere Zukunft
selber in die Hand nehmen", sagt teilnehmender Klimaaktivist Clemens
Greiner.

 * 

Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 15. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes


Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Tagebau Hambach, pflanzen am Sonntag, den 16.09.18,
Klimaschützer*innen unter dem Motto AufBäumen gegen Kohle Jungbäume in
den bereits gerodeten Bereich des Hambacher Waldes. Die Teilnehmer*innen
setzen mit dieser Aktion zivilen Ungehorsams des massenhaften
Bäumepflanzens ein starkes Zeichen gegen die Abholzung des Hambacher
Forsts und für den sofortigen Kohleausstieg. Begleitet wird die Aktion
durch ein Waldfest mit vielfältigem Kulturangebot, Redebeiträgen und
Verpflegung.

Ein Großteil der Bevölkerung Deutschlands befürwortet einen schnelleren
Kohleausstieg und die Kohlekomission soll bis Ende diesen Jahres einen
Vorschlag für einen zeitnahen Kohleausstieg ausarbeiten. Trotzdem hält
RWE immer noch an seinem Vorhaben fest, den Hambacher Forst zu roden.
"Das ist eine Provokation und ein Eklat und zeigt den Unwillen des
Unternehmens RWE, sich auf einen sozialverträglichen, nachhaltigen
Kohleausstieg einzulassen", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.
"Jeder Baum der gepflanzt wird, ist ein Symbol des Widerstands. Wir
setzten der Zerstörung von RWE neues Leben entgegen und kämpfen so für
eine klimagerechte Zukunft", sagt der Klimaaktivist Niklas Meurer.
Meurer führt fort: "Wir möchten mit unserer bunten Pflanzaktion auch
gegen das eskalative und einschüchternde Vorgehen der Polizei
protestieren, das wir nun seit Wochen rundum den Wald beobachten
können."

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas.
"Deutschland ist maßgeblich für das Voranschreiten des menschengemachten
Klimawandels verantwortlich und heizt damit global viele soziale
Konflikte an. Ein sofortiger Ausstieg aus der Braunkohle ist daher
dringend notwendig und auch möglich. Der Verzicht auf die Rodung des
Hambacher Forst ist ein erster, naheliegender und einfach umzusetzender
Schritt. Leider haben wir zu lange auf Regierung und Politik vertraut.
Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul haben uns gezeigt, dass
sie Profite über ein gesundes und glückliches Leben von Millionen von
Menschen stellen. Jetzt gehen wir das Problem selbst an, denn
Kohleausstieg ist Handarbeit", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.

Das Waldfest findet von 12:00 bis ca. 18:00 Uhr statt. Die Pflanzaktion
von 14:00 bis 16:00 Uhr. Da es kurzfristig zu Ortsänderungen kommen
kann, informieren Sie sich bitte zeitnah über unsere Social Media
Kanäle. Vom Bahnof Buir wird der Weg zum Ort des Waldfestes zudem
ausgeschildert sein.

 * 

Quelle:

Aktion AufBäumen gegen Kohle

Email: aufbaeumen_presse@riseup.net

Internet: www.aufbaemen.net
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WALD/313: Hambacher Forst - ablenken, spalten, schwächen ... (Zucker im Tank)


Pressemitteilung von Zucker im Tank - 16. September 2018

Blockadeaktion "NiederAUSmachen" drosselt Kohlekraftwerk Niederaußem
um 79 %



Die Aktion "NiederAUSmachen" wurde gestern (15.09.2018) gegen 16:00 Uhr
beendet. Mehr als 20 Aktivist*innen haben das Braunkohlekraftwerk
Niederaußem über ca. sieben Stunden so effektiv blockiert, dass RWE das
Kraftwerk bis auf 21 % der Leistung herunterfahren musste. Mit
Ankett-Vorrichtungen und einem Tripod, einem dreibeinigen ca. fünf Meter
hohen Klettergestänge, wurden die Kohleförderbänder blockiert. An anderer
Stelle im Kraftwerk besetzten fünf Kletteraktivist*innen drei Kohlebagger.
Laut den Aktivist*innen war die Aktion eine Solidaritätsbekundung für die
Klimaaktivist*innen im Hambacher Forst und gegen die aktuelle Räumung der
Baumhäuser dort gerichtet. "Wenn RWE räumt und den Wald rodet, nehmen wir
ihre Kraftwerke vom Netz. Wir bleiben so lange aktiv, bis die massive
Zerstörung des Klimas und unserer Lebensgrundlage beendet ist."

Durch die beiden Blockaden wurde die Kohlezufuhr des Kraftwerks komplett
abgeschnitten. Niederaußem stößt im Jahr 25 Millionen Tonnen CO2 aus und
ist damit Europas drittgrößte CO2-Quelle. Durch die Aktion wurden ca.
28.000 t Kohle eingespart. Eine Tonne Braunkohle stößt ziemlich genau eine
Tonne CO2 aus. Durch die Aktion wurden demnach ca. 28.000 t CO2 nicht
ausgestoßen. Das entspricht dem jährlichen CO2-Ausstoß von durchschnittlich
3000 Personen in Deutschland.

Die Aktivistin Martina Pruisken sagte: "Das Kraftwerk ist Teil der
Zerstörung unserer Lebensgrundlagen durch den Kapitalismus. Es muss sofort
abgeschaltet werden - das haben wir heute selbst in die Hand genommen."

Die Blockierer*innen lösten durch ihre Aktion einen Großeinsatz der Polizei
aus, die mit einer Vielzahl sogenannter Technischer Einheiten und
Klettereinheiten anwesend war. "Wenn die Technischen Einheiten der Polizei
hier räumen, ziehen wir sie von anderen Orten, wie dem Hambacher Forst, ab.
Das war auch unser Ziel", so die Aktivistin Shirin Ploen. Zu einer
gefährlichen Situation kam es, als Polizeikräfte versuchten das Tripod, mit
der noch dort verankerten Person hoch zu heben. "Das ist lebensgefährlich.
Bei Tripods muss auf jeden Fall mit einer Hebebühne oder ähnlichem geräumt
werden, um die Beteiligten nicht zu gefährden."

Am Sonntagmorgen (16.09.) wurden einige Aktivist*innen freigelassen. Der
Großteil befindet sich nach wie vor in der Gefangenensammelstelle der
Polizei.

 * 

Pressemitteilung von Zucker im Tank - 15. September 2018
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WALD/312: Hambacher Forst - Übermacht und Widerstand ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 15.09.2018

Räumung geht weiter, der Tunnel bleibt bestehen, aktive Solidarität



Die Räumung der Besetzung im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst ist
heute fortgesetzt worden. In der nördlichsten Besetzung, genannt "Der
Norden", hat die Polizei das Zuhause der Klimagerechtigkeitsaktivisti,
welche sich dort angekettet haben, um den Abriss der Baumhausbesetzung
hinauszuzögern, brutal zerstört. Im Laufe des Tages hat es die Polizei
"erfolgreich" geschafft, die komplette Besetzung im "Norden",
inklusive der Baumhäuser Fabacea und Kontiki, zu räumen. Die Überreste
der abgerissenen Baumhäuser sind nun über den ganzen Waldboden
verstreut.

Währendessen haben Polizist*innen die Zerstörung der Besetzung von
Oaktown fortgesetzt. Das Baumhaus Tanit wurde niedergerissen und die
Räumung des Gemeinschaftsplatzes der Besetzung, der 3-stöckige Tower,
wurde begonnen, auseinandergenommen zu werden. Außerdem hat die
Polizei die Bodenstruktur Simona, an deren Zerstörung Polizeikräfte
seit zwei Tagen arbeiten, zertrümmert. Dies ist passiert trotz des
unterirdischen Tunnelsystems, in dem zwei Menschen noch immer
angekettet sind. Die zähe Fortsetzung der Tunnelzerstörung ist eine
der aufmunternderen Geschichten des Tages, da die Polizei zwar hart
daran arbeitet, aber es bislang nicht geschafft hat, die Aktivisti aus
ihrer 10 Meter tiefen Verschanzung herauszuholen.

Nationale und internationale Presse wurde heute von der Polizei aktiv
auf Distanz zu den Räumungen gehalten, sodass erschwert wurde, dass
Journalist*innen sich ein passendes Bild von der brutalen Zerstörung
und der Stimmung der Aktivisti machen konnten. Trotzdem wurden
Berichte über den Fortgang der größten Polizeiaktion in der Geschichte
NRW's ausgestrahlt.

Schon früh morgens erreichten die Besetzung Neuigkeiten über eine
Solidaritätsaktion auf dem Gelände des Kraftwerkes Niederaußem.
Aktivisti errichteten einen Tripod mit einem Banner, auf dem "Hambi
bleibt" zu lesen war, und ketteten sich an ein Förderband, welches
Braunkohle fördert. Außerdem wurden drei Bagger besetzt. Dieser Erfolg
führte dazu, dass die Leistung des Kraftwerkes auf 20 Prozent
gedrosselt wurde (gemessen an der durchschnittlichen Leistung).

Auch in und um die Waldbesetzung war Solidarität klar zu sehen. Die
Aktionsgruppe Aktion Unterholz kam mit mehreren hundert motivierten
Menschen vorbei, von denen manche die Polizeiketten durchbrochen haben
und in den Wald hineingekommen sind. Die Rufe der politischen Slogans
in Unterstützung der Besetzung reichten in den Wald hinein zu den
Menschen in den Bäumen, die von der Polizei belagert werden. Mit einem
klaren Statement hat sich Aktion Unterholz gegen die absurde
Polizeipräsenz bekannt mit Referenz zu Chemnitz, wo die Polizei in den
letzten Wochen die Jagd von rechtsextremen Protestierenden auf
Immigrant*innen nicht unterbunden hat: "Wo wart ihr in Chemnitz?!"

Wie in Tagen zuvor war die gewaltsame Repression gegenüber den
Klimagerechtigkeitsaktivisti hoch. Während der Aktionen von Aktion
Unterholz haben Polizist*innen Menschen brutal geschlagen und
verhaftet, Journalist*innen belästigt und sogar Pfefferspray gegen
Demonstrant*innen eingesetzt. Circa 30 Menschen wurden heute in die
Gefangenensammelstelle (Gesa) in Aachen gebracht, vor der
Unterstützer*innen auf die Entlassung mit Musik, Kaffee und Kuchen
warteten. Die meisten Menschen in der Gesa wurden innerhalb von 24
Stunden entlassen.

In Verbindung mit der Räumung des Tripods in dem besetzten Hambacher
Forst am 13. September wurde jedoch eine Person für unbestimmte Zeit
in Untersuchungshaft gebracht. Lest mehr über Andrea ("UP3") im Blog
vom ABC Rheinland (https://abcrhineland.blackblogs.org/).

Mitverantwortlich für die andauernde Gewalt gegen Aktivisti,
Journalist*innen und Natur ist der Innenminister von NRW, Herbert Reul
(CDU). Trotz einer großen Umweltbewegung und Deutschlands Plänen für
einen Kohleausstieg verfolgt und beschützt Herbert Reul weiterhin die
Interessen von RWE und der Kohle-Lobby mit den Waffen des Staates!

Der Kampf hier geht weiter und wird jeden Tag stärker. Auch wenn die
Situation hart ist, freuen wir uns über und auf individuelle und
kollektive Aktionen der Unterstützung und Solidarität in NRW,
Deutschland, Europa und überall in der Welt!

Hambi bleibt - heute und für immer!


Ticker vom 15. September

23:50 Andere Quelle kann Wegarbeiten in Lorien nicht bestätigen.

23:30 Schweres Gerät auch am Wall nach Lorien. Der Weg wird ausgebaut.
Personenkontrollen.

23:10 Erste "Rettungskraft" geht runter in den Tunnel.

22:58 In der GeSa Aachen sind wohl Tampons und Binden alle.
Menstruierenden Menschen werden Windeln angeboten. Der "männliche"
Käfig ist jetzt leer, im "weiblichen" Käfig noch knapp unter 20.
Anzahl Menschen in Einzelzellen unklar.

22:00 Passt aufeinander auf! Überall im Wald sind kleine Grüppchen BFE
unterwegs, die teilweise auch Menschen aus dem Gebüsch heraus
versuchen zu catchen!

21:38 Zwei Personen aus Oaktown-Tower Lock-ons geräumt. Tanit ist
zerstört.

21:14 Straße an der Mahnwache ist geräumt.

21:04 Polizei kündigt gewaltsame Räumung der Menschen vor der
angemeldeten Mahnwache an.

20:03 Im Oaktown-Tower sind vier Menschen angelockt. Ihnen wird
gedroht sie mit Lock-on aus dem Fenster zu werfen. WTF

20:00 Der Oaktown-Tower wird auseinandergenommen, während sich
Menschen darin befinden. Große Äste darüber werden abgeschnitten und
knallen auf das Dach, tragende Wände werden eingerissen.

20:00 Livestream aus Oaktown

20:00 Simona hängt am Kran und soll bald weggehoben werden.

19:51 Polizeihunde drehen immer wieder durch und bellen vor allem
andere Polizeikräfte an.

19:30 Simona soll gleich mit einem Kran angehoben werden.

19:15 Oaktown-Tower wird weiter angegriffen. Cops kommen durchs Dach
und nehmen eine Person raus. 4 weitere sind angekettet. Um Oaktown
herum hört man hunderte Menschen Lärm machen.

18:53 Oaktown Tower-Räumung beginnt. Äste über dem Dach werden
entfernt.

18:22 Die Polizei geht gegen die Menschen an der Mahnwache vor.
Angeblich wegen eines schwerverletzten Cops im Wald.

18:00 Zwei Personen bei Durchbruch Richtung Wiesencamp von Polizei zu
Fall gebracht und gefesselt.

17:55 In Oaktown sind 3 Hebebühnen, jeweils an Tower, MouseHouse und
Tanit. Letztere beiden wurden schon betreten/geräumt.

17:53 Menschengruppen nähern sich aus verschiedenen Richtungen der
Polizeilinie in Wiesennähe. Wasserwerfer geht in Position.

17:51 Hängebrücke zwischen Tanit und Tower abgeschnitten. Tanit wird
geräumt.

17:45 2 Gefangenenbusse sind in Aachen eingetroffen.

17:43 Ein Jägerhochsitz wird von einem Räumpanzer komplett zerstört.
(Die klauen uns schon wieder unseren Style!)

17:42 Immer mehr Menschen brechen von der Straße zum Wald durch. Cops
werden immer lustloser beim Verfolgen.

17:40 Ein mit Smartphone beschäftigter Polizist legt sich beim
Menschenverfolgen 2 mal hintereinander richtig schön auf die Fresse.

17:34 Demo - Livestream

17:26 Erste Person wird mit einer Brustschlinge aus Tanit
herausgehoben.

17:15 SEK zerstört das Dach von Tanit.

17:00 Wow, ihr seid großartig! Die Cops sind von Aktivist*innen
umringt. Um Oaktown herum hört man laute Hambi-bleibt!-Rufe, die von
Baumhäusern erwidert werden.

16:40 Hubsteiger in Oaktown auf dem Weg zum Tower

16:21 Die Pressearbeit wird massiv behindert. Verletzte durch
agressiven Pfeffersprayeinsatz durch die Polizei.

16:12 Es gibt gerade viel Dynamik. AktivistInnen laufen über die
Felder Richtung Wiesencamp und Wald.

15:29 Angeblich ist auch Fabacea geräumt. Trennschleifer arbeitet
weiter.

14:30 In Merzenich haben sich die Teilnehmer der Aktion Unterholz in
Finger aufgeteilt. Die Polizei folgt den jeweiligen Gruppen.

14:30 Bestätigte Info: Im Norden sind noch zwei Aktivist*innen
einbetoniert hoch oben. Räumung wird lange dauern.

14:27 Die Hundestaffel wurde gerade von Oaktown abgezogen. Ausser den
Cops, die räumen, ist alles frei. Es scheint Personalmangel zu geben.

13:50 Polizei besetzt den Bahnhof in Buir und behindert zahlreiche
Anwohner aus der Region.

13:49 Weitere Fällungen um Simona herum werden vorbereitet. Die Tunnel
wurden als einsturzgefährdet deklariert! Fällungen in diesem Bereich
gefährden Menschenleben!

13:23 Polizei verdrängt Presse aus Gallien. Sollen wohl noch einige
Bäume ohne Kameras gefällt werden.

13:10 Ein Mensch ist im Norden noch "kompliziert festgemacht".

13:05 Polizei bedrängt Presse, während schweres Gerät nach Oaktown
fährt.

12:51 Der RWE-Putztrupp erscheint in Oaktown.

12:48 Der Kontakt zum Tunnel ist wieder da. Es sind zwei Menschen
darin, die auch bleiben werden. Momentan keine Barrikadenräumungen
Richtung Lorien.

12:00 Barrikadenräumung zwischen Cosytown und Beechtown, vom Wall her
kommend. Kleinere Patrouillen von Cops werden von vielen Stellen der
Waldes gemeldet. Der Hauptweg zwischen Jesus Point und Lorien wird
geräumt. Camper*innen werden des Waldes verwiesen. Im Norden
vermutlich noch 2 Menschen in den Bäumen.

11:59 Kletterpolizei seilt sich von Baumhaus im Norden ab.

11:50 In Cozytown werden die ersten Barrikaden geräumt und eine
Zufahrtsschneise geschlagen.

11:32 Der erste Kletterpolizist ist im Baumhaus Fabacea.

11:00 Hebebühne im Norden nähert sich Baumhaus Fabacea, schneiden Äste
ab, um ranzukommen.

10:36 Mensch vom Skypod im Norden ist geräumt.

10:29 Die Polizei hat der Person im Skypod das Sicherungsseil
durchgeschnitten, um sie dazu zu zwingen, sich räumungs-freundlicher
zu sichern.

10:28 3 Hebebühnen im Norden im Einsatz. Äste werden aus den Kronen
geschnitten.

10:22 Polizei hat sich wieder aus Gallien zurückgezogen. Stimmung ist
gut.

09:58 Feuerwehr inspiziert den Tunnel bei Simona.

09:44 Behelmte Polizei verlässt Oaktown. Cops mit Hunden stehen weiter
drumherum.

09:10 Polizei verliest die Räumungs-Erklärung für die Baumhaus-Stadt
"Gallien".

09:03 Niederaußem: Person auf Tripod wird in Gefahr gebracht!
@zuckerimtank

08:30 Es befindet sich immer noch eine Person in einem 10 Meter tiefen
Tunnel!

07:30 Aktivist_Innen besetzen Niederaußem! Weiter Informationen auf
@zuckerimtank

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/311: Hambacher Forst - halblegal ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 14. September 2018

Rodung des Hambacher Waldes: RWE hat nicht das Recht auf seiner Seite -
Rodungen im Zuge der aktuellen Räumung finden auch außerhalb des für den
Tagebau genehmigten Rodungsbereiches statt



Düsseldorf, 14.09.2018 | Das aktuelle Vorgehen von RWE am Hambacher Wald
verschärft den politischen Konflikt und eskaliert die Lage vor Ort. Dazu
erklärt der Vorsitzende des BUND Landesverbands NRW Holger Sticht: "RWE
handelt nicht nur gesellschaftlich unverantwortlich, sondern will eine klar
rechtswidrige Rodung des Hambacher Waldes betrieben. Grundsätzlich gilt,
dass RWE bis heute keine bestandskräftige Genehmigung für die Rodung des
Hambacher Waldes hat. Der Konzern darf auch nicht ab 1. Oktober roden. Ein
Grund ist die anhängige Klage des BUND." Wegen dieser Klage hatte sich der
Konzern nach gerichtlicher Aufforderung verpflichtet, bis Mitte Oktober
Rodungen zu unterlassen. Sticht weiter: "In Wahrheit wird schon bei der
jetzigen Räumung gerodet. RWE unterstützt aktiv diese Fäll- und
Räumarbeiten im Wald mit schwerem Gerät und Personal. Wir fordern RWE und
die zuständigen Behörden auf, diese drastischen Eingriffe sofort
einzustellen. Das ist nicht nur politisch geboten, es ist auch rechtlich
erforderlich."

Die aktuellen Genehmigungen für den Betrieb des Tagebaus werden vom BUND
vor dem Verwaltungsgericht Köln bzw. dem Oberverwaltungsgericht Münster
beklagt. Eine Eilentscheidung, ob RWE aktuell roden darf oder nicht, wird
Mitte Oktober erwartet. Das berührt aber auch noch nicht die eigentliche
Klage, ob der Hambacher Wald als FFH-Gebiet eingestuft werden müsste, was
seine Rodung verhindern würde. "Unsere Klage ist wohl begründet. Es wäre
mehr als tragisch, wenn der Lebensraum jetzt von RWE vernichtet und zu
einem späteren Zeitpunkt gerichtlich festgestellt würde, dass dies nicht
rechtens war. Diese leidvolle Erfahrung haben wir am Tagebau Garzweiler
schon einmal gemacht, wo die Verfassungswidrigkeit der Enteignung unseres
Grundstücks vom Bundesverfassungsgericht leider erst bestätigt wurde, als
dieses bereits in der Grube verschwunden war" so Sticht weiter. Aus diesem
Grunde versucht der BUND mit seinem Eilantrag, die Rodung zu verhindern,
damit keine rechtswidrigen Fakten geschaffen werden.

Sticht: "RWE schiebt die Verantwortung für die aktuellen Räumungen von
sich, genauso die Landesregierung. Dabei ist allein RWE der Grund, weshalb
hier Fakten geschaffen werden sollen, bevor es einer gerichtliche
Entscheidung gibt." Zusätzlich will RWE laut konzerneigenen
Planungsunterlagen deutlich mehr roden, als nach Genehmigung zulässig wäre.
Auch die zurzeit im Rahmen der Räumung gerodeten Flächen befinden sich
außerhalb des genehmigten Bereichs. Die Genehmigung ist also weder
bestandskräftig, noch deckt sie die zurzeit gerodeten bzw. für die nächsten
Rodungen geplanten Flächen ab. "Was einmal abgeholzt ist, steht dem Tagebau
nicht mehr im Weg. Das steckt offenbar hinter der Strategie von RWE.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KOHLEALARM/474: Klimakampf und Kohlefront - Diskurs gefordert ... (BUND u.a.)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/474: Klimakampf und Kohlefront - Diskurs gefordert ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Erklärung von BUND, campact, Deutsche Umwelthilfe, Germanwatch,
Greenpeace, NABU, Naturfreunde, WWF und dem Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring vom 17. September 2018

++ Wir stehen geschlossen für einen Kohleausstieg, der seinen Namen
verdient ++



Die anhaltende Rekorddürre und die verheerenden Taifune und Hurrikane in
Asien und den USA verdeutlichen noch einmal, wie wichtig die Umsetzung
unserer völkerrechtlich verpflichtenden Klimaziele ist. Der in den letzten
Tagen in der Presse diskutierte "Kompromiss" für einen geordneten
Kohleausstieg ist dafür nach Ansicht der deutschen Umweltverbände nicht
geeignet. Es kommentiert Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbandes DNR:

"Will Deutschland seine Verpflichtungen im Klimaschutz wissenschaftsbasiert
umsetzen, muss die Kohleverstromung bis 2020 halbiert werden. Bis 2030 muss
der Ausstieg aus der Kohle weitestgehend abgeschlossen sein. Dabei gilt:
Wir reden nicht über abstrakte Zieldaten, sondern über reale
Emissionsbudgets. Je entschlossener mit dem Ausstieg begonnen wird, desto
moderater gestaltet sich deshalb das Enddatum.

Wir stehen für Verbindlichkeit. Einerseits für einen sozial gerechten,
strukturpolitisch begleiteten Kohleausstieg, andererseits für die
wissenschaftsbasierte Umsetzung der Temperaturlimits des Pariser
Klimaabkommens. Dafür braucht es die ambitionierte zusätzliche Abschaltung
von Kapazitäten. Was nun öffentlich als "Kompromisslinie" skizziert worden
ist, wäre klimapolitisch ein Schlag ins Wasser. Ein solcher Ausstiegspfad,
der lediglich einen vorhersehbaren, marktgetriebenen Prozess beschreibt,
ist für uns inakzeptabel. Die Kohlekommission muss dem Anspruch gerecht
werden, den Klimazielen und Verpflichtungen Deutschlands gerecht zu werden.

Versuche, die Umweltbewegung zu spalten, werden scheitern. Wir lassen uns
weder von der unverantwortlichen Provokation im Hambacher Wald
auseinanderdividieren, noch werden wir uns durch angebliche Kompromisse
irritieren lassen. Geschlossen fordern wir weiterhin ein Moratorium für die
Zeit der Kommissionsarbeit und eine Rückkehr zum Diskurs. "Reden statt
Roden" muss die Leitschnur sein.

Die Umweltverbände stehen geschlossen hinter dem friedlichen Widerstand im
Hambacher Wald und unterstützen die Mobilisierung der beteiligten Verbände
für Massenproteste im Oktober.

Daher fordern wir alle beteiligten Akteure auf, sich nun endlich auf die
inhaltliche Arbeit in der Kommission zu konzentrieren. Mit Anstand und
Verstand wird ein Ergebnis herauskommen, das Klimaschutz mit vernünftigen
Perspektiven für Beschäftigung und Regionen verbindet."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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AFRIKA/711: Äthiopien - 60 Tote bei Übergriffen, Minderheiten besser schützen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. September 2018

Mehr als 60 Tote bei ethnisch motivierter Gewalt: Äthiopien muss
Minderheiten besser schützen - Hetze in sozialen Medien und
Straflosigkeit beenden



Göttingen, den 18. September 2018 - Nach dem gewaltsamen Tod von mehr
als 60 Angehörigen kleinerer Volksgruppen in Äthiopien hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) einen besseren Schutz
ethnischer Minderheiten vor politisch motivierter Gewalt und die
Bestrafung der Verantwortlichen gefordert. "Wenn Äthiopiens
Demokratisierung nicht gefährdet werden soll, dann dürfen die
schweren Übergriffe auf Minderheiten nicht ungesühnt bleiben. Das
Land braucht dringend mehr Rechtsstaatlichkeit, um Willkür und Gewalt
wirksam zu beenden", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Dienstag in Göttingen. Zudem müsse konsequent gegen Hassparolen in
den sozialen Medien eingeschritten werden, die die Stimmung immer
mehr aufheizten.

Bei gewaltsamen Übergriffen von Oromo auf Angehörige kleinerer
ethnischer Gruppen wurden am vergangenen Wochenende in der Umgebung
der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba mehr als 60 Menschen getötet.
Fünf Personen wurden am Montag von Sicherheitskräften erschossen, als
sie gegen die Gewalt protestierten. Mehrere tausend Angehörige
kleinerer ethnischer Gruppen waren gegen die Gewalt auf die Straße
gegangen.

Die GfbV bezeichnete Äthiopien nach Jahrzehnten ethnisch motivierter
Ausgrenzung und Repression als Pulverfass. "In keinem anderen Land
der Welt wurden in der ersten Jahreshälfte 2018 mehr Menschen aus
ihrer Heimatregion vertrieben als in Äthiopien", berichtete Delius.
Rund 1,4 Millionen Menschen mussten in dem Staat am Horn von Afrika
zwischen Januar und Juli 2018 wegen politisch motivierter Gewalt aus
ihren Häusern und Wohnungen in andere Landesteile fliehen. "Oromo
drohen aus Opfern ethnischer Diskriminierung nach Jahrzehnten
beispielloser Gewalt und Unterdrückung Täter zu werden. Dies ist eine
sehr gefährliche Entwicklung, der mit einer Aufarbeitung der Gewalt
und einer Stärkung des Rechtsstaates begegnet werden muss."

Die Übergriffe ereigneten sich nach dem triumphalen Empfang von aus
dem Exil heimkehrenden Oromo-Aktivisten. Junge Oromo griffen im
Distrikt Burayu in der Region Oromia vor allem Häuser von Gamo und
Guraghe an. Augenzeugen berichteten von Plünderungen,
Brandschatzungen, Vergewaltigungen und Morden. Rund 200 mutmaßliche
Tatbeteiligte wurden festgenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/159: Bundesregierung muss UN-Erklärung für Kleinbauern unterstützen


Fian - Pressemitteilung vom 18.09.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Bundesregierung muss UN-Erklärung für Kleinbauern unterstützen!

Zivilgesellschaftliches Bündnis fordert klares Bekenntnis zu
Menschenrechten: Bundesregierung muss UN-Erklärung zur Stärkung der
Bauernrechte unterstützen



Aachen, Bad Honnef, Berlin, Bielefeld, Bonn, Hamburg, Hamm, Köln,
Wuppertal, 18.09.2018. Anlässlich der bevorstehenden abschließenden
Diskussion und Entscheidung des UN-Menschenrechtsrats in Genf über die
"Erklärung der Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die in
ländlichen Regionen arbeiten" fordert ein breites zivilgesellschaftliches
Bündnis die Bundesregierung auf, für die Annahme der Erklärung zu stimmen.
Ressourcenkonflikte um Land, Wasser und Saatgut nehmen zu, es gibt ein
Machtungleichgewicht zwischen Kleinbauern und anderen Landnutzern auf der
einen und der industriellen Landwirtschaft auf der anderen Seite. Das
Bündnis hält es daher für dringend erforderlich, die Rechte dieser Gruppen
zu stärken. Menschenrechtsverteidiger, die sich für diese Gruppen
einsetzen, werden zunehmend kriminalisiert oder gar ermordet.




Dazu Stellungnahmen von einigen der Organisationen des
Bündnisses: 

Gertrud Falk von FIAN Deutschland: "Bestehende Menschenrechtsinstrumente
schützen Kleinbauern und ihre Gemeinschaften nicht mehr ausreichend. Wenn
es die Bundesregierung mit ihrem menschenrechtlichen Engagement ernst
meint, darf sie davor nicht die Augen verschließen. In seiner Resolution
vom 3. Juli 2018 zur Verletzung der Rechte indigener Völker unterstützt das
Europäische Parlament die UN-Erklärung und fordert die Mitgliedsstaaten
ebenfalls dazu auf. Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie dieser
Aufforderung folgt."

Paula Gioia von der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft:
"Agrarkonzerne graben Kleinbauern und anderen Kleinproduzenten in
ländlichen Regionen die Ressourcen ab und Regierungen lassen dies zu. Wenn
dem nicht entschieden entgegen gewirkt wird, bestimmen in Zukunft
ausschließlich Konzerne, was wir essen. Mit der UN-Erklärung werden
Kleinbauern und ihre Gemeinschaften besser gegenüber Interessen anderer
geschützt. Das ist ein großer Schritt, um ihre zunehmende Verdrängung zu
stoppen, Landflucht zu vermeiden, das Klima zu schützen und
Ernährungssouveränität zu erlangen."

Marion Aberle von der Welthungerhilfe: "Noch immer hungern 821 Millionen
Menschen, und drei von vier Hungernden leben auf dem Land. Dabei erzeugen
kleine und mittlere Höfe bis 50 Hektar fast drei Viertel aller
Grundnahrungsmittel. Die Erklärung ist ein wichtiges Signal und kann zu
veränderten politischen Rahmenbedingungen beitragen, damit Bauern Gehör
finden und ihr Potenzial für die ländliche Entwicklung anerkannt wird. Im
Übrigen ist die Förderung von Kleinbauern zentral im Koalitionsvertrag
verankert."

Jan Urhahn vom entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk: "Die
Bundesregierung muss sich entscheiden. Steht sie auf der Seite der
Unterdrückten und der Menschenrechte oder auf der Seite der Agrarmultis,
wie dem neuen deutschen Agrarchemie- und Saatgutgiganten Bayer-Monsanto.
Ein Menschenrecht auf Saatgut fürchtet dieser wie der Teufel das
Weihwasser."

Andrea Müller-Frank von Brot für die Welt: "Die Rechte und Interessen
bäuerlicher Erzeugergemeinschaften werden systematisch übergangen, ihre
wirtschaftliche und politische Schwäche ausgenutzt. Die UN-Erklärung ist
ein historischer Schritt, um den zentralen Beitrag bäuerlicher Kultur für
den Schutz von Wasser, Saatgut und Böden weltweit anzuerkennen."



Das zivilgesellschaftliche Bündnis besteht aus folgenden Organisationen:
Agrar Koordination, Aktionsgemeinschaft Solidarische Welt (ASW),
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Brot für die Welt,
FIAN Deutschland, Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika
(FDCL), Forum Fairer Handel, GEPA - The Fair Trade Company, Internationaler
Verband Katholischer Ländlicher Erwachsenenbewegungen (FIMARC),
INKOTA-netzwerk, Katholische Landvolkbewegung (KLB), MISEREOR, TransFair
e.V. (Fairtrade Deutschland), Welthaus Bielefeld und Welthungerhilfe.


Hintergrund

Am 19. und 20. September wird der UN-Menschenrechtsrat nach mehrjährigen
Verhandlungen abschließend über die UN-Erklärung beraten und
voraussichtlich am 28. September über ihre Annahme entscheiden. Danach muss
die Generalversammlung der UN der Erklärung noch zustimmen. Deutschland hat
sich bei den letzten Abstimmungen im Menschenrechtsrat zur
Mandatsverlängerung der zuständigen Arbeitsgruppe enthalten. Die
Bundesregierung hat bislang weder ihre Position zu der Erklärung öffentlich
erläutert, noch hat sie die Erklärung offiziell unterstützt.
2012 hatte der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen beschlossen, zur
Bekämpfung des weltweiten Hungers eine Menschenrechtserklärung für
Kleinbauern und andere Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten, auf
den Weg zu bringen. Diese Entscheidung basiert auf der Analyse seines
Beratenden Ausschusses, der fünf Hauptgründe für den überproportional hohen
Anteil Hungernder an der ländlichen Bevölkerung identifiziert hatte: 1.
Landenteignungen, Vertreibungen und Umsiedlungen, 2. Diskriminierungen von
Frauen und Mädchen, 3. fehlende Agrarreformen und Politiken zur ländlichen
Entwicklung, 4. niedrige Löhne und fehlende soziale Sicherung und 5.
Kriminalisierung von Bewegungen, die für die Rechte von Menschen in
ländlichen Regionen eintreten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8401: Und morgen, den 19. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.09.2018 bis zum 20.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8401 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Der Himmel ist der Treiber,

der Wind die Spätgeburt

im Sommer alter Weiber,

an dem Frosch Jean-Luc spurt.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/120: Fische - eine Kugelwaffe ... (SB)




Der Kugelfisch hat eigentlich kaum Ähnlichkeit mit einer Kugel, wenn
man ihn so vor sich hin schwimmen sieht. Seine Körperform ist eher
spindelförmig, kann aber auch schon mal etwas rundlich sein. Einige
dieser Tiere erreichen eine Körpergröße von nur 2 cm (Zwerg- oder
Erbsenkugelfisch), andere werden bis zu 120 cm groß (Riesenkugelfisch).




[image: Deutlich im Bild die großen Augen, das starre offen stehende Maul und die kräftige Schwanzflosse; der Fisch weist eine Blaufärbung auf, die mit vielen versprengten Punkten gezeichnet ist - Foto: 2005, Arpingstone [Public domain], from Wikimedia Commons]

Schwarzfleckenkugelfisch

Foto: 2005, Arpingstone [Public domain], from Wikimedia Commons



Doch die Kugelform, die zu seiner Namensgebung geführt hat, nimmt er
nur in bestimmten Situationen ein. Die Rücken- und Bauchflossen sind
nicht besonders groß. Zum Schwimmen benutzt der Kugelfisch seine
Brustflossen und da auch sie sehr klein sind, zählt er zu den
langsamen Schwimmern. Seine Schwanzflosse dient der raschen Steuerung,
doch reicht seine Wendigkeit nicht aus, um sich erfolgreich aus einer
Gefahrensituation zu retten. Wird er angegriffen, so würde er eine
Jagd verlieren, da er nicht schnell genug flüchten kann. Er muss daher
eine andere Verteidigungsmöglichkeit anwenden.


Nicht fliehen, sondern zum Riesen werden

Wird ein Kugelfisch angegriffen oder in die Enge getrieben und gerät
in Lebensgefahr, findet eine rasche Verwandlung dieses Tieres statt.
Er bläht sich in kurzer Zeit zu einer großen Kugel auf. Was geschieht
hier?




[image: Ein zur Kugelform aufgeblasener, bräunlich gefärbter Fisch mit unzähligen kleinen weißen Punkten; auffällig sein offen stehendes Maul, die großen Augen und die Brustflossen, die hier wie Ohren erscheinen - Foto: by NPS photo - Bill Eichenlaub [Public domain], via Wikimedia Commons]

Aufgeblähter Kugelfisch

Foto: by NPS photo - Bill Eichenlaub [Public domain], via Wikimedia Commons



Zunächst werfen wir einen Blick auf dieses sonderbare Unterwassertier,
das mit einer ganzen Reihe von körperlichen Eigentümlichkeiten
ausgestattet ist. Auffällig sind seine großen Augen und sein etwas
vorstehendes Maul. Zwei Zahnleisten im oberen Kiefer und zwei im
unteren bewirken eine gewisse Starre und so sieht es aus, als ob
dieser Fisch stets mit offenen Maul umher schwimmt. Übrigens hat er
seinen wissenschaftlichen Namen aufgrund dieser Zahnleisten erhalten:
"Tetraodontidae". Der Begriff stammt aus dem Griechischen und bedeutet
"Vierzähner". Zwar besitzt der Kugelfisch gar keine Zähne, denn die
sind zu Zahnleisten zusammengewachsen, die aber nicht weniger kräftig
sind. Kugelfische verspeisen gern Muscheln, Krebse und Krustentiere,
was eine starke Abnutzung der Zahnleisten mit sich bringt; da erweist
es sich als sehr praktisch, dass sie rasch nachwachsen. Mit ihrem
starken Biss können sie sich jedoch nur wenig verteidigen, vielleicht
Löcher in Fischernetze fetzen, um sich zu befreien. Doch Vorsicht,
sollte jemand versuchen, einen Kugelfisch zu fangen, muss er damit
rechnen, von ihm gebissen zu werden. Der Riesenkugelfisch
beispielsweise ist durchaus fähig einem Menschen einen Finger
abzubeißen oder schwere Fleischwunden zuzufügen.
Aber zur Abwehr eines lebensbedrohenden Angriffs bedarf es einer
anderen Vorgehensweise.




[image: Auffällig die großen Augen, sein offenstehendes Maul und seine Färbung, die schwarz als Grundfarbe zeigt, überzogen von einem dichten grünlichen Netzmuster - Foto: 2006, by Richard Ling (Flickr) [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Riesenkugelfisch in seiner eigentlichen Form und Größe

Foto: 2006, by Richard Ling (Flickr) [CC BY-SA 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons



Hier kommt eine weitere körperliche Besonderheit zum Einsatz. Der
Magen dieses Fisches besitzt eine dünne, sehr elastische Ausstülpung.
Durch kräftige, ruckhafte Schluckbewegungen füllt er diese
"Magenblase" entweder mit Wasser oder Luft. Es gibt zwei Arten der
Verteidigung. Hat der Fisch Luft in sich aufgesogen, verhindert ein
Muskelring an seinem Schlund ihr Entweichen, und eine Ventilklappe am
Pförtner (Darmanfang) verschließt den Zugang zum Darm. So mit Luft
gefüllt, schwimmen diese Fische wie kleine Bälle mit dem Bauch nach
oben, an die Wasseroberfläche. Für einen Freßfeind sind sie auf diese
Weise von unten her schwer zu fassen. Wenn die Gefahr vorbei ist,
presst der Fisch die Luft wieder heraus, wobei ein zischendes Geräusch
entsteht. Es kann eine halbe Stunde dauern, bis ein Kugelfisch sich
ganz entleert und seine Ursprungsform wieder erlangt hat.

Hat der Kugelfisch seine Magenblase mit Wasser gefüllt, so dehnt sie
sich ebenfalls aus, was ihn zu einer großen, nahezu runden Kugel
werden lässt. Sein biegsames Rückgrat lässt sich zu einem leichten
Rundbogen biegen, was diese besondere Kugelform ermöglicht. Auf diese
Weise erreicht der Fisch die zwei- bis vierfache Größe seiner
Ursprungsform und einem Beutegreifer wird es unmöglich, ihn einfach zu
verschlucken. Außerdem hat er keine wirklichen Schuppen auf seiner
Haut, sie haben sich zu einer Art Dornen oder Stacheln entwickelt, die
sich, während der Fisch seine Kugelform einnimmt, spitz aufstellen und
ein Gefressenwerden verhindern sollen.


Seine tödliche Waffe ist das Gift in seinem Körper

Hinzu kommt jetzt noch ein ganz besonderer Schutz: ein Gift, das sich
auf der Haut des Kugelfisches und in den Organen befindet, vorwiegend
in den Eierstöcken und der Leber (im Muskelfleisch soll es angeblich
nicht vorkommen), wirkt lähmend und führt zum Tod. Dieses Nervengift
ist eines der stärksten bekannten, nicht proteinartigen Gifte. Nur
etwa 10 Mikrogramm pro 1 kg Körpergewicht wirken tödlich
(1 Mikrogramm = 0,001 Milligramm!).
Es handelt sich um ein besonders fieses Gift mit dem Namen
"Tetrodotoxin", abgekürzt TTX, denn es wirkt auf die Nerven, nicht
aber auf das Gehirn. Das bedeutet, dass nach und nach im ganzen Körper
Lähmungen auftreten, bis schließlich auch die Atmung so stark
eingeengt ist, dass der Erstickungstod unabwendbar ist, den man bei
vollem Bewusstsein durchlebt. Es existiert bislang kein Gegengift!






[image: Küsten um Mittel- und Südamerika, Afrika, Indien, Japan, Spanien, Mittelmeer sind Verbreitungsgebiete im Meer, wie in Flüssen und Seen in Mittel- und Südamerika, Indien und Afrika - Foto: 2009, by World_map_blank_shorelines_semiwikimapia.svg: Nuxderivative work: QWerk [Public domain], via Wikimedia Commons]

Vorkommen des Kugelfisches im Meer wie in Süßwassergebieten

Foto: 2009, by World_map_blank_shorelines_semiwikimapia.svg:
Nuxderivative work: QWerk [Public domain], via Wikimedia Commons




Kugelfisch auf Wanderschaft - Unkenntnis wird zur Gefahr für
Fischer

Vor wenigen Jahren sind einige Kugelfischarten auch im Mittelmeer
angekommen. Insbesondere der sehr giftige Hasenkopf-Kugelfisch, der
eigentlich aus den Tropen stammt. Aus dem Roten Meer führte sein Weg
über den Suez-Kanal ins östliche Mittelmeer, wo er sich rasch
vermehrte. Man sieht ihm nicht an, dass er zu den Kugelfischen gehört,
vielmehr sieht er wie ein ziemlich normaler und kräftiger Fisch aus.
Nimmt man diesen Fang mit nach Hause und bereitet ihn aus Unkenntnis
unbedarft als Mahlzeit zu, könnte das die letzte Speise gewesen sein,
denn sein Gift führt zum Tod. Meeresbiologen versuchen Angler und Fischer
rund ums Mittelmeer aufzuklären und vor diesem Fisch zu warnen.


Das Aufblähen bedeutet starken Stress für den

Kugelfisch

Die meisten Arten (100 bis 200) leben in tropischen Meeren, einige
auch im Süßwasser Afrikas und Asiens. Viele der Kugelfischarten
bewegen sich in Tiefen, in denen sich Taucher und Schnorchler nicht
aufhalten. Von daher ist eine Begegnung mit ihnen eher selten. Im
Allgemeinen sind diese Tiere auch scheu und schwimmen eher vor einem
Menschen davon. Nur wenn sie bedroht, gejagt und in die Enge getrieben
werden, setzen sie sich zur Wehr.

Es gab Zeiten, in denen diese Fische zur Belustigung der Zuschauer
gefangen und gereizt wurden, damit sie sich aufblasen und man ihnen
dabei zusehen konnte, wie sie als Kugeln umher trieben. Für den Fisch
ist das ein furchtbarer Stress, es handelt sich hier um reine
Tierquälerei. Man kann nur hoffen, dass so etwas heute strengstens
unterbunden wird.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.meerwasser-lexikon.de/kategorie/26.html

https://www.welt.de/wissenschaft/umwelt/article145218606/Giftige-Kugelfische-breiten-sich-im-Mittelmeer-aus.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1783: Adultismus und Sexismus


graswurzelrevolution Nr. 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Adultismus und Sexismus



Wir sitzen bei einem unserer Naiv-Kollektiv-Treffen. Wir reden über
unsere Erfahrungen mit Adultismus (siehe Kasten unten). Ich schaue in
die Runde. Und als ich so in die vielen lieben Gesichter gucke, merke
ich, dass wir alle weiblich gelesene Menschen sind. Und frage mich, ob
es da einen Zusammenhang gibt.


Feminismus ist out?

Ich sitze an einer Straßenbahnhaltestelle und lese Simone de Beauvoir,
als ich einen Trupp wild bemalter weiblich gelesene Menschen, die laut
gackern und rosa Sekt in sich reinzischen sehe. "Määädels, Foto!",
ruft eine von ihnen und alle posieren vor einem glitzernden
Smartphone. 69 Jahre nach dem Erscheinen des Buches, das ich gerade in
den Händen halte.

Und ich denke an Hipster-Hausfrauen, die rosane Cupcakes backen und an
die 21 %, die Frauen* immer noch weniger verdienen als Männer*.

Ich steige in die Bahn, halte mich oben an der Stange fest, sodass man
die Haarpracht unter meinen Achseln sieht. Einige weiblich gelesene
junge Menschen sitzen vor mir, blicken entsetzt auf mich, und fangen
an zu kichern und zu tuscheln. "Richtig ekelhaft", prustet eine und
ich brauche ein paar Momente bis ich verstehe, was genau gemeint ist.


Die Kindfrau

In der Bahn sitzt auch eine Person in einem Wagen, gekleidet in viel
Glitzer und Rosa. Sie ist ziemlich frustriert und aggressiv. Ihre
Bezugsperson ist ziemlich genervt: "Wütende Mädchen wollen wir nicht
haben". Zu einem Jungen würde man vielleicht sagen: "So viel
Durchsetzungsvermögen, toll aus dem wird mal was", aber dieser kleine
Mensch verlernt ziemlich schnell widerständig zu sein, Aggression als
Kraftquelle anzuerkennen und Wut zuzulassen.

Mit 12 begann ich mich zu schminken, mich zu rasieren, achtete mehr
auf meine Kleidung und genoss das. Es war ein Ausdruck von dem, was
ich unter "erwachsen werden" verkauft bekam und ich erhoffte mir
dadurch mehr Selbstbestimmung. Aber was ist das für ein "Frau-sein",
was vielen Mädchen heute vermittelt wird? Und warum nennen sich so
viele erwachsene Frauen immer noch "Mädels"?

Frauen werden so viel und lange wie möglich klein gehalten, indem wir
ihnen weiterhin kindliche Eigenschaften zuschreiben. Frauen dürfen
keine Haare haben, wo Frauen nun mal Haare haben, um auszusehen wie
Mädchen.

Attraktiv gelten Frauen, die kleine Schritte machen, die eine helle
Stimme haben, große Augen, die lieb und nett und ein bisschen dümmlich
sind. Frauen sollen auch möglichst unberührt bleiben, also mit wenigen
Männern Sex haben, um unschuldig wie ein Kind zu bleiben. Wir alle
kennen Darstellungen von "Kindfrauen" / "Lolitas" (1), die immer
größere Beliebtheit erfahren.

Frauen wurden und werden immer noch als unmündiger, unvernünftiger,
unverantwortungsvoller und inkompetenter gehalten.

Die gleichen Attribute werden immer noch Kindern zugeschrieben.


Der starke Mann

Männlich sozialisierte Menschen dürfen hingegen bloß keine Schwäche
zeigen. "Stell dich nicht so an", "Ist doch gar nicht schlimm",
"Indianer kennen keinen Schmerz" (doppelt doof!), sind Sprüche, die
vor allem kleine Jungs gesagt bekommen. Erschreckend wenige männlich
sozialisierte Menschen können einfach so weinen, Fehler machen oder
über Ängste reden.

Studien belegen, dass schon kleine Jungs nur auf Grund ihres
Geschlechts weniger angefasst und getröstet werden. Männlich gelesene
Menschen können sich in vielen Kreisen nicht einmal in den Arm nehmen
ohne als "schwul" oder "Mädchen" bezeichnet zu werden. Anscheinend
beides schreckliche Vorstellungen.


Adultismus als Diskriminierungsform

Menschen werden bei allen Diskriminierungsformen in Gruppen
aufgeteilt, so auch bei Sexismus und Adultismus: in Frauen und Männer,
in Kinder und Erwachsene. Beiden Gruppen werden dann bestimmte
Eigenschaften und Rechte zugeteilt. Frauen sind zart, empathisch und
sind aufgrund von genetischen Anlagen für Sorgetätigkeiten gut
geeignet. Männer hingegen sind unemotional, vernünftig und können gut
einparken. Kinder sind süß, spielen gerne mit Puppen und Autos und
sind impulsgesteuert. Erwachsene sind verantwortungsbewusst, können
ihre Emotionen und Impulse kontrollieren und immer die richtigen
Entscheidungen treffen.

All diese Zuschreibungen werden oft mit Argumenten aus der Biologie
untermauert. Wir nehmen Menschen nicht mehr ernst, weil sie in der
Trotzphase, der Pubertät oder der Menopause sind, gerade menstruieren
oder schwanger sind oder sich sonst irgendwie erlauben nicht
leistungsfähig in unserm Verständnis zu sein. Mit diesen Argumenten
rechtfertigt man dann, dass eine Gruppe Macht über die andere ausübt,
dass Ressourcen ungleich verteilt werden, Entscheidungen zugunsten der
herrschenden Gruppe gefällt werden und die Bedürfnisse, Fähigkeiten
und Perspektiven der beherrschten Gruppe übergangen werden.


Authentische Begegnung nach Bedürfnissen und Fähigkeiten

Alle Menschen sind unterschiedlich und haben unterschiedliche
Fähigkeiten und Bedürfnisse.

Statt einen Menschen auf Grund seines Äußeren einer bestimmten Gruppe
zuzuordnen und dem entsprechend erlernte Verhaltensmuster anzuwenden,
können wir uns immer wieder fragen: Was ist in diesem Menschen gerade
lebendig? Was braucht er? Was sind seine Fähigkeiten? Dann können wir
in Abstimmung mit unseren eigenen Bedürfnissen und Fähigkeiten eine
authentische Begegnung zwischen Menschen lebendig werden lassen und
nicht zwischen Rollen.


Ich bin nicht mein Alter, ich bin nicht mein Geschlecht, ich
 bin ich. 

Als ich verstanden habe, dass die Unterteilung in die zwei
Geschlechter sozial konstruiert ist, hat sich das unglaublich
befreiend für mich angefühlt. Nicht mehr die Rolle "Frau" leben zu
müssen und mir vorzustellen, wer ich ohne Geschlecht sein könnte, ohne
dieses Label, fühlt sich großartig an.

Ich kann frei experimentieren mit dem was in mir lebendig ist und da
lebt ziemlich viel. Ein ähnliches Gefühl hatte ich jetzt, als ich
verstanden habe, wie sehr "Alter" gesellschaftlich konstruiert wird.
Mich zu fragen "wer könnte ich ohne mein Alter sein?" hat mich dazu
gebracht, mich mehr einzumischen, mehr Verantwortung zu übernehmen,
mehr das zu machen, worauf ich Lust habe und meine eigenen Bedürfnisse
und Empfindungen ernster zu nehmen.


Adultismus bereitet Sexismus den Weg

Durch Adultismus als erste erlebte Diskriminierungsform lernen wir vom
Beginn unseres Lebens, dass Herrschaftsverhältnisse normal sind. Das
macht es möglich, dass wir später sexistisches und rassistisches
Verhalten eher hinnehmen und uns erst wieder dafür sensibilisieren
müssen.

Schon früh werden krasse Unterschiede zwischen Jungen und Mädchen
gemacht, womit alle in ihrer individuellen Entwicklung beschnitten
werden. Ich denke an mein Entsetzen, als man mir irgendwann verbot
oberkörperfrei durch unseren Garten zu rennen, mit gespreizten Beinen
zu sitzen und kurze Haare zu tragen. So ein krasser Eingriff in die
Freiheit und Selbstbestimmung des Menschen wäre ohne Adultismus nicht
möglich.

Auch verlieren wir durch Adultismus die Verbindung zu unseren Gefühlen
und Bedürfnissen, weswegen man uns später besser die Bedürfnisse
einreden kann, die gut für den Erhalt des Systems sorgen. Wir wundern
uns, dass ein Drittel der elf- bis 15-jährigen Mädchen Formen von
Essstörungen hat, während wir junge Menschen ständig zwingen, Dinge zu
essen, die sie nicht mögen und zwar dann wann wir es wollen. Wir
zwingen Menschen still zu sitzen und wundern uns dann, wenn sie ihren
Spaß an Bewegung verlieren. Jeder Mensch kommt mit einem richtig
tollen Körper auf die Welt, was tun wir, dass so viele Menschen
anfangen gegen ihren eigenen zu kämpfen?


"Sexy Frau, süßes Kind"

Ich fahre mit meinem Fahrrad durch die Stadt und sehe überall blonde
dünne Frauen, die mich anlachen und so tun, als wären sie glücklich
oder geil. Und ich sehe Kinder.

Kinder bilden neben Frauen den größten Teil in der Werbung ab. Während
weiblich gelesene Menschen als begehrenswerte Objekte verwendet
werden, werden Kinder als süße Objekte benutzt. Dabei werden junge
Menschen immer fröhlich, frech und tapsig dargestellt und nie als
stark, selbstbestimmt und ernst.


Intersektionalität

Verschiedene Formen der Diskriminierung wirken nicht einfach nur als
Summe. Adultismus und Sexismus sind miteinander verwoben, stehen nicht
in Konkurrenz zueinander und wirken intersektional.

Besonders schwindelig wird mir im Kopf, da Adultismus eine
Diskriminierungsform ist, die wir alle einmal erfahren, aus der wir
aber herauswachsen und plötzlich auf der anderen Seite stehen. Mit den
Auswirkungen in der Tasche.

Wenn ich noch andere Diskriminierungsformen in das Geflecht dazu hole,
komme ich erst so richtig ins Grübeln, wie hängt Adultismus mit
Rassismus zusammen? Und erst mit Klassismus? Es eröffnen sich immer
mehr Fragen in meinem Kopf, ich hebe ab in wolkige Theoriewelten.


Down to earth

Was mache ich mit all diesen Begriffen? Ich bin etwas überfordert.
Dann erinnere ich mich daran, dass wir alle gleichwertige Menschen
sind. Das ist so wahr, dass ich diese Wahrheit in jeder Begegnung
finden kann, wenn ich den Menschen in die Augen gucke. Und sie ist
auch viel wahrer als die vielen Vorurteile und
Diskriminierungsstrukturen, die davor wabern wie dicker schwerer
Nebel. Wir müssen uns einfach immer wieder daran erinnern.

Luisa

Anmerkungen:

(1) Siehe: https://de.wikipedia.org/wiki/Kindfrau

 * 


KASTEN

Was ist Adultismus?

Stell dir vor ...

du darfst in deinem Büro nicht essen, nicht trinken und nur dann auf
die Toilette gehen, wenn du deine Chefin um Erlaubnis bittest.

Stell dir vor,

andere Menschen haben das Recht, in jedem Augenblick zu entscheiden,
wo du dich aufhältst und was du machst.

Stell dir vor,

du möchtest nicht angefasst werden, aber wenn du das äußerst, wird
gelacht oder gesagt du seist süß.

Jetzt stell dir vor Das ist deine Realität (weil du jung bist.)

Kindern darf in der Schule der Zugang zu ihren Grundrechten, wie essen
und trinken, frischer Luft und der Gang zur Toilette verwehrt werden.

Gesetzlich dürfen ihre Erziehungsberechtigten darüber entscheiden, wo
sie sich aufhalten - bei Umzügen beispielsweise steht dabei das Wohl
der Erwachsenen oft viel mehr im Vordergrund.

Die körperlichen Bedürfnisse und die Grenzen von Kindern werden
weniger ernst genommen. Es gilt als normal, kleine Kinder zu küssen
oder zu tätscheln, auch wenn diese davor ihre Ablehnung geäußert
haben.

Warum werden jüngere Menschen anders behandelt als Ältere?

Das diskriminierende Verhalten Kindern und Jugendlichen gegenüber wird
Adultismus genannt (engl. Adult), Adultismus wird durch Konventionen,
Gesetze und soziale Institutionen strukturell untermauert.

Ältere Menschen werden oft nur auf Grund ihres Alters für kompetenter,
verantwortlicher, qualifizierter und intellektueller gehalten und
übergehen oder ignorieren oft die Bedürfnisse, Empfindungen,
Perspektiven und Fähigkeiten.

Wie bei anderen Diskriminierungsformen führt Adultismus zur
Unterteilung in zwei Gruppen, wobei die eine über die andere Macht
ausübt. Dabei wird "Alter" ähnlich wie "Geschlecht" sozial
konstruiert. Alle Menschen sind von diesem Konstrukt betroffen, weil
wir alle einmal als Kinder gesehen wurden. Wir lernen also von Anfang
an, dass Herrschaftsverhältnisse normal sind.

Das macht es später einfacher, andere Diskriminierungsformen wie
Sexismus oder Rassismus anzunehmen und zu reproduzieren.

Unser Leben wird oft in aufeinander folgende Lebensphasen (Kindheit,
Jugend, Erwachsensein und Alter) eingeteilt, denen wir bestimmte
Rechte und Eigenschaften zusprechen. Das macht uns für komplexe
individuelle Lern- und Lebenswege blind.

Dadurch, dass der Tagesrhythmus junger Menschen von älteren Menschen
bestimmt wird, verlernen sie auf ihre Bedürfnisse und Gefühle zu hören
und diese auch zu äußern. Durch Zwang und vorgegebene Lerninhalte
verlieren junge Menschen ihre Begeisterungsfähigkeit und ihre
intrinsische Motivation.

Selten dürfen sie selbstbestimmt Entscheidungen treffen und
Verantwortung für sich und die Welt übernehmen, was zu Frustration und
Depression führen kann.

Da junge Menschen oft vermittelt bekommen, ihre Perspektive und ihr
Wirken wären weniger wert, fühlen sich viele junge Menschen
minderwertig und trauen sich beispielsweise nicht, ihre Meinung in
Diskussionen zu äußern.

Auch ältere Menschen fügen sich ihrem Rollenbild als Erwachsene. Sie
hören auf zu spielen oder zu weinen und haben das Gefühl, jederzeit
vernünftige Entscheidungen treffen und ein geregeltes Leben vorweisen
zu müssen. Wenn ältere Menschen sich diesem Rollenbild nicht anpassen,
werden sie als "senil", "naiv" oder "inkompetent" bezeichnet.

Jung sein ist gesellschaftlich sehr kontrovers. Gleichzeitig zur
Diskriminierung von jungen Menschen existiert ein gesellschaftliches
Ideal des "jung, frei und schön" Seins. Dies löst bei vielen Menschen
Leistungsdruck aus.


Was kannst du tun?

Zunächst ist es wichtig, Adultismus als Diskriminierungsform
anzuerkennen. Du kannst mit deinen Mitmenschen darüber sprechen und
gemeinsam bedürfnisorientierte Regeln für den Alltag aufstellen. Du
kannst anfangen unsere Sprache und Vereinfachungen zu hinterfragen.
Wie fühlt es sich an "Person" statt "Kind" zu sagen? Was meinst du
wirklich wenn du jemanden als "kindisch" beschimpfst? Frage dich immer
im Kontakt mit jüngeren Menschen: "Würde ich mit einer Person in
meinem Alter genau so umgehen?"

Adultismus betrifft uns alle!


Das naiv kollektiv

Wir sind ein Netzwerk von Anti-Adultist*innen, die alle zu diesem
Thema forschen. Wir tauschen uns über Erfahrungen aus, schreiben
Artikel, machen Videos, halten Vorträge und Workshops, machen und
geben Interviews und versuchen Adultismus in die Gesellschaft
hineinzutragen. Wir freuen uns über Feedback an
info@naiv-kollektiv.org

Weitere Infos: www.naiv-kollektiv.org

 * 

Quelle:
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REPORTAGE/523: WDR - Das Leben auf die Reihe kriegen, 20.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Das Leben auf die Reihe kriegen

Die Jungs vom Ponton

Ein Film von Bettina Zbinden und Max von Klitzing

Menschen hautnah

Donnerstag, 20.09.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



Die zwei alten Pontons mitten im ehemaligen Hamburger Freihafen sind
umgeben von Containerkränen und Schleusen. Hier wohnen Omar, Siggi und
Lennert, drei von insgesamt sechs Jugendlichen zwischen 15 und 18, die
in der Wohngruppe Ponton ihr Leben wieder auf die Reihe kriegen
möchten. Eine letzte Chance, um nicht doch abzurutschen. Eine letzte
Chance auf einen Schulabschluss. Auf ein Leben auf eigenen Füßen.
Werden sie sie nutzen?

Auf der Veranda eines der Pontons hängt ein Boxsack, ihn soll die oft
tiefsitzende Aggression der Jungs treffen, nicht Andere, wie so oft in
der Vergangenheit. "Lennert! Aufräumen! Jetzt!" ruft eine Stimme.
Lennert wohnt seit etwa einem Jahr hier. Wie die anderen Bewohner
kommt er aus schwierigen Verhältnissen. Viele mussten schon als kleine
Kinder Gewalt, Alkohol und andere Drogen in der Familie erleben. Die
meisten der Jungs haben schon mehrere Hilfseinrichtungen hinter sich.
Und in der Schule waren Omar, Siggi, Lennert und die anderen seit
Monaten oder gar Jahren nicht mehr.

Manchmal ist Aufstehen am Morgen schon ein Erfolg. Tom Ricks, einer
der Leiter der Gruppe, ist ein erfahrener Intensivpädagoge. Er weiß,
dass es dauert, bis Omar es schaffen wird, selbständig, regelmäßig und
rechtzeitig für die Schule aufzustehen. Geduldig unterstützt er Siggi
bei der Suche nach einem Fußballverein, damit er Stabilität in einem
neuen Hobby finden kann. Allen drei Jungs gemeinsam ist der
Entschluss, in der Wohngruppe auf dem Ponton dem Teufelskreis aus
Schulschwänzen, Drogen und Gewalt zu entkommen. Doch es ist ein langer
Weg. Ihr sehnlichster Wunsch: Ein Hauptschulabschluss. Und später mal
eine Frau und Kinder. Und ein eigenes Auto.

Sechs Wochen lang konnten die Menschen hautnah-Autoren Bettina Zbinden
und Max von Klitzing das Leben auf dem Ponton begleiten und erleben,
ob die drei Jungs ihren Träumen näher gekommen sind. Ihre
Dokumentation bietet einen tiefen Einblick in das Leben in der
Wohngruppe mit seinem festen Abläufen, Regeln und Pflichten. Eine
große Herausforderung für die drei Jungs, die aus ihrer Kindheit und
Jugend bisher kaum Grenzen kennen. Ein Film über Siege und Niederlagen
und das Erwachsenwerden unter erschwerten Bedingungen.

Redaktion: Martin Suckow

 * 

Quelle:
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MUSIK/2700: Deutschlandfunk Kultur - Musikfest Erzgebirge, 19.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Nachklang/Musikfest Erzgebirge

Schloss Augustusburg

Werke von Johann Christoph Petz, Johann Joseph Vilsmayr, Georg Muffat,
Johann Jakob Froberger, David Petersen, Giovanni Battista Pescetti und
Giuseppe Tartini



Plamena Nikitassova, Violine in alter Mensur

Thomas Leininger, Orgel/Cembalo

Konzert

Mittwoch, 19. September 2018, 20.03 - 21.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur

"Eines Nachts träumte mir, ich hätte einen Pakt mit dem Teufel um
meine Seele geschlossen. Alles ging nach meinem Kommando, mein neuer
Diener erkannte im Voraus all meine Wünsche. Da kam mir der Gedanke,
ihm meine Fiedel zu überlassen und zu sehen, was er damit anfangen
würde. Wie groß war mein Erstaunen, als ich ihn mit vollendetem
Geschick eine Sonate von derart erlesener Schönheit spielen hörte,
dass meine kühnsten Erwartungen übertroffen wurden." (Giuseppe
Tartini)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2699: WDR 4 - Die Geschichte der Teldec, 19.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Geschichte der Teldec

WDR 4 Legenden

Mittwoch, 19.09.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Die Teldec ist mehr als nur eine Plattenfirma: Die hier vertretenen
Künstler prägten die Nachkriegsgeschichte und es gelangte Musik nach
Deutschland, die revolutionär war.

Die Fusion der deutschen Traditionsfirma Telefunken mit der britischen
Decca führte dazu, dass der frühe Rock'n'Roll von Bill Haley, Carl
Perkins und vor allem von Elvis Presley auch hierzulande erhältlich
war. Es war gleichzeitig der Siegeszug der 45er-Single. Neben
Rock'n'Roll und Jazz waren auf Teldec auch viele wichtige Interpreten
des klassischen Schlagers vertreten: Vico Torriani, Billy Mo und
Caterina Valente gehörten zum Soundtrack des Wirtschaftswunders.

Mitte der 60er dann stellten die Rolling Stones die Musikwelt auf den
Kopf, und ab 1970 regierten die anspruchsvollen Alben, z.B. von Neil
Young und David Bowie. In Deutschland setzte Udo Lindenberg ganz neue
Akzente, und auch die Neue Deutsche Welle fand bei der Teldec eine
Heimat. Ende der 80er jedoch war Schluss: Die Firma wurde verkauft und
das dazugehörige Presswerk geschlossen.

In dieser Ausgabe von WDR 4 Legenden erzählt der Autor des Buches "Die
Teldec-Story", Rüdiger Bloemeke, ein spannendes Stück deutscher
Kulturgeschichte.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 12. September 2018
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TALK/1598: Deutschlandfunk Kultur - Singen im Alter, 20.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wenn die Stimme Falten kriegt - Singen im Alter

Der Musikpädagoge und Musikgeragoge Kai Koch im Gespräch mit Ruth
Jarre

Chormusik

Donnerstag, 20. September 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Die Gesellschaft wird immer älter, das spiegelt sich auch in der
Chorszene wider. Viele Chöre altern mit ihren Sängerinnen und Sängern,
die ihrerseits gern ein Leben lang im Chor singen möchten. Welche
Herausforderungen das für alle Beteiligten bedeutet, wie
zukunftsfähige Konzepte auch für die Chorleiterausbildung entwickelt
werden können und wie dieser Prozess wissenschaftlich begleitet werden
kann, darüber gibt Kai Koch Auskunft. Er ist seit August 2018
Professor für Musikpädagogik in der Sozialen Arbeit an der KSH
München. Demnächst erscheint sein Seniorenchorbuch.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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KINDER/480: Kinder brauchen Freiräume - Deutsche Leberstiftung warnt am Weltkindertag vor Fettlebererkrankungen (idw)


Deutsche Leberstiftung - 14.09.2018

Kinder brauchen Freiräume - Deutsche Leberstiftung warnt am Weltkindertag vor Fettlebererkrankungen



Das Motto des diesjährigen Weltkindertages lautet "Kinder brauchen
Freiräume". UNICEF Deutschland und das Deutsche Kinderhilfswerk rufen
Bund, Länder und Kommunen am 20. September 2018 dazu auf, Kinder und
Jugendliche stärker zu beteiligen und ihnen mehr Freiräume zu geben.
Politik und Gesellschaft sollen dafür die notwendigen Voraussetzungen
schaffen. Die Deutsche Leberstiftung unterstützt die Forderungen speziell
für den Bereich Gesundheit, damit Kinder und Jugendliche bessere Chancen
für bewusste Ernährung und mehr Bewegung haben.

Ende 2017 veröffentlichten die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und das
Imperial College London alarmierende Zahlen einer weltweiten Studie: In
den letzten vierzig Jahren hat sich die Zahl extrem übergewichtiger Kinder
und Jugendlicher auf 124 Millionen erhöht und damit mehr als verzehnfacht.
Und dieser Anstieg basiert laut Studienergebnissen nicht auf dem
Bevölkerungswachstum - nur zehn Prozent der größeren Zahl an extrem
Übergewichtigen sind auf die wachsende Bevölkerung zurückzuführen. 90
Prozent der verzehnfachten Zahl an Fettleibigen von den analysierten fünf
bis 19 Jahre alten Kindern und Jugendlichen sind unter anderem die Folge
einer Kombination aus Bewegungsmangel und dem Verzehr ungesunder Snacks,
Lebensmittel und Getränke.

Auch in Deutschland sind die Zahlen hoch: Waren 1975 nur etwa 3 Prozent
der Jungen und 2,5 Prozent der Mädchen fettleibig, sind laut den aktuellen
WHO-Zahlen 11,2 Prozent der Jungen und 6,9 Prozent der Mädchen extrem
übergewichtig. "Wie in fast allen Ländern mit hohem Einkommen stiegen die
Zahlen extrem übergewichtiger Kinder und Jugendlicher in Deutschland zwar
jetzt nicht weiter an, doch auch die Stagnation auf einem viel zu hohen
Niveau ist besorgniserregend", warnt Professor Ulrich Baumann, Facharzt
für Kinder- und Jugendmedizin aus der Pädiatrischen Gastroenterologie und
Hepatologie der Medizinischen Hochschule Hannover. "Wie bei Erwachsenen
kann auch bei Kindern durch extremes Übergewicht die Leber in
Mitleidenschaft gezogen werden und verfetten. In Deutschland ist bereits
jeder vierte Bundesbürger über 40 betroffen und bereits jedes dritte
übergewichtige Kind leidet an dieser Krankheit - Tendenz steigend."

Die "nicht-alkoholische Fettleber" (NAFL) macht sich bei Kindern wie auch
bei Erwachsenen nur in seltenen Fällen durch Krankheitssymptome bemerkbar,
sie ist jedoch stets ein großes Gesundheitsrisiko: Auch bei Kindern
besteht die Gefahr einer Leberentzündung und einer nicht mehr umkehrbaren
Vernarbung des Lebergewebes, einer sogenannten Fibrose, die sich zu einer
Leberzirrhose entwickeln kann. Vor allem bei einer bestehenden Zirrhose
ist auch bei Kindern und Jugendlichen das Risiko für einen Leberzellkrebs
deutlich erhöht.

Für die Therapie gilt: Abnehmen steht an erster Stelle. Und es gilt,
Veränderungen im Lebensstil vorzunehmen. Doch es ist schwer für Eltern,
ihren Kindern gesunde Ernährung erfolgreich anzubieten, wenn speziell auf
Kinder ausgerichtete Werbekampagnen Glück und Spaß durch den Verzehr von
Süßigkeiten, zuckerhaltigen Getränken und Fastfood vorgaukeln. Bereits
2016 forderte die WHO die Bekämpfung von Lebensmittelwerbung für Kinder.
Es wird der direkte Zusammenhang aufgezeigt, dass die Fettleibigkeit im
Kindesalter durch die zielgerichtete Vermarktung von Lebensmitteln, Snacks
und nicht-alkoholischen Getränken mit hohem Anteil an gesättigten
Fettsäuren, freien Zuckern oder Salz begünstigt wird. Deshalb
unterstreicht die Deutsche Leberstiftung die Forderung zum Weltkindertag,
dass Politik und Gesellschaft die notwendigen Voraussetzungen, Freiräume
wie auch Präventionen schaffen, sodass Kinder glücklich und gesund leben
können.

"Bei jedem extrem übergewichtigen Kind sollten die Leberwerte im Blut
(GPT, GOT und gGT) regelmäßig kontrolliert werden. Mit einer frühzeitigen
Diagnose, mehr Bewegung, gesunder Ernährung und einer Normalisierung des
Körpergewichts können auch bei jungen Patienten die Fettablagerungen in
der Leber vollständig zurückgebildet werden", sagt Professor Dr. Michael
P. Manns, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberstiftung. "Um
Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen zu vermeiden, befürworten wir die
Empfehlung der WHO-Kommission, die Exposition von Kindern gegenüber
jeglicher Werbung für ungesunde Lebensmittel zu verringern."

Die Deutsche Leberstiftung bietet unter 

http://www.deutsche-leberstiftung.de 

im Service-Bereich das Informationsblatt
"Lebererkrankungen bei Kindern" zum Download an. Auch "Das Leber-Buch" der
Deutschen Leberstiftung thematisiert in der aktualisierten und erweiterten
Auflage dieses Themenfeld.


Deutsche Leberstiftung

Die Deutsche Leberstiftung befasst sich mit der Leber, Lebererkrankungen
und ihren Behandlungen. Sie hat das Ziel, die Patientenversorgung durch
Forschungsförderung und eigene wissenschaftliche Projekte zu verbessern.
Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit steigert die Stiftung die
öffentliche Wahrnehmung für Lebererkrankungen, damit diese früher erkannt
und geheilt werden können. Die Deutsche Leberstiftung bietet außerdem
Information und Beratung für Betroffene und Angehörige sowie für Ärzte und
Apotheker in medizinischen Fragen. Diese Aufgaben erfüllt die Stiftung
sehr erfolgreich.

Weitere Informationen: 

http://www.deutsche-leberstiftung.de

BUCHTIPP: 

"Das Leber-Buch" der Deutschen Leberstiftung informiert
umfassend und allgemeinverständlich über die Leber, Lebererkrankungen,
ihre Diagnosen und Therapien - jetzt in dritter, aktualisierter und
erweiterter Auflage! "Das Leber-Buch" ist im Buchhandel erhältlich: 

ISBN 978-3-89993-899-9, 16,99 Euro.

Weitere Informationen: 

http://www.deutsche-leberstiftung.de/Leber-Buch

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsche-leberstiftung.de

http://www.deutsche-leberstiftung.de/aktuelles/presseportal

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung - 14.09.2018
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/155: Studie an menschlichen Spermien entschlüsselt schädliche "Cocktail-Effekte" von Alltagschemikalien (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 14.09.2018

Studie an menschlichen Spermien entschlüsselt schädliche "Cocktail-Effekte" von Alltagschemikalien



Hormonell wirksame Alltagschemikalien könnten mitverantwortlich sein für
Fruchtbarkeitsstörungen, die in der westlichen Welt immer häufiger
auftreten. Ein deutsch-dänisches Forscherteam hat diese Chemikalien unter
die Lupe genommen. Das Fazit: Kombiniert man die Chemikalien, addieren
sich die Einzelwirkungen nicht nur, sondern sie verstärken sich
gegenseitig.

Münster (mfm/jr) - Sie verstecken sich in Lebensmitteln, Plastik,
Textilien und Kosmetika: hormonell wirksame Alltagschemikalien, sogenannte
endokrine Disruptoren. Diese Chemikalien imitieren unter anderem die
Wirkung weiblicher Hormone, die das Schwimmverhalten von Spermien im
Eileiter steuern. Dadurch beeinträchtigen sie die Funktion der Spermien
und könnten so mitverantwortlich sein für Fruchtbarkeitsstörungen, die in
der westlichen Welt immer häufiger auftreten. Ein deutsch-dänisches
Forscherteam mit Beteiligung des Centrums für Reproduktionsmedizin und
Andrologie (CeRA) der Universität Münster hat die Chemikalien daher nun
noch detaillierter unter die Lupe genommen - genauer gesagt: den
"Cocktail-Effekt".

Über Alltagsprodukte nehmen wir täglich kleinste Mengen verschiedener
endokriner Disruptoren in unseren Körper auf. Trotz der geringen
Konzentration der einzelnen Komponenten reagieren Spermien sensibel auf
solche Chemikalien-Cocktails, wie man sie beispielsweise im Blut findet.
Ein deutsch-dänisches Forscherteam um Prof. Timo Strünker vom münsterschen
CeRA sowie Prof. Niels Erik Skakkebæk vom Rigshospitalet in Kopenhagen
konnte diesen Cocktail-Effekt nun genauer entschlüsseln. "Das Ergebnis
unserer Studie lässt sich recht einfach zusammenfassen", sagt
Studienleiter Dr. Christoph Brenker, der am CeRA tätig ist: "Kombiniert
man die Chemikalien, addieren sich die Einzelwirkungen nicht nur, sondern
sie verstärken sich gegenseitig beträchtlich"
In der Pharmakologie nennt man dieses Phänomen "Synergismus": Eins plus
eins macht dann nicht zwei, sondern drei. Die Forscher konnten zudem
zeigen, dass auch weibliche Hormone synergistisch auf die Spermien wirken.
"Die synergistische Wirkung der endokrinen Disruptoren resultiert daraus,
dass sie die Hormone perfekt imitieren - einschließlich ihres
synergistischen Zusammenspiels", erläutert Brenker.

Regelmäßig wird unter Wissenschaftlern und in der Öffentlichkeit
kontrovers darüber diskutiert, inwieweit die Verwendung hormonell
wirksamer Chemikalien in Alltagsprodukten eingeschränkt werden sollte.
Bislang werden "sichere" Grenzwerte für jede Chemikalie einzeln bestimmt.
Angesichts der Erkenntnisse darüber, dass sich die Chemikalien in ihrer
Wirkung gegenseitig verstärken können, unterschätzt die
Gefährdungsbeurteilung vermutlich das Gefahrenpotenzial von endokrinen
Disruptoren - denn tatsächlich hat man synergistische Wirkungen der
Alltagschemikalien nicht nur in Spermien, sondern auch schon in anderen
Zellen und Geweben beobachtet.

Die Studie mit dem Titel "Synergistic activation of CatSper Ca2+ channels
in human sperm by oviductal ligands and endocrine disrupting chemicals"
ist erschienen in der Fachzeitschrift "Human Reproduction"
(doi:10.1093/humrep/dey275). Die Autoren wollen nun an künstlichen
Modellen des Eileiters noch genauer untersuchen, wie die weiblichen
Hormone das Schwimmverhalten beeinflussen und wie die Chemikalien die
Chemie der Befruchtung stören.


Originalpublikation:

Brenker C. et al.: Synergistic activation of CatSper Ca2+ channels in
human sperm by oviductal ligands and endocrine disrupting chemicals. Human
Reproduction 2018 Sep 5.; 

doi: 10.1093/humrep/dey275 (Epub ahead of print)
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BILDUNG/1125: Neues Lehrformat erfolgreich - Virtuelle Notaufnahme simuliert Behandlung akuter Erkrankungen (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 14.09.2018

Neues Lehrformat erfolgreich: Virtuelle Notaufnahme simuliert Behandlung akuter Erkrankungen.



Studie belegt: Innovatives Lehrformat ist mindestens so effektiv wie
Kleingruppenunterricht. Ergebnisse zu den Auswirkungen des Trainings mit
der Computer-Animation "EMERGE" in der Wissenschaftszeitschrift PLOS ONE
publiziert.

(umg) Seit dem Jahr 2011 arbeiten Ärzte und Experten für Medizindidaktik
der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) und des Universitätsklinikums
Hamburg-Eppendorf (UKE) an der Entwicklung eines Computerspiels, mit
dessen Hilfe die Abläufe auf einer Notaufnahme simuliert werden können:
die Notaufnahme-Simulation EMERGE. Für die UMG haben Prof. Dr. Tobias
Raupach, Leiter des Bereichs Medizindidaktik und Ausbildungsforschung im
Studiendekanat der UMG, und Dr. Nikolai Schuelper, Klinik für Hämatologie
und Medizinische Onkologie der UMG, die Projektentwicklung maßgeblich
begleitet. Die Notaufnahme-Simulation EMERGE wurde jetzt erstmals im
Medizinstudium an der UMG eingesetzt und daraufhin untersucht, ob
Studierende damit lernen, wie akute Krankheitssituationen behandelt
werden. Die Ergebnisse der Studie wurden jetzt in der internationalen
Online-Fachzeitschrift der Public Library of Science (PLoS ONE)
veröffentlicht.


Originalveröffentlichung:

Training of clinical reasoning with a Serious Game versus small-group
problem-based learning: A prospective study. Middeke A, Anders S,
Schuelper M, Raupach T, Schuelper N (2018); PLoS ONE 13(9): e0203851.
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0203851

DIE STUDIE ZU "EMERGE"

Computerspiele mit einem ernsthaften Hintergrund werden als "Serious
Games" bezeichnet und werden zunehmend auch von Studierenden genutzt. Die
Ergebnisse der Studie zur Notaufnahme-Simulation EMERGE zeigen, dass zehn
Trainingseinheiten in der virtuellen Notaufnahme mindestens genauso
effektiv sind wie zehn Stunden Kleingruppenunterricht.

"Dies ist eine der ersten Studien, die genau geprüft haben, ob ein
Computerspiel im Studium wirklich einen Nutzen hat oder nur den Spaßfaktor
erhöht", sagt Prof. Dr. Tobias Raupach, Leiter des Bereichs
Medizindidaktik und Ausbildungsforschung der UMG. Raupach hatte die Idee
zu dem Lernspiel. In der jetzt publizierten Studie konnten Studierende
selbst wählen, ob sie sich verschiedene Erkrankungen in Kleingruppen mit
bis zu fünf Kommilitonen erarbeiten oder ob sie das neue Computerspiel
nutzen möchten. Am Ende nahmen alle Studierenden an einer Prüfung teil, in
der ihre Fähigkeit zum klinischen Denken untersucht wurde. "Wir haben
praktisch keinen Unterschied in den Leistungen der beiden Studiengruppen
gefunden", sagt Raupach. "Für einige Inhalte, die mit dem Spiel trainiert
wurden, fiel der Lernerfolg der Studierenden in der EMERGE-Gruppe sogar
größer aus als für die Studierenden in den Kleingruppen. Das ist
bedeutsam, weil wir im Spiel in der gleichen Zeit eine viel größere
Bandbreite von Erkrankungen darstellen können als im
Kleingruppenunterricht."

Letztautor der Studie ist Dr. Nikolai Schuelper, Klinik für Hämatologie
und Medizinische Onkologie der UMG. "Die Arbeit auf einer Notaufnahme ist
anstrengend, weil hier unter Zeitdruck lebenswichtige Entscheidungen
getroffen werden müssen. Das lässt sich in Vorlesungen oder Seminaren
nicht gut trainieren", sagt Schuelper. "Andererseits können Studierende
diese Situation auch nicht in einer echten Notaufnahme üben, weil sonst
Patienten gefährdet werden könnten. Da war es für uns ein logischer
Schritt, ein Computerspiel zu entwerfen, in dem beide Aspekte -
medizinische Entscheidungen und Zeitdruck - simuliert werden können."

Bei dieser neuen Form des Unterrichts sitzen bis zu 50 Studierende der
Humanmedizin in einem Computerraum, und jeder Studierende bewegt über die
Maus eine Spielfigur durch eine dreidimensionale Darstellung einer
Notaufnahme. In unregelmäßigen Abständen werden Patienten eingeliefert, so
dass im Laufe der Zeit viele Patienten gleichzeitig behandelt werden
müssen. Die Studierenden können bei ihren virtuellen Patienten eine
Anamnese erheben und Untersuchungen anfordern. "Uns war wichtig, dass die
Simulation möglichst nah an der Realität liegt. Auch im Spiel muss man auf
die Ergebnisse einer Laboruntersuchung warten, und die Medikamente haben
einen direkten Einfluss auf den Herzschlag und den Blutdruck", so
Schuelper. "Wenn gravierende Fehler gemacht werden, kann das bis zum Tod
des virtuellen Patienten führen. Obwohl es nur eine Simulation ist, nehmen
die Studierenden ein solches Ereignis sehr ernst."

DIGITALISIERUNG IM MEDIZINSTUDIUM

Simulationen und andere computergestützte Lehrangebote halten zunehmend
Einzug in das Medizinstudium. "Die Digitalisierung der Medizin ist schon
weit fortgeschritten", sagt Prof. Dr. Gerd Hasenfuß, Direktor der Klinik
für Kardiologie und Pneumologie und Vorsitzender des Herzzentrums der UMG.
"Das fängt bei der Smartphone-App zum Blutdruck-Monitoring an und geht bis
hin zu aufwendigen Computerspielen, in denen ganze Krankenhaus-Stationen
simuliert werden können. Es ist wichtig, die Ärztinnen und Ärzte von
morgen auf diese Welt vorzubereiten. Also müssen sie sich schon im Studium
damit auseinandersetzen." Das Spiel wird unter anderem in einem
sechswöchigen Lehrmodul zu Herz- und Lungenerkrankungen eingesetzt, das
Hasenfuß zusammen mit dem Kardiologen Raupach leitet. Der Studiendekan der
Medizinischen Fakultät an der UMG, Prof. Dr. Lorenz Trümper, unterstützt
den Einsatz innovativer digitaler Lehrformate im Studium: "Piloten
trainieren schon lange in Simulatoren für den Notfall. Warum sollten nicht
auch Studierende der Medizin ein solches Training erhalten? Hier dürfen
Fehler passieren, aus denen man lernen kann, damit man für die Versorgung
echter Patienten besser gewappnet ist."


Originalpublikation:

Training of clinical reasoning with a Serious Game versus small-group
problem-based learning: A prospective study. Middeke A, Anders S,
Schuelper M, Raupach T, Schuelper N (2018); PLoS ONE 13(9): e0203851.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0203851
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FORSCHUNG/3905: Untersuchung von biophysikalische Grundlagen von weißen Blutkörperchen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 14.09.2018

Göttinger Forscherteam untersucht biophysikalische Grundlagen von weißen Blutkörperchen



In unserem Blut schwimmen Millionen weißer Blutkörperchen, die
Eindringlinge wie Bakterien oder Tumorzellen bekämpfen. Bestimmte Arten
weißer Blutkörperchen (Neutrophile) schleusen ihr eigenes Erbgut aus, um
diese Fremdkörper einzufangen und zu töten. Dieser Vorgang nennt sich
NETose. Bislang war allerdings unklar, wie das Erbgut überhaupt aus dem
Zellkern und der Zelle herausgelangt. Ein Forscherteam der Universität und
Universitätsmedizin Göttingen (UMG) hat nun die biophysikalischen Prozesse
untersucht, die die Freisetzung des Erbguts kontrollieren. Die Ergebnisse
sind in der Fachzeitschrift Nature Communications erschienen.

(pug/umg) Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten zeigen,
dass das Erbgut wie ein nasser Schwamm anschwillt und dabei zunächst die
Hülle des Zellkerns und anschließend die äußere Zellmembran sprengt. "Die
Zelle explodiert wie ein erhitztes Maiskorn bei der Herstellung von
Popcorn", erläutert Dr. Luise Erpenbeck von der Klinik für Dermatologie,
Venerologie und Allergologie der UMG. Darüber hinaus stellten die Forscher
fest, dass sich das Platzen nur bis zu einem gewissen Zeitpunkt
pharmakologisch stoppen lässt.

"Wir haben damit gezeigt, dass das Erbgut nicht nur genetische
Informationen speichert, sondern als aktives Material fungiert, das die
Form, Struktur und sogar Funktion von Zellen beeinflusst", so Dr.
Sebastian Kruss vom Institut für Physikalische Chemie der Universität
Göttingen. Das Erbgut eines Menschen besteht aus einem zwei Meter langen
Faden aus DNA, der normalerweise in einem winzigen Zellkern steckt. Enzyme
sorgen dafür, dass die Kräfte, die die DNA zusammenrollen, am Anfang der
NETose verringert werden. Dadurch befindet sich die DNA nicht mehr im
Gleichgewicht und schwillt so weit an, dass die dabei entstehenden Kräfte
Zellmembranen durchbrechen können und das Erbgut freigesetzt wird.

"Unsere Ergebnisse haben weitreichende medizinische Folgen für die
Behandlung von entzündlichen Erkrankungen, da sie wichtige Einsichten zu
pharmakologischen Interventionen liefern", so die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler abschließend. Die Studie entstand unter Mitwirkung des
Instituts für Physikalische Chemie der Universität Göttingen, der Klinik
für Dermatologie, Venerologie und Allergologie der UMG, des
DFG-Forschungszentrums und Exzellenzclusters "Mikroskopie im Nanometerbereich
und Molekularphysiologie des Gehirns" (CNMPB) und des Laserlaboratoriums
Göttingen e.V.

Originalpublikation:

Elsa Neubert, Daniel Meyer et al. Chromatin swelling drives neutrophil
extracellular trap release. Nature Communications 2018. 

Doi: 10.1038/s41467-018-06263.
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FORSCHUNG/3904: Zuckerstoffwechsel steuert Darm-Regeneration (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 14.09.2018

Zuckerstoffwechsel steuert Darm-Regeneration



Eine überraschende Verbindung zwischen Zuckerstoffwechsel und Anpassung
des Darmgewebes an den Ernährungszustand entdeckten Wissenschaftler des
Deutschen Krebsforschungszentrums und der Universität Heidelberg.

Kein anderes Gewebe unseres Körpers weist eine so hohe Rate an
Zellerneuerung auf wie der Darm. Da das Darmgewebe hohen Energiebedarf
hat, ist es für den Organismus wichtig, das Volumen und die Struktur des
Darmgewebes an wechselnde Nährstoffangebote anzupassen. Ist diese
Regulation gestört, kann Darmkrebs entstehen oder es kann zu einem Schwund
der Darmschleimhaut, einer so genannten Darm-Atrophie kommen.

Für die kontrollierte Erneuerung des Darmgewebes sind Darm-Stammzellen
zuständig. Wenn nicht genügend Nährstoffe vorhanden sind, teilen sich die
Stammzellen langsam und der Darm schrumpft. Eine günstige Ernährungslage
kurbelt die Stammzellteilung an und der Darm erholt sich wieder zu seiner
normalen Größe. Bislang existierten jedoch nur wenige Ergebnisse darüber,
wie diese Anpassung auf molekularer Ebene reguliert wird.

Das Team um Michael Boutros vom Deutschen Krebsforschungszentrum und der
Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg hat dies nun in
Kooperation mit Kollegen von der Universität Helsinki am Darm der
Fruchtfliege Drosophila melanogaster untersucht. Die Wissenschaftler
konnten zeigen, dass die Darm-Stammzellen einen zelleigenen
Zucker-Biosyntheseweg nutzen, um die Rate ihrer Zellteilungen zu kontrollieren.

Eine hohe Syntheserate von Glukosamin, einem Traubenzucker-Derivat,
signalisiert den Stammzellen, sich zu teilen und Zell-Nachschub zu bilden.
Werden die Fliegen mit einem Glukosamin-Derivat (N-Acetyl-Glukosamin)
gefüttert, proliferierten die Darm-Stammzellen unabhängig von einer
ansonsten schlechten Ernährungssituation. Blockierten die Forscher dagegen
die Biosynthese von N-Acetyl-Glukosamin genetisch, konnte selbst ein hoher
Nährstoffgehalt die Teilungsrate der Darm-Stammzellen nicht ankurbeln.
Glukosamin verbesserte außerdem die Reaktionsfähigkeit der Stammzelle auf
Insulin, einem zentralen Signalmolekül für den Nährstoffstatus des
Organismus.

"Der Biosyntheseweg für Glukosamin war bisher nicht als Modulator der
Stammzellen im Darm bekannt. Wir haben hier eine überraschende Verbindung
zwischen dem Zuckerstoffwechsel und der Anpassung des Darms an
verschiedene Ernährungsbedingungen entdeckt", sagt Michael Boutros. Sollte
N-Acetyl-D-Glukosamin auch in Darmzellen des Menschen eine vergleichbare
Rolle spielen, könnten die aktuellen Ergebnisse auch medizinische
Bedeutung gewinnen. "Ob dies jedoch tatsächlich so beim Menschen
funktioniert, muss zunächst noch sorgfältig geprüft werden", gibt Boutros
zu bedenken.


Jaakko Mattila, Krista Kooki, Ville Hietakangas und Michael Boutros: 

Stem cell intrinsic hexosamine metabolism regulates intestinal adaptation to
nutrient content.

Developmental Cell 2018, 

DOI: 10.1016/j.devcel.2018.08.011
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DEMENZ/379: Recht - Demenz unter 65 ... was ist zu beachten? (Alzheimer Info)


Recht

Demenz unter 65 - Was ist zu beachten?

von Laura Gosemann, Verband der Rechtsjournalisten e.V., Berlin



Wenn Menschen vor dem Rentenalter an Demenz erkranken, hat dies oft
gravierende Auswirkungen auf ihre finanzielle Situation. Rund zwei
Prozent der Demenzkranken sind jünger als 65 Jahre. Waren sie bis
dahin Hauptverdienerin oder Familienernährer kann die Diagnose zu
großen finanziellen Problemen führen. Was ist in solchen Situationen
zu beachten und welche Rechte haben Betroffene?


Wer eine Demenzdiagnose erhält und noch berufstätig ist, sollte
mit dieser Information zunächst vorsichtig umgehen. Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber versuchen häufig, erkrankte Mitarbeitende in die Rente
zu drängen, selbst wenn die Symptome den Arbeitsalltag noch nicht
übermäßig belasten. Menschen mit Demenz sind nicht verpflichtet, ihren
Arbeitgeber von sich aus über die Diagnose zu informieren. Bei
entsprechenden Nachfragen darf aber nicht gelogen werden.

Kündigungsschutz

Unbeabsichtigte Fehler können bei der Arbeit schnell zu einer
Abmahnung führen, weshalb Berufstätige nach der Diagnose unbedingt
einen Schwerbehindertenausweis beantragen sollten. Denn damit genießen
sie einen besonderen Kündigungsschutz.

Ab einem Behinderungsgrad von 50 gilt eine Person als schwerbehindert.
Spätestens drei Wochen vor Zugang der Kündigung muss ein
entsprechender Antrag auf Anerkennung als schwerbehindert gestellt
worden sein, damit der Kündigungsschutz greifen kann. Der Arbeitgeber
muss innerhalb von drei Wochen nach der Kündigung über die vorliegende
Schwerbehinderung informiert werden, damit man sich auf den
Sonderkündigungsschutz berufen kann.

Soll eine Person mit Schwerbehinderung gekündigt werden, bedarf es
zunächst der Zustimmung des Integrationsamts. Wurde jemand ohne eine
solche Zustimmung gekündigt, ist eine Klage vor dem Arbeitsgericht
möglich, um die Unwirksamkeit der Kündigung feststellen zu lassen. Lag
die Zustimmung des Integrationsamts vor, kann Widerspruch gegen diese
Entscheidung eingelegt werden. Auch eine Kündigungsschutzklage ist
möglich.

Erwerbsminderungsrente

In Rente zu gehen sollte grundsätzlich so lange wie möglich
hinausgezögert werden. Die Rentenanstalt bezahlt eine medizinische
Rehabilitation, zum Beispiel durch neurokognitives Training. Diese
soll die Betroffenen etwas länger im Beruf halten.

Muss dennoch vor dem festgesetzten Renteneintrittsalter die
Erwerbstätigkeit beendet werden, wird eine Erwerbsminderungsrente
gezahlt. Diese reicht aber meist kaum zum Leben. Wie hoch die
Erwerbsminderungsrente ausfällt, hängt von den individuellen
Versicherungsjahren in der Rentenversicherung und den gesammelten
Entgeltpunkten ab. Sie liegt aber oft deutlich unter einem Drittel des
letzten Bruttogehalts. Zudem erhalten viele Betroffene lediglich die
halbe Rente, da erwartet wird, dass sie sich einen
Teilzeitarbeitsplatz suchen. Nur wer aufgrund der Arbeitsmarktlage
keine Teilzeitstelle findet, kann dennoch die volle
Erwerbsminderungsrente beantragen.

Flexirente

Wer bisher vorzeitig in Rente gegangen ist, durfte sich maximal 450
EUR im Monat dazuverdienen. Lediglich zweimal im Jahr konnte dieser
Betrag auf 900 EUR erweitert werden. Bei einem höheren Verdienst wurde
schließlich die Rente gekürzt. Nach dem neuen Flexirentengesetz dürfen
Frührentnerinnen und -rentner nun maximal 6.300 EUR pro Jahr
abzugsfrei dazuverdienen. Dieser Betrag kann flexibel auf das Jahr
verteilt werden.

Alles, was über diese 6.300 EUR hinausgeht, wird zu 40 Prozent auf die
Rente angerechnet. Somit sind auch die Abzüge deutlich geringer als
zuvor. Sobald die Regelaltersgrenze erreicht wird, dürfen Rentnerinnen
und Rentner einen unbegrenzten Zuverdienst erhalten, ohne dass
Rentenkürzungen erfolgen.

Schwerbehindertenrente

Der Anspruch auf die Altersrente für schwerbehinderte Menschen - kurz:
Schwerbehindertenrente - ist nur unter bestimmten, vor allem an das
Alter gekoppelten Voraussetzungen möglich. Zum einen müssen Betroffene
bei Rentenbeginn als schwerbehindert anerkannt und zum anderen
mindestens seit 35 Jahren versichert sein.

Ein abschlagsfreier Anspruch auf die Rente besteht ab den folgenden
Altersstufen:


	Ende des 63. Lebensjahres mit stufenweiser Anhebung für Geburtsjahrgänge bis Ende 1963

	Ende des 65. Lebensjahres für Geburtsjahrgänge ab dem 1. Januar 1964



Selbstverständlich können Menschen mit Schwerbehinderung auch deutlich
früher in Rente gehen, allerdings müssen die dann Abschläge von bis zu
10,8 Prozent in Kauf nehmen.

Private Berufsunfähigkeitsversicherung

Führt die Demenz-Erkrankung zu einer Berufsunfähigkeit, so existiert
in der Krankenversicherung zunächst ein Anspruch auf Krankengeld.
Dieses wird jedoch nur maximal 78 Wochen lang gezahlt und beträgt 70
Prozent des Bruttoeinkommens. Nach einer Reha kann die Krankenkasse
zudem verlangen, dass der oder die Erkrankte in Rente geht. Eine
private Berufsunfähigkeitsversicherung zahlt in der Regel eine
vertraglich festgelegte Rente, wenn die bisherige Tätigkeit nicht mehr
ausgeübt werden kann. Das bedeutet, dass auch dann der Bezug von
Leistungen aus der BU-Versicherung möglich ist, wenn Betroffene noch
einen anderen Beruf ausüben könnten.

Die Ursache für die Berufsunfähigkeit spielt hierbei keine Rolle. Bei
den meisten Policen tritt der Versicherungsfall ein, wenn die oder der
Betroffene zu mindestens 50 Prozent berufsunfähig ist. Dies muss durch
zahlreiche Unterlagen, wie Arztberichte und Tätigkeitsbeschreibungen,
nachgewiesen werden. Das zuvor erzielte Einkommen hat keine Bedeutung.

Wer bereits unter einer diagnostizierten Krankheit leidet, hat
schlechtere Aussichten auf eine BU-Versicherung. Daher sollte man sich
so früh wie möglich - zum Beispiel sobald das erste regelmäßige
Einkommen bezogen wird - mit diesem Thema auseinandersetzen.

Internet:

www.familienrecht.net

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/18, S. 13 - 14

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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Alzheimer Info, Ausgabe 1/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

AGMaktiv - Ein Angebot der Alzheimer Gesellschaft München
für jüngere Erkrankte

Von Christiane Schoeller, Alzheimer Gesellschaft München e.V.



Menschen mit Demenz im jüngeren Alter, aber auch Betroffene im frühen
Stadium der Erkrankung, können und wollen gern noch aktiv sein, etwas
unternehmen und sich mit anderen austauschen. Die Alzheimer
Gesellschaft München hat speziell für diese Zielgruppe das Angebot
AGMaktiv entwickelt, das im Sommer 2017 gestartet ist und
seitdem zweimal wöchentlich stattfindet.

AGMaktiv bietet Betroffenen sinnstiftende und
ressourcenorientierte Freizeitangebote: Ziel ist, das Selbstwertgefühl
der Teilnehmenden zu stärken und die bestehenden Fähigkeiten zu
fördern. Auch soziale Kontakte und die gesellschaftliche Teilhabe
werden ihnen dadurch ermöglicht. Damit sorgt AGMaktiv für eine
Verbesserung der Lebensqualität sowohl der Betroffenen als auch der
Angehörigen. Letztere werden durch das Angebot für mehrere Stunden pro
Woche entlastet oder profitieren selbst von einer Teilnahme gemeinsam
mit den Erkrankten.

Vor allem sportliche Aktivitäten stoßen auf reges Interesse. So trifft
sich die Gruppe regelmäßig zu gemeinsamen Ausflügen ins Münchner
Umland. Wanderungen, Schwimmbad-Besuche, Radtouren sowie ein
regelmäßiger Lauf-Treff haben 2017 stattgefunden. Die Gruppe
verabredete sich im vergangenen Jahr außerdem zu weiteren Aktivitäten,
zum Beispiel zu gemeinsamen Besuchen im Museum, auf der Wiesn oder auf
dem Weihnachtsmarkt.

Zudem gibt es unter anderem einen regelmäßigen Qigong-Kurs, bei dem
Körper und Geist entspannen sollen. Qigong kommt aus der
traditionellen chinesischen Medizin und baut auf fließenden, langsamen
Bewegungen auf. In der Kunst- und Bewegungsgruppe wird zunächst
gemeinsam gemalt bzw. kreativ gestaltet. Anschließend folgt eine
gemeinsame Brotzeit und zum Abschluss wird unter Anleitung einer
Sport- und Gymnastiklehrerin noch die Beweglichkeit gefördert. In der
Kochgruppe steht alle zwei Wochen das Zubereiten einer Haupt- und
Nachspeise und das gemeinsame Mittagessen auf dem Programm.

Die Resonanz auf das neue Angebot ist groß: Insgesamt konnten bis Ende
2017 450 Teilnehmende bei den Veranstaltungen gezählt werden. Das
Feedback ist durchgehend positiv. Ein Betroffener sagte: "Ich bin so
froh, dass meine Frau Kontakt zur Alzheimer Gesellschaft München
aufgenommen hat. Ich nehme alles wahr, was angeboten wird."

Das Angebot AGMaktiv ist einzigartig in München und schließt
eine wichtige Lücke in der Versorgung von Menschen mit Demenz im
jüngeren Alter, für die es speziell am Beginn der Erkrankung kaum
passende Angebote gibt.

Internet: www.agm-online.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/18, S. 5

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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Universität des Saarlandes - 14.09.2018

Saarländische Forscher beschreiben Protein-Komplex, der bei Fehlfunktion zu Krankheiten führen kann



Ob beim Stoffwechsel, der Blutgerinnung oder im Immunsystem: Überall
spielen Proteine als Transportvehikel, Boten- oder Abwehrstoffe eine
zentrale Rolle, damit die Abläufe im menschlichen Körper richtig
funktionieren. Arbeitet ein Protein außerhalb einer Zelle nicht korrekt,
können zum Beispiel neurologische Krankheiten die Folge sein.
Saarländische Biowissenschaftler haben nun gemeinsam mit Kollegen des
Max-Planck-Instituts für Biochemie im bayerischen Martinsried ein Protein
genau beschrieben, das bei Fehlfunktion solch schwerwiegende Folgen haben
kann. Die Ergebnisse erschienen heute im renommierten Fachmagazin "Nature
Communications".

Das endoplasmatische Retikulum (ER) in menschlichen Zellen, ein
weitläufiges Röhrensystem, spielt eine zentrale Rolle bei der Entstehung
von etwa einem Drittel aller Proteine, die in diesen Zellen ständig neu
gebildet werden. Dazu gehören etwa die sogenannten sekretorischen
Proteine, von denen viele während ihrer Bildung im ER mit Zuckerresten
versehen, fachsprachlich: glykosyliert werden.

Seit vielen Jahren forschen viele Laboratorien auf der ganzen Welt nach
den Mechanismen, wie die sekretorischen Proteine in das ER gelangen und
dort glykosyliert werden, bevor sie an die Zelloberfläche gebracht und
dort freigesetzt werden. Eine wichtige Rolle beim Transport dieser
Proteine in das ER und auch bei der dort stattfindenden Glykosilierung
spielen die Proteine des sogenannten TRAP-Komplex ("translocon-associated
protein"). Funktioniert dieser Proteinkomplex nicht korrekt, können Fehler
bei der Glykosilierung der Proteine die Folge sein und damit auch
Krankheiten ihren Ursprung nehmen.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Professor Richard
Zimmermann, Regine Stutz, Monika Lerner und Dr. Johanna Dudek in Homburg
sowie Dr. Duy Nguyen und Professor Volkhard Helms in Saarbrücken, haben
die Funktionsweise von TRAP nun erstmals wissenschaftlich genau
beschrieben. Sie bedienten sich dafür neuartiger Methoden, die aus einer
Mischung aus gezielter Gen-Inaktivierung, Mengenbestimmung aller Proteine
innerhalb der Zelle und Bioinformatik bestehen. "Damit konnte wir wichtige
neue Erkenntnisse zur Funktion und Wirkungsweise des TRAP-Komplexes
erarbeiten, den wir mit unseren Kollegen vom Max-Planck-Institut für
Biochemie davor schon auf struktureller Ebene beschrieben hatten", erklärt
Professor Richard Zimmermann (s. dazu

https://www.nature.com/articles/ncomms14516).


Originalpublikation:

"Proteomics reveals signal peptide features determining the client
specificity in human TRAP-dependent ER protein import" 

(DOI: 10.1038/s41467-018-06188-z)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41467-018-06188-z.epdf?author_access_token=PMOTucnYRM8uvk0jxgTHP9RgN0jAjWel9jnR3ZoTv0MqF4IhV8-ApzwmGmn6esxAQR_lVCYo9yOGZn-RU5A5k58kynN3o46_qGtZQak73Wciz3H2xf8dt-JloLWRzUU81-SjoWdhLb4WltbHhsxIlw%3D%3D

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 13.09.2018

Eine ganz besondere Proteinmaschinerie



Der Erreger der Schlafkrankheit enthält eine aussergewöhnliche
Maschinerie für die Herstellung von Proteinen. Eine Gruppe von
Wissenschaftlern der ETH Zürich und der Universität Bern hat nun
erstmals deren Struktur aufgeklärt.

Ribosomen gehören zu den wichtigsten und im Verlauf der Evolution kaum
veränderten molekularen Maschinen der Zelle. Ihre Funktion ist es,
Abschriften von Genen, also Baupläne für Proteine, abzulesen und in
Proteine zu "übersetzen".

Forschungsgruppen der ETH Zürich und der Universität Bern haben nun,
mit finanzieller Unterstützung durch den Schweizerischen
Nationalfonds, mittels Kryo-Elektronenmikroskopie die detaillierte
atomare Struktur von ganz speziellen Ribosomen aufgeklärt, die in den
Mitochondrien von Trypanosoma brucei vorkommen, einem parasitären
Einzeller, der die Schlafkrankheit verursacht. Ihre Erkenntnisse
erschienen soeben in der Fachzeitschrift "Science".

Mitochondrien sind Organellen, die in allen eukaryotischen Zellen zu
finden sind. Sie sind die Kraftwerke der Zelle und enthalten eigene
Ribosomen, sogenannte "Mitoribosomen". Diese stellen einige wenige,
aber für diese Kraftwerke essentielle Proteine her.

Mitoribosomen der Trypanosomen haben die gleichen Grundfunktionen wie
die Ribosomen anderer Organismen, zum Beispiel denen des Menschen. Sie
sind jedoch spezialisiert für die Biologie der Parasiten, und ihre
Struktur sieht völlig unterschiedlich aus.

Alle Ribosomen bestehen aus zwei Typen von Bausteinen:
Ribonukleinsäuren (RNA) und Proteinen. "Interessanterweise sind die
Mitoribosomen von Trypanosomen wesentlich größer als alle anderen
Ribosomen einschliesslich der menschlichen Ribosomen", sagt
ETH-Professor Nenad Ban. Die Mitoribosomen von Trypanosomen bestehen
zudem vorwiegend aus Proteinen, während alle anderen Ribosomen einen
sehr hohen RNA-Anteil aufweisen. Folglich haben in den trypanosomalen
Mitoribosomen die Proteine die strukturelle Funktion der RNA
übernommen.

Folgende Analogie mag hier hilfreich sein: ein kleines Holzhaus sieht
nicht gleich aus wie ein großer Betonbau, trotzdem brauchen beide ein
Dach, Fenster, eine Treppe und so weiter. "Vergleicht man die
Architektur der vor allem aus Proteinen bestehenden trypanosomalen
Mitoribosomen mit der RNA-basierten Ribosomenarchitektur anderer
Organismen, kann man die grundlegendsten funktionellen Elemente und
Bausteine definieren, die von allen Ribosomen geteilt werden", erklärt
der Forscher weiter.

Trypanosomen nicht nur ein wichtiges Modellsystem für die
Grundlagenforschung, sondern als Erreger der unbehandelt tödlich
verlaufenden Schlafkrankheit auch von klinischer Bedeutung. Die
Mitoribosomen sind für das Überleben der Trypanosomen absolut
notwendig. Da sie ganz anders aufgebaut sind als die Mitoribosomen des
Menschen, könnten sie sich als Angriffspunkt für eine Therapie der
Schlafkrankheit eignen. Ein Vergleich der Strukturen der Mitoribosomen
von Trypanosomen und Menschen könnte es ermöglichen, Substanzen zu
finden, die gezielt Mitoribosomen des Einzellers hemmen und so als
Medikament dienen.


Originalpublikation:

Ramrath DJF, Niemann M, Leibundgut M, Bieri P, Prange C, Horn EK,
Leitner
A, Boehringer D, Schneider A, Ban N. Evolutionary shift towards
protein-based architecture in trypanosomal mitochondrial ribosomes.


Science, published online 13th Sept 2018. 

DOI: 10.1126/science.aau7735

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/09/eine-ganz-besondere-proteinmaschinerie.html 
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Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.09.2018

Den Viren auf der Spur



Herpesviren wie HHV-6 können viele Jahre unbemerkt in menschlichen Zellen
schlummern. Werden sie wieder aktiv, droht Gefahr. Jetzt haben Würzburger
Wissenschaftler einen Weg gefunden, die aktiven von inaktiven zu
unterscheiden.

Fast jeder Mensch trägt es in sich, doch nur die wenigsten werden im Laufe
ihres Lebens etwas davon spüren: Das menschliche Herpesvirus 6 (HHV-6)
gehört zu den Viren, die in der Bevölkerung am häufigsten zu finden sind.
Zwischen 95 und 100 Prozent der gesunden Erwachsenen tragen Antikörper
gegen das Virus in ihrem Körper - haben also in der Vergangenheit eine
Infektion durchgemacht.

Das Virus versteckt sich im Erbgut

In zwei Varianten tritt das Virus auf: HHV-6A und HHV-6B. Während HHV-6B
sich vor allem bei Kleinkindern bemerkbar macht, bei denen es das
sogenannte Drei-Tage-Fieber auslöst, verläuft eine Infektion mit Viren vom
Typ HHV-6A in der Regel unbemerkt. Und wer einmal infiziert wurde, bleibt
es für den Rest seines Lebens: Das Virus besiedelt bestimmte Körperzellen
und integriert sich dort in das Erbgut.

In der Regel ist diese Infektion harmlos. Unter bestimmten Umständen
können die Viren allerdings wieder aktiv werden - beispielsweise nach
einer zusätzlichen Infektion mit Chlamydien, nach einer
Organtransplantation, wenn das Immunsystem geschwächt ist, oder nach der
Gabe spezieller Medikamente.

Auslöser zahlreicher Krankheiten

Während lange Zeit die Meinung galt, dass humane Herpesviren in der Regel
keinen negativen Einfluss auf die Gesundheit ausüben, betrachten
Wissenschaftler heute das Virus verstärkt als potenziellen Auslöser
diverser Krankheiten, wie beispielsweise der Multiplen Sklerose oder dem
Chronische Müdigkeitssyndrom. Jüngste Studien sprechen sogar dafür, dass
HHV-6 an der Entstehung zahlreicher Krankheiten des Nervensystems wie etwa
Schizophrenie, der Bipolaren Störung, Depressionen oder der
Alzheimer-Krankheit beteiligt ist.

Verantwortlich für diese jüngsten Befunde ist Dr. Bhupesh Prusty. Der
Wissenschaftler ist Gruppenleiter am Lehrstuhl für Mikrobiologie der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Jetzt hat Prusty eine
Methode entdeckt, mit der es erstmals möglich ist, die Re-Aktivierung der
humanen Herpesviren in einem frühen Stadium nachzuweisen.

Mikro-RNA-Moleküle als Marker

"Betaherpesviren wie das humane Herpesvirus 6A, 6B und 7 integrieren sich
in die Enden menschlicher Chromosomen und verharren dort über viele Jahre.
Dies macht es schwer, das Frühstadium der viralen Aktivierung, basierend
auf einer Analyse des viralen Erbguts, zu erkennen", schildert Prusty das
Problem. Mit seinem Team hat der Virologe jetzt einen alternativen Ansatz
entdeckt, der sich als geeigneter Kandidaten für die Verwendung als
Biomarker für HHV-6-Studien anbietet.

"Wir haben mehrere virale Mikro-RNA-Moleküle identifiziert, die sowohl
während einer aktiven Infektion als auch einer viralen Aktivierung
gebildet werden", sagt Prusty. Mikro-RNAs nehmen indirekt Einfluss auf die
Stoffwechselvorgänge in Zellen. Während die RNA Informationen aus dem
Erbgut vom Zellkern in die Zelle trägt, wo diese in Proteine "übersetzt"
werden, greifen Mikro-RNAs steuernd in diesen Prozess ein. Sie können an
RNA-Moleküle andocken und damit deren Übersetzung in Proteine blockieren
oder gleich den Abbau der RNA-Moleküle in die Wege leiten. "Der Nachweis
dieser viralen Mikro-RNAs kann unter klinischen Bedingungen als idealer
Biomarker dienen", ist sich Prusty sicher.

Bestätigung durch einen Todesfall

Eine Bestätigung für ihre Theorie fanden die Wissenschaftler am Beispiel
eines tragischen Todesfalls: Eine junge Frau hatte nach einer
medikamentösen Behandlung ein Hypersensitivitätssyndrom (DRESS) entwickelt
- eine in der Regel lebensbedrohliche Erkrankung, die mit Veränderungen
der Haut, des Blutbilds sowie der inneren Organe einhergeht.

Der Verdacht, dass in diesen Fällen das Medikament Viren aktiviert haben
könnte, wird bereits seit Längerem von der Wissenschaft diskutiert - ein
Nachweis ist bisher allerdings nicht gelungen. Prusty und seine Kollegen
stießen jetzt im Blut der Verstorbenen auf Spuren des Erbguts von HHV-6 -
allerdings in unterschiedlicher Konzentration zu unterschiedlichen Zeiten
des Krankheitsgeschehens. So war beispielsweise zum Zeitpunkt des Todes
die Viruslast sehr gering.

Ganz anders hingegen die Konzentration der Mikro-RNA: "Sämtliche
Biopsieproben zeigten ein positives Signal für diese spezielle RNA", sagt
Bhupesh Prusty. Dies spreche für eine potenzielle Wirksamkeit der RNA als
viraler Biomarker für den Nachweis einer aktiven Virusinfektion im
Organismus.

Damit zeigen Prusty und Kollegen erstmals experimentell, dass verschiedene
verschreibungspflichtige Medikamente HHV-6 reaktivieren können, was zu
lebensbedrohlichen Zuständen führen kann. Die frühzeitige Erkennung der
viralen Reaktivierung kann daher für weitere klinische Interventionen
hilfreich sein.


Originalpublikation:

HHV-6 encoded small non-coding RNAs define an intermediate and early stage
in viral reactivation. Bhupesh K. Prusty, Nitish Gulve, Suvagata Roy
Chowdhury, Michael Schuster, Sebastian Strempel, Vincent Descamps and
Thomas Rudel. npj Genomic Medicine (2018); 

doi:10.1038/s41525-018-0064-5
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STUDIE/259: Keine eindeutige Wirkung von Hustenmedizin nachgewiesen (idw)


Universität Basel - 14.09.2018

Keine eindeutige Wirkung von Hustenmedizin nachgewiesen



Zwar existieren zahlreiche Medikamente gegen Husten, Untersuchungen zu
ihrer Wirksamkeit bei subakutem Husten wurden bisher aber nicht
systematisch zusammengefasst. Forschende der Universität Basel und des
Universitätsspitals Basel haben nun sechs Studien zur Wirkung von
Hustenmitteln untersucht. Keine der evaluierten Behandlungen zeigte dabei
einen deutlichen Nutzen bei der Heilung von subakutem Husten, berichten
die Forschenden im «British Journal of General Practice».

Das Team um den klinischen Epidemiologen PD Dr. Lars G. Hemkens hat sechs
randomisierte klinische Studien mit insgesamt 724 Patienten analysiert.
Dabei konzentrierten sich die Forscher auf die Behandlung von subakutem
Husten. Subakuter Husten hält in der Regel 3 bis 8 Wochen an und heilt
meist von selbst.

Die ausgewählten Studien befassen sich mit der Anwendung von Medikamenten
und natürlichen Heilmitteln, die in Europa und Nordamerika zur Behandlung
von Husten eingesetzt werden. Lediglich Therapien mit chinesischer oder
asiatischer Kräutermedizin wurden von der Untersuchung ausgeschlossen.

Bewertung etablierter Behandlung

Insgesamt sieben verschiedene Wirkstoffe wurden in den Studien untersucht,
darunter Kodein, Salbutamol und Gelatine. Die Ergebnisse zeigen, dass
keine der Behandlungen die Heilung des Hustens deutlich unterstützte. Zwei
der sechs Studien deuten aber zumindest auf einen Vorteil von
Hustenmedikamenten gegenüber Placebo hin. Trotzdem verschwanden bei allen
Pateinten die Hustensymptome mit und ohne Behandlung.

Wenn mögliche Nebenwirkungen berichtet wurden, waren diese leicht, wie zum
Beispiel Kopfschmerzen, Übelkeit oder Halsschmerzen. Keine der Studien
berichtete über schwere Nebenwirkungen, hält Erstautor Dr. Benjamin Speich
fest.

Patienten aufklären

Husten ist einer der häufigsten Gründe für einen Arztbesuch. Neben einer
allgemeinen Einschränkung der Lebensqualität geht mit dem Husten oft auch
die Angst einher, an einer schweren Krankheit wie etwa Krebs zu leiden.
Häufig verlangen die Patienten auch eine Behandlung mit Antibiotika,
obwohl Ärzte dies nicht empfehlen.

«Wir sehen aufgrund unserer Untersuchung derzeit keine Behandlung, die
eindeutige Vorteile für die Patienten aufweist. Festzuhalten bleibt, dass
die herangezogenen klinischen Studien teilweise methodische Limitationen
haben und die Verallgemeinerbarkeit eingeschränkt sein kann», kommentiert
Studienleiter Lars G. Hemkens die Ergebnisse.

Schätzungen zufolge belaufen sich die Kosten für Arzneimittel gegen Husten
weltweit jährlich auf 4 Milliarden Dollar. Um eine Überbehandlung bei
Husten zu vermeiden, sei es wichtig, sich Zeit für die Patienten zu nehmen
und die Krankheit genau zu erklären, betonen die Forscher.


Originalpublikation:

Benjamin Speich, Anja Thomer, Soheila Aghlmandi, Hannah Ewald, Andreas
Zeller, Lars G. Hemkens

Treatments for subacute cough in primary care: systematic review and
meta-analyses of randomised clinical trials

British Journal of General Practice (2018), doi: 10.3399/bjgp18X698885
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Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, Medizinische Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden, 13.09.2018

Weniger ist manchmal mehr - neue Substanz reduziert das Körpergewicht



In einer weltweiten Studie haben Forscherinnen und Forscher erstmals
die Wirksamkeit von Semaglutid wissenschaftlich untersucht. Mit diesem
Medikament lässt sich künftig nicht nur das Gewicht reduzieren,
sondern auch der Blutdruck verbessern. Die neuen in der
Fachzeitschrift The Lancet veröffentlichten Erkenntnisse bedeuten
einen großen Fortschritt in der Adipositastherapie. Mitautor ist Prof.
Andreas Birkenfeld, Leiter des Studienzentrums Metabolisch-Vaskuläre
Medizin am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus.

"Diäten und Magenverkleinerungen sind sicherlich wichtig und auch so
etwas wie der Königsweg, wenn es darum geht, das Gewicht zu
reduzieren. Allerdings sind heute auch andere wirksame Methoden
gefragt, um einer drohenden Diabetesepidemie etwas entgegenzusetzen",
sagt Prof. Andreas Birkenfeld, Stoffwechselexperte der Medizinischen
Klinik III am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus an der TU Dresden
und Leiter des neu gegründeten Universitätsstudienzentrums für
Stoffwechselerkrankungen. In einer weltweiten Phase-2-Studie
(erstmalige Wirksamkeitserprobung am Patienten) mit mehr als 900
Patienten wurde nun erstmals die Wirksamkeit und die Sicherheit von
Semaglutid in der Therapie der Adipositas untersucht. Das Medikament
ist eine neue Substanz. Sie gehört in die Klasse der Glucagon-like
Peptid-1 (GLP-1)-Analoga. Die Wirkungsweise ist ähnlich der
körpereigenen Darmhormone, die das Sättigungsgefühl erzeugen.
Semaglutid soll einmal wöchentlich verabreicht werden.

Das Studienteam um Prof. Andreas Birkenfeld fand heraus, dass alle
Semaglutid-Dosen im Vergleich zu Placebo deutlich das Körpergewicht
reduzieren. In der höchsten Dosierung konnte eine Gewichtsabnahme von
bis zu 17 Prozent des Ausgangskörpergewichts beobachtet werden. Damit
war es möglich, einen Patienten, der zuvor einen BMI von 35 kg/m2 und
formal eine Adipositas Grad 2, also eine mittelschwere Adipositas
aufwies, auf einen BMI von 29 kg/m2 zurückzuführen. Kurzum: er
schaffte den Schritt von formal fettleibig zu übergewichtig.
Zeitgleich wurden der Blutzucker, der Blutdruck, und die Blutfette
deutlich gesenkt. Prof. Andreas Birkenfeld bewertet die Reaktion
positiv: "Der Patient hat nicht nur abgenommen, sondern Semaglutid gut
vertragen, die Nebenwirkungen entsprachen denen anderer bekannter
GLP-1 Analoga und sind nicht als kritisch einzustufen."

Diese Wirkung von Semaglutid auf das Körpergewicht läutet jetzt eine
neue Ära der pharmakologischen Adipositastherapie ein. Es wird
erstmals eine Gewichtsreduktion erreicht, die sonst meist nur mit
einer chirurgischen Therapie möglich war. Nachdem Semaglutid in der
Typ-2-Diabetestherapie zugelassen wurde, ist absehbar, dass es auch
bei Adipositaspatienten zum Einsatz kommt. Denn es wurde bei Patienten
mit Typ 2 Diabetes bereits bewiesen: Semaglutid bewirkt nicht nur eine
Gewichtsreduktion, sondern reduziert auch das Auftreten
kardiovaskulärer Erkrankungen. Die Ergebnisse der Adipositastherapie
wurden kürzlich in der Fachzeitschrift Lancet veröffentlicht. Momentan
ist Semaglutid ist noch nicht für die Adipositastherapie zugelassen.


Originalpublikation:

THE LANCET. 2018 Aug 25;392(10148):637-649

doi: 10.1016/S0140-6736(18)31773-2

PMID: 30122305

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinikum-dresden.de/mk3

https://tu-dresden.de/med/mf/die-fakultaet/newsuebersicht/weniger-ist-manchmal-mehr-neue-substanz-reduziert-das-koerpergewicht

http://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(18)31773-2/abstract

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, Medizinische Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden, 13.09.2018
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MEDIEN/1014: Neues Modulhandbuch für mehr Kultursensibilität im Gesundheitswesen (idw)


Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen - 14.09.2018

Neues Modulhandbuch für mehr Kultursensibilität im Gesundheitswesen



Mit dem Modulhandbuch "Kultursensibilität im Gesundheitswesen" können nun
professionsübergreifend kultursensible Versorgungssituationen im Rahmen
von Aus-, Fort- und Weiterbildungsprozessen bearbeitet werden. Dabei
bestand eine Herausforderung darin, das Modulbuch für sieben
Gesundheitsfachberufe anwendbar zu machen - nämlich für die Logopädie, die
Physiotherapie und Ergotherapie, für die Hebammenkunde, die Altenpflege
und die Gesundheits- und (Kinder-) Krankenpflege.

Mit der Abschlussevaluation ist das Projekt "Kultursensibilität im
Gesundheitswesen - Entwicklung eines Modulhandbuchs für eine
kompetenzorientierte, wissenschaftsbasierte und multiprofessionelle Aus-,
Fort- und Weiterbildung in den therapeutischen und pflegerischen
Gesundheitsfachberufen" im Sommer 2018 erfolgreich beendet worden. Das
einjährige Entwicklungsprojekt führte die Katholische Hochschule
Nordrhein-Westfalen mit Prof. Gertrud Hundenborn als Projektleitung sowie
Prof. Dr. Guido Heuel und Prof. Dr. Renate Zwicker-Pelzer durch. Gemeinsam
mit einer weiteren Expertin für Curriculumentwicklung und drei
Studierenden erstellten diese das Modulhandbuch.

"Die Gesellschaft verändert sich, das Zusammenleben der Menschen wird
zunehmend heterogen und divers," erläutert Projektleiterin Prof. Gertrud
Hundenborn. Gleichzeitig kämen neue und veränderte Anforderungen auf die
therapeutischen und pflegerischen Gesundheitsfachberufe zu und erforderten
eine weitergehende professionsübergreifende Zusammenarbeit. "Die
interkulturelle Kompetenz wird in den therapeutischen und pflegerischen
Gesundheitsfachberufen immer wichtiger. Darauf lag folglich auch unser
Fokus in der Entwicklung der Module" so die Professorin.

Auf der Basis von neun Modulen bietet das neue Handbuch eine
"kompetenzorientierte, wissenschaftsbasierte und multiprofessionelle Aus-,
Fort- und Weiterbildung in den therapeutischen und pflegerischen
Gesundheitsfachberufen" in kultursensiblen Versorgungskontexten. Dessen
berufsübergreifende Inhalte sind:

- Eigenes und Fremdes reflektieren

- Kultur verstehen

- Beziehung professionell gestalten

- Beratung

- Interaktion mit demenziell veränderten Menschen

- Zugangsverhalten zur Gesundheitsversorgung

- Zusammenarbeit im Team

- Organisationen und Kultur sowie

- zivilgesellschaftliche Prozesse.

Darüber hinaus beschreibt ein umfassender Methodenkoffer kreative
Verfahren des interkulturellen Lernens.

Im August 2018 übergab die Projektgruppe das Modulhandbuch dem
Auftraggeber, dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des
Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW). Über die Pressemeldung des
Landesministeriums gelangen Sie zum Download des Handbuchs.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mags.nrw/pressemitteilung/gesundheitsministerium-staerkt-interkulturelle-kompetenz-pflege-und

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution402
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Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen - 14.09.2018
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INNOVENT e.V. Technologieentwicklung Jena - 14.09.2018

Keine Chance für Keime - Neuartige Beschichtung auf Glasoberflächen für den Nassbereich



Wissenschaftler der Industrieforschungseinrichtung INNOVENT e.V. haben in
gemeinsamer Zusammenarbeit mit der Gerhard Fritz GmbH, eine neuartige
Beschichtung für Oberflächen im Nassbereich entwickelt. Das geforderte
Eigenschaftsprofil aus antikorrosiv und zudem antibakteriell wirkender
hydrophiler Easy-to-clean-Beschichtung konnte durch eine
Verfahrenskombination aus Flammenpyrolyse mit der Sol-Gel-Technik erlangt
werden.

Der Kontakt von Glas mit Feuchtigkeit und Hitze lässt sich im
Sanitärbereich kaum vermeiden. Allerdings kann diese Beanspruchung zu
Glaskorrosion führen, welche als irreversible Trübung der Glasoberfläche
wahrgenommen wird. Auf großen Flächen, wie z.B. Duschkabinen aus Glas, ist
diese Veränderung besonders deutlich erkennbar. Zudem entstehen bei der
Benutzung weitere Verschmutzungen durch Seifenreste und Kalkablagerungen.
Die zur Reinigung verwendeten Mittel können das Glas wiederum schädigen.
Ein weiteres Problem, insbesondere im Gesundheitswesen, stellt zudem das
hohe Infektionsrisiko an kontaminierten Oberflächen dar. Gerade in
Krankenhausumgebungen ist dies mittlerweile eine ernst zu nehmende
Problematik. Der momentane Stand der Technik lässt es zu, mithilfe
entsprechender Beschichtungen Anhaftungen zu verringern und Glaskorrosion
zu vermeiden. Eine zusätzliche Keimreduzierung, beispielsweise durch eine
antimikrobielle Ausstattung der Oberflächen, würde einen wesentlichen
Beitrag zur Senkung des Infektionsrisikos leisten.

Ziel dieses Forschungsprojektes war es daher, eine Kombinationsschicht
(Abbildung 1) zu entwickeln, welche basierend auf dem aktuellen Stand der
Technik neben antikorrosiven und easy-to-cleanen Eigenschaften auch eine
bakterizide Wirkung erzielt. Es sollte dabei ein Verfahren genutzt werden,
was unter Normaldruckbedingungen arbeiten kann und sich damit möglichst
kosteneffizient gestaltet.

Die durchgeführten Untersuchungen zur Auswahl und Definition einer
geeigneten Technologie zur Schichtapplikation zeigten, dass sich das
geforderte Eigenschaftsprofil zielführend durch eine Kombination aus C-CVD
(Combustion Chemical Vapor Deposition)- und Sol-Gel-Technik umsetzen
lässt. Wie Abbildung 2 zu entnehmen ist, weisen die im ersten Schritt
mittels C-CVD-Technik abgeschiedenen Pyrosil©-Schichten im Vergleich zu
den gegenwärtig industriell eingesetzten Beschichtungen des
Glasgroßhändlers eine verbesserte Korrosionsschutzwirkung auf. Zur
Generierung optimaler Korrosionsschutzeigenschaften ist ein Temperschritt
während oder nach der Schichtapplikation erforderlich. Durch die
Möglichkeit einer Kopplung mit dem Prozess des thermischen Vorspannens von
Floatglas, welcher zur Herstellung von Einscheibensicherheitsglas (ESG)
eingesetzt wird, ist kein zusätzlicher energieintensiver Verfahrensschritt
erforderlich. Die sich anschließende Applikation eines antibakteriell
ausgestatteten Sols mit easy-to-cleanen-Eigenschaften erfolgt
praxistauglich mittels Sprühapplikation.

Die Entwicklung liefert damit einen wichtigen Beitrag in Richtung
multifunktionaler Glasbeschichtung für den Nassbereich. INNOVENT verfolgt
gemeinsam mit der Gerhard Fritz GmbH das Ziel neben den genannten
Zieleigenschaften zudem eine ausreichende Langzeitstabilität der
Kombinationsschicht zu gewährleisten.

Die Industrieforschungseinrichtung INNOVENT e.V. analysiert, forscht und
entwickelt seit fast 25 Jahren in den Bereichen Oberflächentechnik,
Magnetisch-Optische Systeme und Biomaterialen. Das Institut aus Jena
beschäftigt etwa 130 Mitarbeiter, leitet verschiedene Netzwerke und führt
bundesweit Fachtagungen durch. INNOVENT ist Gründungsmitglied der
Deutschen Industrieforschungsgemeinschaft Konrad Zuse.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1387
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Max-Planck-Institut für Neurobiologie - 13.09.2018

Neues Verfahren erfolgreich getestet: Entwickeltes Protein ermöglicht tiefere Einblicke ins Gehirn



Um die Funktion einzelner Zellen oder Strukturen im intakten Gewebe zu
untersuchen, müssen sie sichtbar sein. Klingt trivial, ist es aber nicht.
Forscher schleusen dazu fluoreszierende Proteine in Zellen ein: Zellen,
Strukturen oder ihre Aktivität werden unter dem Mikroskop sichtbar.
Allerdings müssen die Proteine für den Einsatz in der Forschung optimiert
werden. Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Neurobiologie haben
nun ein Verfahren entwickelt, dass durch eine automatisierte
Computeranalyse und ein roboterunterstütztes Auswahlverfahren dieses
"Protein Engineering" erheblich verbessern - wie erste Erfolge mit einem
tief roten Protein zeigen.

Mit leisem Surren schwenkt der Roboterarm zur Seite. Ein Stückchen nach
rechts, ein Stück nach vorne, dann verharrt er kurz, bevor er einen Stab
mit einer kleinen Metallkugel nach unten stößt. "Da! Jetzt hat er wieder
eine gefunden." Arne Fabritius, der den Vorgang am Monitor verfolgt,
flüstert fast. Die Metallkugel berührt nur kurz einen der unzähligen
beigen Punkte, die die Oberfläche einer gelartigen Masse in einer runden
Schale bedecken. Schon zieht der Arm die Kugel wieder hoch und surrt damit
zu einer Platte mit kleinen Vertiefungen. In eine dieser Vertiefungen
wirft er die Kugel mit einem leisen "Pling" ab.

"Früher hat das ewig gedauert und man wusste nie, ob man die richtige
Kolonie entdeckt und dann auch getroffen hat." Arne Fabritius lehnt sich
lächelnd zurück. "Diese neue Technik ist einfach klasse!" Der
Postdoktorand aus der Forschungsgruppe von Oliver Griesbeck weiß, wovon er
spricht. In monatelanger Tüftelarbeit haben er und seine Kollegen zusammen
mit den Mitarbeitern der Institutswerkstatt das neue Verfahren entwickelt.
Das Ergebnis: eine Screening-Plattform, mit der tausende von
Bakterienkolonien auf bestimmte Eigenschaften hin untersucht und gezielt
weitervermehrt werden können.

Fabritius schaut wieder auf den Monitor: "Jede dieser Bakterienkolonien
trägt eine leicht unterschiedliche Variante eines Proteins und das
Programm sucht uns nach unseren Parametern die besten Varianten raus."
Denn darum geht es - die Wissenschaftler entwickeln verbesserte Proteine
für die biomedizinische Forschung. "Und das funktioniert mit der neuen
Plattform hervorragend", meint Andreas Kist, der gerade in den Raum
schlendert. "Sie haben sozusagen in Nullkommanichts ein rot-
fluoreszierendes Protein entwickelt, mit dem wir weit tiefer in das Gehirn
unserer Zebrafischlarven blicken können, als mit allen zuvor verfügbaren
Proteinen."

"Na ja, ganz so einfach war es dann doch nicht", lacht Fabritius. "Doch im
Vergleich zu früher wird die Proteinentwicklung durch die Plattform
tatsächlich sehr viel schneller und effizienter." So haben die
Wissenschaftler nun das Protein mCarmine entwickelt, dass weit im roten
Bereich und trotzdem sehr hell fluoresziert. Das langwellige rote Licht
ist schonender zum Gewebe und wird von diesem weniger stark absorbiert als
andere Lichtfarben. So werden nun auch Nervenzellen und Strukturen tief im
Gehirn der durchsichtigen Zebrafischlarve um einiges einfacher unter dem
Mikroskop sichtbar. "Da tut sich eine ganze Reihe neuer Forschungsprojekte
auf", freut sich Andreas Kist.

"Die neue Screening Plattform hat sich mit der Entwicklung von mCarmine
bereits bewiesen", kommentiert Oliver Griesbeck den Erfolg seiner Gruppe.
Da die Forscher den Code und die Bauanleitung veröffentlicht haben, können
Arbeitsgruppen weltweit die Station nun vergleichsweise preisgünstig
nachbauen. "Ich sehe da viel Potential und hoffe, dass es dem Feld
weiteren Schwung geben wird", so Griesbeck - der natürlich selbst schon
die ein oder andere Idee für eine mögliche Weiterentwicklung hat.


Originalpublikation:

Arne Fabritius, Davig Ng, Andreas M. Kist, Mutlu Erdogan, Ruben Portugues,
Oliver Griesbeck

Imaging-based screening platform assists protein engineering

Cell Chemical Biology 13. September 2018

DOI: 10.1016/j.chembiol.2018.08.008

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.neuro.mpg.de/griesbeck

Die Gruppe von Oliver Griesbeck am MPI für Neurobiologie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1167
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Technische Hochschule Mittelhessen - 14.09.2018

Schallemissionsanalyse in der medizinischen Diagnostik



Um die "Bestimmung der Lockerung von Hüftendoprothesen mit Hilfe der
Schallemission" geht es bei einem Forschungsprojekt an der Technischen
Hochschule Mittelhessen. Das Land Hessen fördert das Vorhaben mit 35.000
Euro. Projektleiter ist Dr. Jörg Subke, Professor für Biomechanik am
Gießener Fachbereich Life Science Engineering. Kooperationspartner sind
Prof. Dr. Burkhard Ziegler vom Fachbereich Maschinenbau und Energietechnik
der THM, das Universitätsklinikum in Gießen und die Firma BoneDias in
Greifenstein.

Jedes Jahr erhalten in Deutschland mehr als 200.000 Menschen eine
Hüftprothese. Einen Gelenkverschleiß, der eine Operation erfordert, haben
zunehmend jüngere Patienten. Etwa jeder zehnte Eingriff ist eine
Austauschoperation, die in den meisten Fällen nötig wird, weil die
Prothese sich gelockert hat. Aus orthopädischen Gründen ist es nur zweimal
möglich, eine Hüftprothese einzusetzen. Deshalb ist es wichtig, den
Austausch möglichst lange hinauszuzögern, um einen drohenden Verlust der
Mobilität zu verhindern.

Voraussetzung dafür, den richtigen Zeitpunkt zu bestimmen, ist eine genaue
Diagnose, wie weit die Lockerung fortgeschritten ist. Dafür wollen die
Forscher die Schallemissionsanalyse einsetzen. Dieses Verfahren macht sich
zunutze, dass unter mechanischer Belastung Veränderungen im Gefüge eines
Werkstoffs auftreten, die zur Emission von Schall führen. "Das Potential
der Schallemissionsanalyse hat sich bereits bei der Analyse der
Knorpelschichten im Kniegelenk und der Bestimmung der Rissbildungsgrenze
im menschlichen Oberschenkelknochen gezeigt. Wir erwarten, dass wir
entsprechende Ergebnisse auch bei der Analyse der Lockerungen der
Hüftprothese im Oberschenkel erhalten", sagt Subke.

Um das Verfahren zu etablieren, sind grundlegende Untersuchungen nötig.
Zunächst sollen für verschiedene Bruchtypen zwischen Knochen und Prothese
die Belastungsarten bestimmt werden, die zur Fraktur geführt haben. In
einer eigens konstruierten Prüfvorrichtung werden In-vitro-Proben aus
Oberschenkelknochen und Endoprothese gebrochen. Die dabei gewonnenen
Schallemissionssignale sind die Basis, um das Verfahren mit Untersuchungen
an Patienten weiterzuentwickeln.

Das Forschungsvorhaben hat eine Laufzeit von zwölf Monaten. Es wird im
Rahmen des Förderprogramms "Forschung für die Praxis" unterstützt. Damit
bezuschusst die Landesregierung praxisnahe Projekte an hessischen
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution315
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VOM TAGE



Kopftuchverbot von belgischem Gericht war unzulässig

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg
hat der Klage einer Muslimin stattgegeben, die aus einem Gerichtssaal
in Belgien verwiesen wurde, weil sie ihr Kopftuch anbehalten wollte.
Damit verstieß das Gericht gegen Artikel Neun der Europäischen
Menschenrechtskonvention zur Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit. Belgien muß der Klägerin 1000 Euro an
Entschädigung zahlen, insofern das Urteil nicht innerhalb von drei
Monaten angefochten wird. Bei dem Prozeß vor dem belgischen Gericht
ging es um ein Gewaltverbrechen, dem ihr Bruder zum Opfer gefallen
war. Laut EGMR war die Frau nicht als Staatsbedienstete aufgetreten.
Deshalb war sie zu keiner besonderen Neutralität verpflichtet.
Außerdem war durch ihr Kopftuch die öffentliche Ordnung nicht
gefährdet gewesen.

18. September 2018
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Europaweite Öffentlichkeitsfahndung der SoKo Schwarzer Block

Die mit den Vorgängen beim Hamburger G20-Gipfel im Juli 2017 befaßte
SoKo Schwarzer Block hat in der Hansestadt, in Schleswig-Holstein und
in Nordrhein-Westfalen Wohnungen von Verdachtspersonen durchsucht und
einen 35jährigen Mann in Hamburg-Winterhude verhaftet. Den
Verdächtigen wird unter anderem schwerer Landfriedensbruch,
Widerstand gegen Polizeibeamte und Körperverletzung vorgeworfen.

Am Dienstag startete europaweit eine öffentliche Fahndung nach drei
Männern und einer Frau, wie Polizei und Staatsanwaltschaft in Hamburg
mitteilten. Die Gesuchten sollen an den Brandstiftungen in der
Elbchaussee beteiligt gewesen sein. Fotos von ihnen wurden von der
Hamburger Polizei veröffentlicht. Die Fahndung nach den vier
Verdächtigen findet hauptsächlich in Frankreich, Italien, Spanien und
der Schweiz statt, aber auch in Österreich, den Niederlande, Belgien,
Dänemark, Schweden, Finnland und Griechenland. Die
Öffentlichkeitsfahndung konnte von einem Richter genehmigt werden,
weil den Verdächtigen erhebliche Straftaten wie Brandstiftung und
schwerer Landfriedensbruch nachgewiesen werden können. Außerdem hat
es sich bei den Geschehnissen auf der Elbchaussee um keine
Demonstration nach dem Versammlungsrecht gehandelt. Das erklärte der
SoKo-Chef Jan Hieber. Das bedeutet, jeder einzelne Teilnehmer kann
für die Taten verantwortlich gemacht werden.

18. September 2018
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VOM TAGE



Israelische Luftwaffe tötet zwei Männer am Gazazaun

Die israelische Luftwaffe hat am späten Montagabend auf drei Männer
geschossen, die sich dem Zaun um den Gazastreifen genähert hatten.
Armeeangaben zufolge wollten sie den Stacheldraht durchtrennen. Zwei
Männer wurden getötet. Ihre Leichen wurden nach Angaben des
palästinensischen Roten Halbmonds am Zaun gefunden. Der dritte Mann
hat sich retten können.

18. September 2018
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POLITIK/7916: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Minister Maas will Deutschland in Drei-Meere-Initiative einbringen

Bundesaußenminister Maas setzt sich dafür ein, daß Deutschland der
sogenannten Drei-Meere-Initiative von zwölf osteuropäischen
EU-Mitgliedern beitritt. Daß sich Deutschland nicht nur dem Westen
öffne, wäre ein Zeichen neuer deutscher Ostpolitik auch für die
Europäische Union, sagte Maas bei einem Gipfeltreffen der
Staatengruppe in Bukarest. Er nahm auf Einladung des Gastgebers
Rumänien an dem Treffen teil.

Die Drei-Meere-Initiative der Länder zwischen Ostsee, Adria und
Schwarzem Meer geht auf Vorschläge Polens und Kroatiens aus dem Jahr
2015 zurück. Die Mitglieder wollen sich unter anderem gemeinsam für
Infrastruktur- und Energieprojekte einsetzen.

Maas will mit der neuen Ostpolitik einem Auseinanderdriften Europas
entgegentreten. In dem Forum soll Deutschland eine aktive Rolle
spielen, so Maas, und sich stärker in die von den osteuropäischen
Nachbarn geführten Diskussionen einbringen. Dann könnte Deutschland
ein Brückenbauer und Moderator im Geiste europäischer Einheit werden.
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SOZIALES/7913: Arbeit, Soziales und Familie - 18.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltweit mußten 6,3 Millionen Kinder letztes Jahr sterben

Weltweit mußten 2017 6,3 Millionen Kinder unter 15 Jahren sterben.
Einen Bericht dazu veröffentlichte das Uno-Kinderhilfswerk Unicef
zusammen mit der Weltgesundheitsorganisation, der
Bevölkerungsabteilung der Uno und der Weltbank. Demnach starben 2017
schätzungsweise 5,4 Millionen Kinder unter fünf Jahren. 1990 waren es
noch rund 12,6 Millionen Kinder dieser Altersgruppe gewesen. Unicef
zufolge sinkt die Kindersterblichkeit seit Jahren zwar
kontinuierlich, aber zu langsam, daß die Weltgemeinschaft ihr Ziel
erreicht, bis 2030 das Überleben von Neugeborenen und Kleinkindern zu
sichern.

Rund die Hälfte aller Todesfälle bei Kindern unter fünf Jahren
entfielen letztes Jahr auf Afrika südlich der Sahara und weitere 30
Prozent auf das südliche Asien. Viele sterben dem Bericht zufolge an
Komplikationen während der Geburt, an Lungenentzündung,
Blutvergiftung, Durchfall oder Malaria. Mit Moskitonetzen, guter
Hygiene, rechtzeitiger Behandlung und gut ausgestatteten
Geburtsstationen könnten die meisten Todesfälle vermieden werden.
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WIRTSCHAFT/7901: Märkte und Finanzen - 18.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Jaguar Land Rover fährt Produktion im Werk Castle Bromwich zurück

Der Autobauer Jaguar Land Rover läßt im Werk Castle Bromwich bei
Birmingham zwischen Oktober und Dezember an nur drei Tagen in der
Woche produzieren. Dadurch will Großbritanniens größter, zur
indischen Tata-Gruppe gehörender Autokonzern Entlassung vermeiden,
die im Zuge des Brexits notwendig werden könnten. Dem Konzernchef
Ralf Speth zufolge würde ein harter Brexit Tausende von
Arbeitsplätzen kosten. Speth beklagt zudem den Gegenwind auf
politischer Ebene, mit dem es die Autoindustrie in Großbritannien zu
tun hat. Die Regierung in London dämonisiert Dieselfahrzeuge, so
Speth. Jaguar Land Rover verkauft 90 Prozent seiner Fahrzeuge auf dem
britischen Markt mit Dieselmotor.
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UMWELT/642: Hambacher Forst könnte gerettet werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. September 2018

Hambacher Forst kann gerettet werden



"Die Räumung des Hambacher Forsts und Eigenmächtigkeiten des
Co-Vorsitzenden Pofalla vergiften das Gesprächsklima der heutigen Sitzung
der Kohlekommission. Die Kommission hängt an einem seidenen Faden, denn es
ist nicht sicher, ob die Umweltverbände bleiben. Geklärt werden muss, unter
welchen Bedingungen eine Weiterarbeit möglich ist. Es wird dringend ein
Moratorium für die Rodung gebraucht, um die Suche nach Alternativen zur
Rodung zu finden. Geklärt werden muss auch, mit wem Pofalla wann die
veröffentlichten Zahlen abgesprochen hat", erklärt Lorenz Gösta Beutin,
klima- und energiepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den
aktuellen Berichten einer angeblichen Einigung über einen
Kohleausstiegspfad. Beutin weiter:

"Wer behauptet, der Hambacher Forst müsste in jedem Fall weichen, hat von
Energiewirtschaft keine Ahnung. Es gibt eben nicht nur die RWE-Wahrheit,
denn Umweltverbände und wissenschaftliche Institute beschäftigen sich seit
Jahren mit dem Kohleausstieg. Richtig ist: Der Hambacher Forst könnte
durchaus gerettet werden, sofern die 20 schmutzigsten Braunkohlekraftwerke
bis 2020 abgeschaltet werden wie DIE LINKE dies fordert. Zumindest sind die
kommenden drei Jahre locker überbrückbar, eine Zeit, die jetzt gebraucht
wird, um kluge Lösungen zu finden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. September 2018 
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PRESSEKONFERENZ/1756: Regierungspressekonferenz vom 17. September 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 17. September

Regierungspressekonferenz vom 17. September 2018

Themen: Einreisevisum für die ukrainische Menschrechtsaktivistin
Lyudmyla Kozlovska, medizinische Behandlung eines Pussy-Riot-Mitglieds in
Berlin, Kooperation der bei der UN-Mission MINUSMA in Mali eingesetzten
Bundeswehrsoldaten mit der französischen Anti-Terror-Operation Barkhane,
Debatte um Äußerungen von BfV-Präsident Maaßen, Bewertung der AfD seitens
des Verfassungsschutzes, Zahl der Al-Qaida-loyalen Milizen in Idlib,
angebliche deutsch-russische Arbeitsgruppe zur Cybersicherheit, Ausstieg
Deutschlands aus der Kohleenergie, angekündigtes Konzept des
Bundesverkehrsministers zur Stickstoffreduzierung bei Diesel-Fahrzeugen,
angebliche Äußerungen des ukrainischen Parlamentspräsidenten, Äußerungen
des US-amerikanischen Botschafters in Deutschland zum Import von Flüssiggas
aus den USA nach Deutschland, mögliche künftige Begegnung im 
Normandie-Format auf Expertenebene, Telefonat des argentinischen Präsidenten mit der
Bundeskanzlerin, möglicher Besuch der Bundeskanzlerin in Chemnitz,
Ankündigung des Bundesfinanzministers zur Neuregelung der Grundsteuer, Fall
Skripal


Sprecher: SRS'in Fietz, Petermann (BMI), Adebahr (AA), Neumann
(BMVg), Jornitz (BMWi), Fichtner (BMU), Strater (BMVI), Schwamberger (BMF),



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Petermann: Am vergangenen Freitag war eine Frage offengeblieben, nämlich ob
bezüglich Frau Kozlovska eine SIS-Eintragung vorliege. Ich kann dazu sagen,
dass ich solche Informationen aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht
weitergeben kann.

Frage: Frau Fietz und Frau Adebar, meine Frage betrifft den russischen
Aktivisten Pjotr Wersilow. Er ist ja jetzt in Berlin zur Behandlung in der
Charité. Das Kanzleramt und das Auswärtige Amt waren wohl in den Transport
dieses Menschen nach Berlin involviert. Mich würde interessieren, wie das
ablief und wie es dem Patienten geht.

Adebahr: Wir haben den Fall natürlich verfolgt und sind besorgt über den
Gesundheitszustand von Herrn Wersilow. Wir hoffen, dass es ihm bald besser
gehen möge und er vollständig genesen wird.

Das Auswärtige Amt - Frau Fietz kann zum Kanzleramt etwas sagen - war im
Vorfeld über diese private anstehende Reise Herrn Wersilows nach Berlin
informiert. Das ist alles.

SRS'in Fietz: Ich kann auch nur bestätigen, dass das Kanzleramt ebenfalls
informiert war.

Zusatzfrage: Das heißt, weder das AA noch das Kanzleramt haben irgendwie
geholfen oder mit organisiert oder Ähnliches? Nur informiert?

Adebahr: Ja, nur informiert.

SRS'in Fietz: Genau.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, war Herr Wersilow eventuell ein Thema bei dem
Gespräch am Freitag zwischen Herr Lawrow und Herrn Maas?

Adebahr: Wie Sie wissen, kann ich von dieser Stelle über den Inhalt
vertraulicher Gespräche keine Auskunft geben. Natürlich sind verschiedene
Fragen der Menschen- und der Bürgerrechte und allgemeine Fragen dieser Art
in Gesprächen mit Russland immer ein Thema.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Neumann vom BMVg, und zwar bezüglich
der Kooperation der bei der UN-Mission MINUSMA in Mali eingesetzten
Bundeswehrsoldaten mit der französischen Anti-Terror-Operation Barkhane.
Habe ich die Einlassungen des BMVg am Wochenende richtig verstanden, dass
eine Belieferung von Barkhane mit Drohnenbildern und mit einem
Lufttransport von französischen Soldaten nach Lesart Ihres Hauses immer
dann vom Bundestagsmandat gedeckt ist, wenn es um den Schutz der eigenen
Soldaten geht?

Neumann: Vielen Dank für die Frage. Wir hatten Ihnen ja schon schriftlich
geantwortet. - Wie Sie wissen, beteiligt sich die Bundeswehr seit Juli 2013
an dem Friedeneinsatz MINUSMA. Das Bundestagsmandat umfasst unter anderem
auch den Auftrag, die Aufklärung und Beitrag zum Gesamtlagebild. Dazu
verwenden wir vor Ort die in Gao stationierte Heron 1. Seit dem 1. November
2016 wurden bereits über 5500 Flugstunden hiermit absolviert. Die 
Heron-Flüge dienen auch der Aufklärung bei akuten Bedrohungslagen, um verbündete
Streitkräfte und auch die Zivilbevölkerung warnen zu können. Alle im Rahmen
von MINUSMA geflogenen Einsatzflüge waren mandatskonform.

Zusatzfrage: Können Sie die Quantität der Einsatzunterstützung für die
französische Operation konkretisieren? Wie oft wurden Drohnenbilder
übermittelt? Wie oft fand ein Lufttransport französischer Truppen statt?

Neumann: Diese Daten liegen mir nicht vor.

Frage(zu der Debatte um Äußerungen von BfV-Präsident Maaßen): Frau Fietz,
trifft der Bericht der "WELT" zu, dass Frau Merkel möchte, dass Herr Maaßen
seinen Posten räumt? Wenn ja, was gibt den Ausschlag für diese Haltung?

Dann eine Frage an das BMI: Frau Petermann, wie steht Ihr Haus dazu?

SRS'in Fietz: Die Meldung der "WELT" kommentiere ich an dieser Stelle
nicht. Ich verweise darauf, dass die Bundeskanzlerin, der
Bundesinnenminister und die SPD-Fraktionsvorsitzende am 13. September zu
diesem Thema miteinander gesprochen haben. Morgen werden sie ihre Gespräche
fortsetzen. Bis dahin haben die Koalitionspartner Stillschweigen
vereinbart. Dem werde ich hier nicht vorgreifen.

Petermann: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Das heißt, es passiert heute definitiv nichts? Herr Maaßen
wird heute auch nicht seinen Hut nehmen?

Petermann: Das alles sind Spekulationen. Darauf möchte ich mich gar nicht
einlassen.

Frage: Frau Petermann, treffen Berichte zu, dass in der Leitungsebene des
Ministeriums bekannt ist, dass sich Herr Maaßen in jüngster Zeit gegenüber
Abgeordneten der Koalition zum Beispiel abschätzig oder geringschätzig über
die Kanzlerin geäußert hat? Kennt die Leitungsebene des BMI solche
Äußerungen?

Petermann: Das ist mir nicht bekannt. Ich bezweifele das auch oder würde es
an dieser Stelle auch so abstreiten.

Zusatzfrage: Gehen Sie Medienberichten nach, die genau dies behaupten?

Petermann: Dazu kann ich Ihnen an dieser Stelle nichts sagen.

Zusatz: Der Hintergrund ist, dass dies, falls dies auf der Leitungsebene
bekannt wäre, natürlich auch von öffentlichem Interesse ist.

Petermann: Das sind Spekulationen aus der Presse, die ich hier nicht
kommentieren möchte.

Frage: Frau Fietz und Frau Petermann, zu morgen die Frage: Ist denn die
morgige Sitzung so angelegt, dass morgen auch eine Entscheidung in dieser
Sache fällt, oder ist das ein fortlaufender Prozess, bei dem man sich jetzt
wöchentlich trifft und diesen Fall immer weiter berät, möglicherweise bis
zur bayerischen Landtagswahl?

SRS'in Fietz: Die Koalitionspartner treffen sich morgen. Was und wie sie da
beraten werden, das müssen wir den Beratungen überlassen. Dem kann ich hier
nicht vorgreifen.

Petermann: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Nimmt morgen Herr Maaßen eigentlich auch selbst an der Sitzung
teil? Wissen Sie das?

SRS'in Fietz: Davon ist mir nichts bekannt. Dazu kann ich Ihnen aber auch
keine Auskunft geben. Dazu habe ich weder positiv noch negativ eine
Information.

Frage: Frau Fietz, ich sehe das richtig, Sie dementieren das auch nicht,
was die "WELT" berichtet, und den Wortlaut, der da berichtet wird?

SRS'in Fietz: Ich habe gesagt: Ich kommentiere es nicht. - Das spricht,
glaube ich, für sich.

Frage: Noch eine letzte Frage, Frau Fietz: Wann genau wird das Treffen
morgen sein?

SRS'in Fietz: Meines Wissens um 16 Uhr.

Vorsitzender Detjen: Das ist hier an dieser Stelle auch so gesagt worden.
Wir würden um Korrektur bitten, wenn es sich geändert hat, weil das hier so
erklärt worden ist.

Frage: Frau Petermann, das Innenministerium stimmt sich ja in der
Öffentlichkeitsarbeit nach eigenen Aussagen auch mit dem Verfassungsschutz
ab. Ist Ihnen bekannt, ob möglicherweise Herr Maaßen heute, morgen oder
vielleicht übermorgen selbst an die Presse treten will?

Petermann: Dazu habe ich keine Informationen.

Zusatzfrage: Können Sie die nachreichen?

Petermann: Nein. Ich denke, wenn Herr Maaßen vor die Presse treten wollte,
dann würde das schon bekannt werden.

Frage: Genießt Herr Maaßen Stand heute das uneingeschränkte Vertrauen des
Bundesinnenministers?

Petermann: Diese Frage geht an mich. - Der Minister hat sich zuletzt nach
der Sitzung des Innenausschusses beziehungsweise in der Folge im Deutschen
Bundestag dazu geäußert. Seither hat er darüber meiner Kenntnis nach nicht
mehr gesprochen, sodass es keine Änderung dazu geben wird, die zumindest
mir bekannt wäre.

Frage: Es gibt eine Medienberichterstattung, nach der die
Verfassungsschutzämter der Länder und der Bundesverfassungsschutz in der
Bewertung der AfD nicht übereinstimmen. Dazu soll es Ende nächster Woche
ein Treffen geben. Ich wollte wissen, ob dem Bundesinnenministerium als
Aufsichtsbehörde des Bundesverfassungsschutzes dieser Vorgang bekannt ist,
ob da ein Handlungsbedarf vorhanden ist, ob Sie überhaupt etwas dazu sagen
können, ob das zutrifft, dass es unterschiedliche Bewertungen unter
Verfassungsschützern über die Einschätzung der AfD gibt.

Petermann: Es gab zuletzt eine Beschlussfassung des
Verfassungsschutzverbundes dazu im März dieses Jahres. Zu diesem Zeitpunkt
wurde einheitlich im Verfassungsschutzverbund eine Beobachtung abgelehnt.
Es wird jetzt im Herbst wieder Thema und auf der Tagesordnung sein. Dann
wird man zu einer neuen Bewertung kommen. Ungeachtet dessen steht es
natürlich den Landesverfassungsschutzbehörden frei, bei Landesverbänden,
sofern sie es für rechtlich geboten halten, eine Beobachtung von Teilen
vorzunehmen.

Zusatzfrage: Gibt es einen genauen Termin für dieses Herbsttreffen?

Petermann: Den gibt es sicher; ich kenne ihn aber nicht.

Frage: Letzte Woche hat der französische Außenminister Le Drian dargelegt,
dass sich nach seinem Wissensstand 10 bis 15 Al-Qaida-loyale Milizen in
Idlib befinden, ebenso der Sondergesandte der USA für die Allianz zum Kampf
gegen den IS. Der spricht im Fall von Idlib vom größten Rückzugsraum von 
Al-Qaida seit "nine eleven". Meine Frage an die Sprecher des AA und des BMVg:
Teilen Sie diese Einschätzung des französischen und des US-amerikanischen
Partners hinsichtlich der Höhe der Al-Qaida-loyalen Milizen in Idlib?

Neumann: Dem BMVg liegen hierzu keine Informationen vor, die ich mit Ihnen
hier teilen könnte.

Adebahr: Ich kann vielleicht hinzufügen - das hat der Außenminister auch in
Pressekonferenzen gesagt -, dass wir natürlich eine sehr große Zahl von
Zivilisten in Idlib haben, bis zu 3, 5 Millionen, ein großer Anteil von
ihnen Frauen und Kinder, dann einen Anteil an Kämpfern und in diesem Anteil
an Kämpfern Teile, die der syrischen Opposition zuzuordnen sind, und einen
Kleineren Teil, der dem terroristischen Lager zuzuordnen ist und der durch
den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen von einem Waffenstillstand
ausgenommen ist. Zur Anzahl oder Nicht-Anzahl hat Herr Neumann ausgeführt.

Zusatzfrage: Die Bundesregierung hat ja aber die Offensiven in Rakka oder
in Mossul und auch den gerade erwähnten Mali-Einsatz, explizit gegen 
Al-Qaida, als notwendig und legitim bezeichnet. Wieso ist die Rückeroberung
von Idlib, einer mehrheitlich von Al-Qaida-loyalen Truppen gehaltenen
Region, in den Augen der Bundesregierung weder legitim noch notwendig? Hier
sprechen wir ja vom eigenen Staatsterritorium Syriens.

Adebahr: Ich habe ausgeführt: in einer Proportionalität, wie sich
vermutlich die Kämpfer, die sich neben den Zivilisten in diesem Gebiet
aufhalten, zueinander verhalten. Ich würde nach Information der
Bundesregierung nicht davon ausgehen, dass die Mehrheit der Kämpfer in
Idlib von der Al-Qaida ist.

Zuruf: (akustisch unverständlich)

Adebahr: Nein, ich widerspreche dem nicht. Es gibt eine bestimmte Anzahl
von Kämpfern, die sich unterteilen. Zu der jeweiligen Anzahl machen wir
hier keine Angaben.

Unsere Position zu Assad, zu dem Schutz, den Zivilisten dort verdienen, zu
dem diplomatischen Ringen um eine Lösung, die die Zivilsten dort schont und
die eine humanitäre Katastrophe verhindert, und auch unser Einsatz gegen
Chemiewaffen ist, glaube ich, allgemein bekannt. Dies haben wir hier auch
vielfach ausgeführt.

Frage: Frau Adebahr, ich muss noch einmal auf Lawrow zurückkommen, aber in
einem ganz anderen Zusammenhang. Er hat hier am Freitag eine Rede gehalten.
Unter anderem hat er gesagt, dass für März ein erstes Treffen einer 
deutsch-russischen Arbeitsgruppe Cybersicherheit geplant war. Auf Bitte der
deutschen Seite wurde dieses Treffen auf unbestimmte Zeit verschoben. Mich
würde interessieren, was das für eine Gruppe ist - existiert sie überhaupt?
- und ob tatsächlich für März so ein Treffen geplant war. Wenn ja, warum
wurde es verschoben?

Adebahr: Sie haben Recht: Das hat Herr Lawrow in der Pressekonferenz
gesagt. Ich muss mich kundig machen. Das kann ich Ihnen im Moment nicht
beantworten.

Zusatz: Können Sie das nachreichen?

Adebahr: Ja, gern.

Frage: Eine Frage an das BMWi und auch eine Frage an das Umweltministerium,
quasi an beide. Es geht um das Thema Kohlekommission und den Vorstoß
beziehungsweise die Äußerungen, mit denen Herr Pofalla u. a. im "Spiegel"
zitiert wird. Mich würde interessieren, wie das Wirtschaftsministerium
diese bewertet, vor allem auch diesen Drei-Jahres-Korridor zum Ausstieg und
wie es mit der Arbeit der Kohlekommission generell weitergehen soll, ob
Herr Pofalla da möglicherweise gefährdet ist, ob diese Personalie zur Frage
steht.

Jornitz: Zu den Inhalten von Sitzungen der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung nehmen wir natürlich keine Stellung.
Allgemein hat sich ja der Minister mehrfach zu dem Auftrag der Kommission
geäußert. Der Auftrag sieht eine klare Abfolge vor. Es geht darum, zuerst
Investitionen zu mobilisieren, um vor Ort Arbeit, Einkommen und Wohlstand
zu sichern, und dann um eine Diskussion über einen schrittweisen Ausstieg
aus der Kohleverstromung.

Fichtner: Auch wir bewerten das nicht, was in den Medien in den letzten
Tagen berichtet wurde. Die Kommission ist dazu da, diese Diskussion zu
führen. Sie erfolgt aber nicht über die Medien. Das war unser Ratschlag.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Strater und an Herrn Fichtner. Herr
Strater, Herr Scheuer hat ja nun am Freitag angekündigt, dass er ein neues
Diesel-Konzept erarbeiten will. Die Rede war von den nächsten Tagen.
Deswegen gehe ich davon aus, dass das in dieser Woche fertig wird.
Bespricht er das dann mit dem Kanzleramt? Bespricht er das vorher mit Frau
Schulze? Wie ist da der weitere Fortgang?

Herr Fichtner, die Frage an Sie: Offensichtlich favorisiert ja Herr Scheuer
Maßnahmen, die in Richtung Inzahlungnahme von älteren Diesel-Fahrzeugen
gehen. Er ist nach wie vor der Meinung, dass Nachrüstungen nicht der
richtige Weg sind. Gehen Sie da mit, oder sagen Sie: Wenn, dann muss es
entweder eine Kombination aus beidem sein oder die Priorität muss auf
Hardware-Nachrüstung liegen?

Strater: Ich beginne einmal. Wir hatten die gleiche Frage hier am Freitag.
Wir haben gesagt, dass das Wort gilt, dass bis Ende dieses Monats eine
Entscheidung innerhalb der Bundesregierung zu dieser Frage getroffen werden
soll. Daran arbeiten wir jetzt. Wir legen dieses Konzept vor. Der Minister
arbeitet daran. Er wird es in dieser Woche ausarbeiten. So hat er es heute
noch einmal in einem Interview der "FAZ" gesagt. Wir besprechen uns
natürlich auch innerhalb der Bundesregierung darüber. Die Arbeiten müssen
wir jetzt erst einmal abwarten.

Fichtner: Der Verkehrsminister hat ja ein neues Konzept angekündigt, das
auch technische Gedanken zu Bestandsfahrzeugen umfassen soll. Auf dieses
Konzept warten wir jetzt. Eine Mischung von Maßnahmen ist natürlich immer
gut bei diesen großen technischen komplexen Problemen. Aber aus unserer
Sicht müssen technische Nachrüstungen ein Teil dieser Mischung sein.
Entscheidend ist, dass die Luft in den belasteten Städten sauber wird,
damit wir Fahrverbote vermeiden können. Die einzige Maßnahme, die dafür
viel bringt, ist die technische Nachrüstung von Diesel-Pkw in den
betroffenen Regionen.

Zusatzfrage: Spricht er eigentlich nur mit deutschen Herstellern? Spricht
er auch mit denjenigen, die am Diesel-Gipfel teilgenommen haben? Oder mit
welchen Herstellern spricht er? Spricht er zum Beispiel auch mit
ausländischen?

Strater: Wir sprechen natürlich in erster Linie mit den Herstellern, die am
Diesel-Gipfel teilgenommen haben. Ich kann es Ihnen aber nicht im Einzelnen
sagen, welche Hersteller im Einzelnen dabei sind. Klar ist: Wir denken in
alle Richtungen. Wir sprechen auch mit Technikern darüber, was technisch
möglich ist - das haben wir auch immer betont - und was wirtschaftlich
möglich ist.

Der Minister hat heute im Interview noch einmal betont, dass seine Bedenken
bleiben. Nach den Urteilen, die wir in den letzten Wochen gesehen haben,
müssen wir in alle Richtungen denken, weil wir die Autofahrer nicht im
Regen stehen lassen wollen. All das hat er ja auch am Wochenende noch
einmal gesagt. Wie gesagt: Wir arbeiten an diesem Konzept in dieser Woche.

Frage: Erste Frage an Herrn Fichtner: Ich glaube, Herr Scheuer hat
vorgerechnet, dass bei 3 Millionen Euro-4-Diesel gar keine technische
Nachrüstung möglich sei und von den 5,5 Millionen Euro-5-Diesel maximal 2
Millionen nachrüstbar seien. Das wäre noch nicht einmal ein Viertel des
Diesel-Altbestandes. Sind das auch die Zahlen, von denen Sie ausgehen?

Fichtner: Die Schwierigkeiten im Euro-4-Bereich sehen wir auch. Da können
Umtauschprämien eine sinnvolle Maßnahme sein.

Was die 5,6 Millionen Euro-5-Fahrzeuge angeht, gibt es aus unserer Sicht
solche belastbaren Zahlen nicht.

Zusatzfrage: Herr Strater, woher kommen dann die Zahlen, wenn Sie oder Ihr
Minister sagen, das gehe gerade bei einem Drittel der Euro-5-Diesel?

Strater: Das kommt von den Fachleuten aus unserem Hause. Wir betrachten
natürlich die Fahrzeuge, bei denen eine Umrüstung, technische Lösungen,
möglich sind. Wir haben das auch immer hier erklärt, woran das liegt.

Es ist ganz einfach: Sie brauchen für eine technische Lösung den
entsprechenden Bauraum. Sie können nicht einfach unter jedes Fahrzeug alles
Mögliche herunterschrauben. Dazu muss das Fahrzeug entsprechend gebaut
sein. Das geht bei dieser Anzahl von Fahrzeugen.

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen: Es ist jetzt hier nicht allzu
schwer, Fahrzeuge zu zählen. Wir haben ja auch noch einmal die inzwischen
6,3 Millionen Fahrzeuge, bei denen die Software upgedatet wird. Also wir
werden am Ende eine ganze Reihe von Fahrzeugen haben, die sauberer sind.
Das ist ein Teil unserer Maßnahmen für saubere Luft in den Städten. Die
anderen haben wir hier schon häufig genannt. Die kennen Sie auch alle.

Fichtner: Das würde ich auch gern unterstützen. Es kommt tatsächlich nicht
darauf an, am Ende möglichst viele Fahrzeuge nachzurüsten, sondern es kommt
darauf an, zielgerichtet diejenigen nachzurüsten, die in den belasteten
Regionen sind. Denn was die Fahrverbotsproblematik angeht, ist es wichtig,
dass in den hochbelasteten Städten die Grenzwerte eingehalten werden und
nicht irgendwo, wo es überhaupt kein NO2-Problem gibt.

Strater: Vielleicht noch eine Ergänzung, weil das am Wochenende ja auch
gemeldet worden ist und wir das schon eingeordnet haben: Es war zu lesen,
dass möglicherweise 1,3 Millionen Fahrzeuge von Fahrverboten betroffen sein
könnten. Grundlage dieser Zahl ist einfach eine Abfrage, wie viele
Fahrzeuge in entsprechenden Städten zugelassen sind.

Das ist natürlich ein Trugschluss, dass sie alle von Fahrverboten betroffen
sein könnten. Also wer von Zulassungszahlen auf Fahrverbote schließt,
begeht einen Denkfehler. Das haben wir am Wochenende schon gesagt. Die
Maßnahmen des Sofortprogramms "Saubere Luft" greifen in vielen Städten
bereits. Von Fahrverboten betroffen werden nur Halter von Fahrzeugen in
wenigen Städten sein. Der Bund wird diesen Kommunen besonders helfen. In
diese Richtung gehen jetzt all diese Überlegungen.

Wir haben ja immer gesagt: Die Sofortmaßnahmen greifen. Sie führen jetzt
schon spürbar und messbar zu Reduzierungen von Schadstoffen. Es bleiben am
Ende einige Städte übrig - wie viele es sind, können wir noch nicht genau
sagen -, um die wir uns dann besonders kümmern. Der Minister hat von
Intensivstädten gesprochen. Da werden wir natürlich genau hinsehen.

Frage: Meine Frage geht an das Bundesumweltministerium. Sie sprachen jetzt
von Nachrüstungen, dass das sozusagen die Linie Ihres Hauses bleibt. Wenn
ich das Interview richtig verstanden habe, geht es ja auch darum, Autos
auszutauschen, um diejenigen, die schlechte Luft produzieren, von der
Straße zu bekommen. Ist das für Ihr Haus gar keine Möglichkeit?

Fichtner: Das haben wir ja bisher auch schon gehabt. Das war eines der
Ergebnisse des "Nationalen Forums Diesel" letztes Jahr im August, dass
danach auch solche Umtauschprämien gekommen sind. Der Effekt dieser
Umtauschprämien ist immer davon abhängig, wie viele Personen welche Autos
abgeben und welche Autos dafür kaufen.

Wenn man jetzt zum Beispiel einen Euro-4-Diesel abgibt und einen 
Euro-6-Diesel kauft, der aber auf der Straße gar nicht sauberer als der alte 
Euro-4-Diesel ist, dann ist nichts gewonnen. Wenn man sich ein Elektroauto
kauft, ist sehr viel gewonnen. Wenn man sich einen Benziner kauft, ist für
NO2 auch etwas gewonnen. Wenn man sich einen Euro-6d-Diesel kauft, dann
kann man auf der sicheren Seite sein und weiß, dass die Diesel auf der
Straße auch wirklich sauber sind. Das sind die neuesten Autos der
Generation Euro-6d. Also, wie gesagt: Das hängt dann sehr stark von der
Ausgestaltung ab.

Strater: Der Minister hat ja auch gesagt, wir brauchen höchst attraktive
Angebote für den Wechsel in saubere Autos. Die Hersteller sind hier
zwingend in der Pflicht. Mit diesem Umstieg bekämen wir schnell neue,
saubere Flotten auf die Straße. Das heißt, die bisherigen Kaufprämien, über
die ja auch jetzt gesprochen wurde, waren offenbar nicht attraktiv genug.
Hier müssen die Hersteller nachbessern.

Frage: Da hätte ich noch eine Nachfrage: Herr Strater, wie ist denn "höchst
attraktiv" zu definieren? Wie ist dieser Begriff zu verstehen?

Die zweite Frage ist eine Verständnisfrage. Wenn man über 
Inzahlungnahme-Maßnahmen redet, ist das dann auf Schadstoffklassen beschränkt, oder würde
das dann eventuell für alle Dieselmodelle unabhängig von der
Schadstoffklasse gelten?

Strater: "Höchst attraktiv" heißt, es muss funktionieren. Sie müssen für
den Kunden Angebote kreieren, die die Kunden auch wahrnehmen, damit ein
altes Fahrzeug in ein neues Fahrzeug umgetauscht wird.

Zur zweiten Frage: Das wird jetzt ausgearbeitet. Ich kann das jetzt noch
nicht konkretisieren.

Frage: Ich habe eine ähnliche Frage an Herrn Fichtner. Sie haben vorhin
gesagt, eine Umtauschprämie komme infrage. Was wäre eine Größenordnung, die
Sie für Autofahrer interessant fänden?

Fichtner: Wir als Umweltministerium sind ja für einiges zuständig, unter
anderem für saubere Luft, aber dafür jetzt nicht. Dazu wäre meine Antwort
auch: Das muss so funktionieren, dass die Luft sauber wird.

Frage: Frau Fietz, in diesem Zusammenhang: Es hat ja, wenn ich richtig
informiert bin, am Donnerstag das Gespräch zwischen der Kanzlerin und dem
Bundesverkehrsminister gegeben. Ich wollte gerne wissen: Besteht die
Bundeskanzlerin auf einem größeren Beitrag der Autoindustrie für 
NOx-Emissionen? Ist das auch ein Votum für Nachrüstungen, Stichwort Hardware,
und die Ausrüstung mit Katalysatoren?

SRS'in Fietz: Ohne den jetzt von Ihnen in den Raum gestellten Termin
bestätigen zu wollen, kann ich Ihnen sagen, dass die Bundeskanzlerin
natürlich mit dem Bundesverkehrsminister in ständigem Kontakt und Austausch
steht, wie mit allen anderen Ministern auch. Aber über interne Gespräche,
die vertraulich sind, berichten wir an dieser Stelle nicht.

Sie wissen ja, dass die Bundeskanzlerin deutlich gemacht hat, dass sie von
den beteiligten Ressorts bis Ende September eine gemeinsame Positionierung
erwartet. Das ist nach wie vor der Fall. Innerhalb der Bundesregierung
werden darum intensive Gespräche über diesen gesamten komplexen Sachverhalt
geführt, und in diesem Rahmen werden alle Optionen diskutiert, die dazu
beitragen, die Luftqualität in den Städten erheblich zu verbessern. Dem
Ergebnis dieser Gespräche kann ich hier nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Frau Schwamberger, sind die Nachricht und der Bericht richtig,
dass Ihr Minister sagt, es werde kein Steuergeld für Nachrüstungen etc.
geben?

Schwamberger: Der Bericht ist mir so jetzt nicht bekannt. Aber Sie wissen
ja, wie der aktuelle Planungsstand mit Blick auf mögliche Mittel aus dem
Bundeshaushalt ist. Darüber hinaus gibt es diesbezüglich keinen neuen
Gesprächs- oder Sachstand. Insofern gibt es da nichts Neues.

Frage: Herr Scheuer, da Sie eben den Minister mit dem Wort zitiert haben,
die Automobilhersteller seien "zwingend" in der Pflicht: Erwägt Ihr Haus
zwingende Maßnahmen, um die Hersteller in die Pflicht zu nehmen?

Vorsitzender Detjen: Ich füge nur hinzu, dass wir natürlich auch den
Minister selbst jederzeit gerne zu Gast haben, wo gerade Herr Scheuer
angesprochen wurde!

Zusatz: Ich bitte um Entschuldigung.

Strater: Auch hier stehen die Worte des Ministers ja für sich: Wir brauchen
zwingend die Automobilhersteller, denn ohne ihre Bereitschaft, auch für die
Zukunft des Diesels, was eines unserer Ziele ist, wird es nicht gehen. -
Inwiefern sich das jetzt konkret in diesem Konzept manifestieren wird,
müssen wir noch einmal abwarten.

Zusatz: Entschuldigung, aber deswegen frage ich ja: "Zwingend" ist ja ein
leeres Wort, wenn nicht letztlich mit Zwangsmaßnahmen gedroht werden kann.

Strater: Auch dazu hat der Minister heute in einem "FAZ"-Interview etwas
gesagt:

"Meine Druckmittel werde ich nicht an dieser Stelle offenlegen. Ich sage
hier wieder: Ich bin nicht der Buddy der Autobosse, sondern in diesem Fall
der Partner der Dieselfahrer."

Schöner kann man es nicht sagen, finde ich.

Frage: Herr Strater, vielleicht können Sie mir in Bezug auf dieses
"zwingend" doch noch ein bisschen weiterhelfen. Der Minister sagt ja auch
in diesem Interview, das wir, glaube ich, jetzt auch alle kennen, dass die
Unternehmen nicht in Bezug auf die Luftreinhaltung in der Pflicht seien,
also dass es dazwischen keine Beziehung gebe. Dann wird er weiter danach
gefragt, zwischen den verschiedenen Herstellern zu differenzieren, weil er
dann Bezug auf Manipulationen nimmt, die aber mit der Luftreinhaltung,
glaube ich, erst einmal nichts zu tun haben. Wie erklärt sich dieser
Zusammenhang?

Strater: Er hat ja immer gesagt, er habe technische, rechtliche und
finanzielle Bedenken. Zu den rechtlichen Fragen gehört, inwiefern man
Autohersteller nun dazu bringt, auch solche Maßnahmen zu ergreifen. Wir
haben es beim Thema der Luftqualität mit Grenzwertüberschreitungen zu tun.
Wenn wir Fahrzeuge auf der Straße haben, die sozusagen erst einmal den
rechtlichen Anforderungen entsprechen, die also sozusagen auch nach dem auf
der Straße geltenden Rechtsrahmen typzugelassen worden sind, dann haben wir
da erst einmal diese Situation. Dann müssen wir schauen, wie wir die
Fahrzeughersteller hier ins Boot holen. Wie das nun genau gelingen wird,
wird Teil dieses Konzeptes sein. Ich kann es an dieser Stelle noch nicht
konkretisieren; tut mir leid.

Zusatzfrage: Würde die Bundesregierung auch mögliche Schadenersatzklagen
von Aktionären der Automobilunternehmen mit in Betracht ziehen? Solche
Menschen haben sich ja inzwischen auch schon geäußert.

Strater: Ich weiß nicht genau, worauf die Frage abzielt.

Zusatz: Dann sage ich vielleicht noch einen Nachsatz: Wenn das Unternehmen
rechtlich nicht verpflichtet ist, das zu machen, weil das Auto, als es
zugelassen wurde, den Schadstoffnormen entsprochen hat, und wenn das
Unternehmen jetzt Geld für etwas ausgibt, wozu es rechtlich nicht
verpflichtet ist, dann wird der Eigentümer ja geschädigt. Das lässt sich
nicht jeder Eigentümer gefallen.

Strater: Das käme darauf an, ob das Unternehmen das freiwillig machen würde
oder in welcher Form das geschähe.

Zusatz: Das Unternehmen und der Vorstand sind ja dem Eigentümer
verpflichtet!

Strater: Das sind jetzt hypothetische Fragen. Die werden wir dann klären
beziehungsweise sehen, wenn das Konzept steht. Das ist mir jetzt an dieser
Stelle zu theoretisch. Insofern werden wir einmal das Konzept abwarten.

Frage: Ich hatte letzte Woche nach einer Stellungnahme der Bundesregierung
bezüglich der Aussagen von Andrij Parubij gefragt. Er hatte Adolf Hitler
als große Persönlichkeit, die direkte Demokratie praktiziert habe,
bezeichnet. Letzte Woche meinten Sie dazu, diese Aussage sei Ihnen nicht
bekannt. Sie wollten dazu eine Nachreichung machen. Die habe ich bisher
nicht erhalten. Deswegen wollte ich fragen, ob die Woche ausgereicht hat,
um sich mit der Aussage von Herrn Parubij zu beschäftigen, und ob es dazu
eine Einschätzung oder Einordnung der Bundesregierung gibt.

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen gerne sagen, dass sich Herr Parubij ja selbst
dazu geäußert hat und die Berichte über sein angebliches Zitat und die
inhaltlichen Berichte zurückgewiesen hat. Darauf würde ich hier an dieser
Stelle gerne hinweisen.

Zusatz: Das ist jetzt nicht im luftleeren Raum! Er hat das in einer
Fernsehshow, die "Meinungsfreiheit" heißt, gesagt. Die ist aufgenommen
worden. Dieses Zitat gibt es also, dass er, wohlgemerkt einer der
Mitgründer der rechtsradikalen Partei Swoboda - - - Das Auswärtige Amt kann
mir jetzt nicht einfach sagen, er habe das zurückgewiesen. Diese
Fernsehsendung wurde ausgestrahlt. Sie können gerne auch im Internet
nachschauen. Diese Aussage wurde also getroffen, und die Bundesregierung
sagt mir einfach: Herr Parubij, ein bekannter Rechtsradikaler, hat das
verneint, also stimmt das. - Das steht dem AA natürlich frei. Aber das
heißt, die Aussagen, die es auf Video gibt, interessieren das AA nicht. Für
Sie ist nur relevant, dass ein Rechtsradikaler seine eigenen Aussagen
negiert.

Adebahr: War darin jetzt noch eine konkrete Frage?

Zusatzfrage: Ja, nämlich ob Sie ausschließlich Bezug auf Herrn Parubij
selbst nehmen, der eine entsprechende Geschichte als Mitbegründer der
Partei Swoboda hat, und wieso Sie nicht die ja existenten Videoaufnahmen
von diesen Aussagen in Betracht ziehen.

Adebahr: Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass sich Herr Parubij selbst zu
der Interpretation seiner Äußerung geäußert und Berichte über sein
angebliches Zitat zurückgewiesen hat.

Frage: Die "Bild"-Zeitung zitiert heute den US-Botschafter mit Aussagen der
Kanzlerin. Dabei geht es um die Importe von Flüssiggas nach Deutschland.
Die Kanzlerin soll nach Aussagen des US-Botschafters dem US-Präsidenten
Trump zugesichert haben: "Und wir wollen es kaufen. Wir wollen 
US-Flüssiggas."

Trifft das so zu?

SRS'in Fietz: Zunächst einmal gilt auch hierfür, dass wir zu vertraulichen
Gesprächen keine Auskunft geben.

Grundsätzlich kann ich aber darauf verweisen, dass aktuell die Gespräche
zwischen der EU-Kommission und den Vereinigten Staaten über eine
Verbesserung der transatlantischen Handelsbeziehungen und eine Stärkung der
wirtschaftlichen Beziehungen laufen. Dabei kann die EU-Kommission auch auf
die Unterstützung der Bundesregierung zählen.

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen dieser Gespräche und darüber
hinaus weiterhin für freien Handel und offene Märkte ein. Wir sind der
Überzeugung, dass es allen Beteiligten zugutekommt, wenn Handelshemmnisse
abgebaut werden statt dass neue Hürden errichtet werden.

Im Zusammenhang mit LNG-Lieferungen aus den USA nach Deutschland ist
festzuhalten, dass der deutsche Gasmarkt grundsätzlich für alle
Marktteilnehmer offen ist. Über konkrete Lieferbeziehungen müssen
selbstverständlich dann die auf dem deutschen Gasmarkt tätigen Händler und
Lieferanten entscheiden. Im Übrigen verweisen wir noch einmal auf die
Vereinbarungen von Kommissionpräsident Juncker und US-Präsident Trump vom
Juli 2018, in denen es auch hieß, dass steigende LNG-Exporte aus den USA
möglich sein könnten, sofern die Preise wettbewerbsfähig seien, und dass
all diese Überlegungen natürlich eine wachsende und strategisch wichtige
Rolle in der Erdgasversorgung der EU spielen.

Zusatzfrage: So weit die Rahmenbedingungen. Aber was ist denn mit dem 
US-Botschafter? Sagt er die Wahrheit, oder hat er das erfunden?

SRS'in Fietz: Ich möchte die Aussagen des US-Botschafters hier nicht
bewerten. Ich kann nur das wiederholen, was ich gerade gesagt habe, dass
nämlich die Bundesregierung grundsätzlich offen und aufgeschlossen für die
Gaslieferungen aus den USA ist. Dass es in Deutschland sogar Überlegungen
gibt, Terminals dafür auszubauen, hat die Bundeskanzlerin selbst ja schon
einmal betont. Weiteres kann ich dazu im Moment nicht sagen.

Frage: Frau Adebahr, Herr Minister Maas hat am Freitag gesagt, in den
nächsten Wochen oder Monaten solle ein Expertentreffen im Normandie-Format
stattfinden. Er hat "bald" gesagt; er hat kein Datum genannt. Ist schon
bekannt, wann und wo solch ein Treffen stattfinden wird?

Adebahr: Nein, es gibt noch kein konkretes Datum und noch keinen konkreten
Ort. Der Minister hat in der Pressekonferenz seinem Wunsch Ausdruck
verliehen, dass es bald zu einem solchen Treffen kommt.

Zusatzfrage: Gibt es also noch keine Vereinbarung?

Adebahr: Nein. Es gibt noch keinen konkreten Ort und noch kein konkretes
Datum.

Frage: Laut argentinischen Zeitungsberichten soll der argentinische
Präsident Mauricio Macri vergangene Woche mit Frau Merkel telefoniert
haben. Im deutschen Kontext und auch auf der Seite des Kanzleramts habe ich
nichts dazu gefunden. Können Sie dieses Telefonat bestätigen und ganz kurz
zusammenfassen, was die Themen waren?

SRS'in Fietz: Dazu muss ich im Moment passen. Vielleicht kann ich das im
Laufe der Pressekonferenz noch sondieren.

Frage: Frau Fietz, ist der Besuch der Kanzlerin in Chemnitz für den Oktober
geplant oder schon für einen früheren Zeitpunkt?

SRS'in Fietz: Sie wissen, dass die Kanzlerin die Einladung der
Oberbürgermeisterin von Chemnitz angenommen hat. Die Planungen dazu laufen.
Sobald es feste Termine gibt, werden wir Sie darüber informieren.

Frage: Der Bundesfinanzminister hat zum Thema Grundsteuer angekündigt, dass
er noch in diesem Jahr einen Vorschlag vorlegen will. Heute werden die
Ergebnisse eines Gutachtens, das die Immobilienwirtschaft zur Grundsteuer
in Auftrag gegeben hat, vorgelegt. Können Sie die Zeitplanung bei Ihnen im
Haus vielleicht etwas genauer eingrenzen?

Schwamberger: Wie gesagt, hat der Minister gesagt, dass wir bis Ende des
Jahres in Abstimmung mit den Vertretern der Fraktionen und der Länder einen
Vorschlag erarbeiten werden. "Bis Ende des Jahres" bedeutet: Ende des
Jahres. Das kann ich Ihnen jetzt nicht auf Tag oder Woche benennen. Wenn es
soweit ist, werden wir das rechtzeitig ankündigen.

Frage: Die Verwandten von Sergej Skripal warten mittlerweile seit sechs
Monaten auf jegliche Art von Lebenszeichen. Bisher gibt es kein Foto und
kein Videodokument, nichts. Wie bewertet die Bundesregierung das völlige
Fehlen von Bildern und sonstigen Arten von Lebenszeichen von Sergej
Skripal?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu im Moment keinen neuen Stand mitteilen.

Adebahr: Ich kann Ihnen auch angesichts der Presseberichterstattung der
letzten Tage gern noch einmal grundsätzlich sagen - das hat auch der
Außenminister auf der Pressekonferenz getan -, dass wir volles Vertrauen in
die britische Einschätzung haben, dass es sich bei den beiden
Tatverdächtigen um Mitglieder des russischen Militärgeheimdienstes handelt
und dass diese Operation mit allergrößter Wahrscheinlichkeit auf
Regierungsebene gebilligt wurde. Dazu gab es auch eine Quinterklärung. Auch
ansonsten haben wir keinen Grund, an den Informationen, die uns durch die
britischen Partner vorgelegt werden, zu zweifeln. Das ist unsere
grundsätzliche Haltung dazu. Ich kann sie gern noch einmal zum Ausdruck
bringen.

Zu möglichen Fotos oder Nichtfotos kann ich mich hier nicht äußern.

Zusatzfrage: Aber die Bundesregierung - empathisch, wie sie ist - wird
nachvollziehen können, dass sich insbesondere die 90-jährige Mutter von
Sergej Skripal Sorgen macht, weil es gar kein Lebenszeichen von ihm gibt.
Im Fall von Litwinenko gab es unzählige Bilder und Videos.

Kann sich die Bundesregierung vorstellen, beim britischen Partner
anzufragen, damit die 90-jährige Mutter als eine humanitäre Geste zumindest
ein Foto oder ein Video bekommt, das belegt, dass Sergej Skripal noch am
Leben ist?

Adebahr: Das Wohlergehen der Angehörigen von Herrn Skripal ist sicherlich
ein wichtiger Punkt. Wie Herr Skripal mit seiner Persönlichkeit umgeht,
muss er selbst entscheiden. Politisch stehen, denke ich, gerade andere
Einschätzungen im Vordergrund, und diese habe ich noch einmal dargelegt.

Zusatzfrage: Wenn ich Sie richtig verstanden habe, heißt das, dass die
Bundesregierung davon überzeugt ist, dass der russische
Militärgeheimdienst, um Sergej Skripal zu ermorden, zwei Männer hinschickt,
mit einer Aeroflot-Maschine auf der Linie Moskau-London, hin und zurück,
sie mit russischen Pässen einreisen lässt, dann in einem Hotel in Ostlondon
- - -

Vorsitzender Detjen: Und so weiter!

Zusatzfrage: Und so weiter, aber um das nur kurz darzulegen; denn das ist
der längste Weg, den es überhaupt gibt, um von Ostlondon nach Salisbury zu
kommen sich dann mit dem legendären englischen Nahverkehrssystem nach
Salisbury durchzuschlagen und von wirklich jeder einzelnen Kamera
wahrgenommen zu werden. Das wäre die Frage.

Vorsitzender Detjen: Ich glaube, die Frage ist beantwortet worden.

Zusatz: Ist sie das? - Das glaube ich nicht. Vielleicht mit dem Lächeln von
Frau Adebahr, aber - - -

Vorsitzender Detjen: Haben Sie dem noch etwas hinzuzufügen, Frau Adebahr?

Adebahr: Ich würde den Kollegen gern noch einmal auf die Quinterklärung der
Chefs verweisen, die vom 6. September datiert.

SRS'in Fietz (zum Telefonat des argentinischen Präsidenten mit der
Bundeskanzlerin): Ich kann Ihnen das Gespräch bestätigen. Es hat ein
Telefonat gegeben. Wenn Sie weitere Informationen dazu brauchen, müssen wir
nachher noch miteinander telefonieren, weil ich Details dazu jetzt noch
nicht habe.

Montag, 17. September 2018
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WIRTSCHAFT/2979: Kohlekommission muss Daseinsberichtigung unter Beweis stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. September 2018

NEUMANN: Kohlekommission muss Daseinsberichtigung unter Beweis
stellen



Zum Treffen der Kohlekommission erklärt der energiepolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Dass der Co-Vorsitzende der Kohlekommission Pofalla ohne Absprache
einen Ausstiegszeitplan hinausposaunt, droht die Kommission zu einer
Alibiveranstaltung zu machen. Damit hat er alle Kommissionsmitglieder
öffentlich düpiert. Pofalla muss jetzt sagen, ob er hinter dem Rücken
der Kommissionsmitglieder bereits Absprachen mit der Bundesregierung
getroffen hat. Anstatt ein solches Schmierentheater zu veranstalten,
ist es höchste Zeit, dass die Kohlekommission jetzt ihre
Daseinsberichtigung unter Beweis stellt und ein vernünftiges Konzept
für den Kohleausstieg erarbeitet. Dieses muss sicherstellen, dass wir
künftig einen Energiemix haben, der Versorgungssicherheit,
Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit gewährleistet. Dabei lehnt
die FDP-Fraktion jegliche Ideologie ab. Denn es geht nicht nur um ein
Datum für einen Kohleausstieg, sondern auch um einen durch
Wertschöpfung herbei geführten sozialverträglichen Strukturwandel in
den Kohleregionen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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RHEINLAND-PFALZ/4930: Industrie muss Dieselfahrzeuge auf eigene Kosten nachrüsten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.09.2018

Drei Jahre nach "Dieselgate": Industrie muss Dieselfahrzeuge auf
eigene Kosten nachrüsten



Vor drei Jahren am 18. September wurde in den USA der größte
Betrugsskandal der Autoindustrie aufgedeckt und die US-Umweltbehörde
machte das "Dieselgate" öffentlich. Jutta Blatzheim-Roegler,
verkehrspolitische Sprecherin, fordert saubere Mobilität statt
Fahrverbote:

"Seit drei Jahren beschäftigt uns der Abgasskandal nun schon und das
zuständige Bundesverkehrsministerium hat in all dieser Zeit keinerlei
Maßnahmen ergriffen, die die Luft in den Städten wirksam verbessert
haben. Stattdessen folgt der amtierende Minister Scheuer dem
Schmusekurs seines Vorgängers Dobrindt mit der Autoindustrie, indem
die Hersteller nach wie vor nicht zu einer Hardware-Nachrüstung
verpflichtet werden.

Seit das Bundesverwaltungsgericht im Februar den Weg für Fahrverbote
freigemacht hat, wurden in mehreren Bundesländern Fahrverbotszonen für
Diesel erwirkt - zuletzt im hessischen Frankfurt am Main. Es ist zu
erwarten, dass von dieser Gerichtsentscheidung auch
rheinland-pfälzische Pendlerinnen und Pendler sowie Gewerbetreibende
betroffen sein werden. Unklar ist außerdem, zu welchen Urteilen die
Gerichte mit Blick auf Mainz, Ludwigshafen und Koblenz kommen werden,
wo die Stickoxidwerte ebenfalls deutlich zu hoch sind.

Es ist ein Skandal, dass nach wie vor die Autobesitzer die
Dieselmanipulationen ausbaden müssen, statt endlich die Autohersteller
in die Verantwortung zu nehmen. Nach dem Verursacherprinzip muss die
Industrie auf eigene Kosten zu Hardware-Nachrüstungen verpflichtet
werden. Wir haben uns dazu entschieden, das Thema im Plenum zu
behandeln, um in der Fragestunde Informationen über die Auswirkungen
in Rheinland-Pfalz und die laufenden Aktionspläne der Landesregierung
zu erhalten. Damit sollen Fahrverbote möglichst noch vermieden werden.
Wir GRÜNEN wollen die Bürgerinnen und Bürger nicht in ihrer Mobilität
einschränken, sondern den Verkehr insgesamt sauberer und
umweltfreundlicher gestalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. September 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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GEWERKSCHAFT/1708: Druckindustrie - Erste Verhandlungsrunde ergebnislos beendet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. September 2018

Druckindustrie: Erste Verhandlungsrunde ergebnislos beendet -
Arbeitgeber legen kein Angebot vor



Berlin - Die erste Verhandlungsrunde für die rund 134.000 Beschäftigten der
Druckindustrie ist heute (17.09.) ergebnislos zu Ende gegangen. Der
Bundesverband Druck und Medien (bvdm) legte kein Angebot vor und
kritisierte lediglich die ver.di-Forderung von 5 Prozent mehr Lohn
und Gehalt. Der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke
nannte die Forderung "für die Branche vollkommen angemessen" und
nicht "völlig überzogen", wie es die Arbeitgeber sehen. Es gelte, die
Beschäftigten der Druckindustrie an der allgemeinen Lohnentwicklung
teilhaben zu lassen. "Die Arbeitsplätze in der Branche müssen
attraktiv bleiben. Schließlich konkurriert die Druckindustrie auf dem
Arbeitsmarkt mit anderen Branchen. Eine fünfprozentige Erhöhung
überfordert die Betriebe in keiner Weise", erklärte Werneke.

Gleichzeitig warnte der stellvertretende ver.di-Vorsitzende die
Arbeitgeberseite vor einem Abbau von Leistungen beim
Manteltarifvertrag, der am 31. Oktober 2018 ausläuft. "Vor Planungen,
die Arbeitsbedingungen zu verschlechtern und das Ganze mit dem Wort
Veränderung zu verniedlichen, können wir nur warnen", sagte Werneke.
Bezeichnungen wie "völlig überholt" oder "verstaubt" seien aus der
Arbeitgeber-Agitationskiste und hätten in Tarifverhandlungen nichts
zu suchen.

Die zweite Verhandlungsrunde mit dem Bundesverband Druck und Medien
findet am 27. September 2018 in Berlin statt. Die Friedenspflicht in
der Druckindustrie endet am 30. September 2018.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06689: Nebeneinander planlosen Daseins (SB)


Es war einmal ein König, der führte seine Regierungsgeschäfte mit
schlechter Hand, seit ihm seine bessere Hälfte verlassen hatte.
Überall in seinem Lande brach die Korruption aus. Die Staatsbeamten
taten nach Belieben, raubten das eigene Volk aus, verordneten Steuern
für die unmöglichsten Dinge, ließen alles verkommen und verdorren, bis
die Grenzen und die Grenzwächter, in dieselbe Mutlosigkeit verfallend
wie alle anderen Bewohner des Landes auch, von einem Nachbarnstaat
überrannt wurden. Dies Märchen fand in Biel 1980 statt, und der König,
welcher sich um nichts mehr sorgte, seitdem seine Dame vom Brett
abgetreten war, gehörte dem israelischen Großmeister Liberson. Da war
ein heilloses Durcheinander in seiner Stellung, die schwarzen Figuren
glichen Statisten, die in einem falschen Film mitspielten. Bei soviel
Nebeneinander planlosen Daseins verwunderte es nicht, daß sein
Kontrahent, der Schweizer Farron, dank einer kraftvollen Aktion Herr
und Meister wurde auf den 64 Feldern im heutigen Rätsel der Sphinx.
Also, Wanderer, der du auf deinen mrächenhaften Reisen viele Länder
unter deinen Stiefeln zurückgelassen hast, was trug sich in diesem
chaotischen Land zu?
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Farron - Liberson

Biel 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Springerzug 1...Sf6-g4? verletzte alle Gebote der Vorsicht und der
genauen Berechnung durch die Außerachtlassung der vernichtenden
Möglichkeit 2.b5xc6 b7xc6 3.Sg5xe6 De7xe6 4.Td1xd6! Td8xd6 5.Lf4xd6,
wobei sich nun 5...De6xd6? wegen 6.c4-c5+ von selbst verbot. Schwarz
ließ noch 5...Tf8-d8 6.Ld6xb8 Lg7xc3 7.Lb8xa7 zu, gab dann jedoch
wegen des Verlustes zweier Bauern auf.
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GESELLSCHAFT/338: Kölner Studie zeigt die Einstellungen der Bevölkerung zu Flüchtlingen im Zeitverlauf (idw)


Universität zu Köln - 17.09.2018

Überwiegend positiv: Kölner Studie zeigt die Einstellungen der
Bevölkerung zu Flüchtlingen im Zeitverlauf

Einstellungen gegenüber Flüchtlingen sind sehr differenziert /
Flüchtlingsunterkünfte im eigenen Wohngebiet werden von der Mehrzahl der
Anwohnerinnen und Anwohner angenommen



Die Ergebnisse der Kölner Flüchtlingsstudien des Instituts für Soziologie
und Sozialpsychologie der Universität zu Köln zeigen eine weitgehend
positive Einstellung in der deutschen Bevölkerung gegenüber Flüchtlingen.
Die Forschergruppe um Professor Dr. Jürgen Friedrichs, Felix Leßke und
Vera Schwarzenberg hat in drei Städten in jeweils zwei Wohngebieten mit
einer Flüchtlingsunterkunft rund 2.200 Anwohner befragt: in Hamburg
(Harvestehude und Bergedorf), Köln (Ostheim und Rondorf) und Mülheim an
der Ruhr (Mitte und Saarn). Die Befragung verlief in zwei Wellen, wobei
die erste als mündliche Interviews vom Frühjahr 2016 bis Winter 2017
stattfand. Die zweite Welle erfolgte ein Jahr nach der ersten Befragung
schriftlich im Frühjahr 2018. Es zeigt sich, dass die Einstellungen auch
im zeitlichen Verlauf sehr positiv sind.

So empfinden 47,3 Prozent der Befragten Mitgefühl für Flüchtlinge in
Deutschland und 26,5 Prozent sehen Flüchtlinge positiv. Nur 5,1 Prozent
gaben an, dass sie Flüchtlingen negativ gegenüberstünden. 10 Prozent der
Befragten finden jedoch, dass zu viele Flüchtlinge aufgenommen wurden und
weitere 12,1 Prozent fordern eine Zuzugskontrolle.

Nimmt man die positiv konnotierten Antworten zusammen, dann kommen die
beiden eher wohlhabenden Gebiete Harvestehude und Rondorf in den
Befragungswellen jeweils auf 80 Prozent und 84 Prozent positive
Äußerungen. Mülheim Mitte und Ostheim hingegen, die beiden weniger
wohlhabenden Gebiete, kommen auf 62 Prozent und 67 Prozent. Unterschiede
zwischen den Wohngebieten mit unterschiedlichem sozialen Status sind also
zu erkennen. Der soziale Status wurde unter anderem über das
Bildungsniveau gemessen.

Eine Reihe weiterer Fragen richtete sich auf die Einstellungen zu der
Flüchtlingsunterkunft im eigenen Wohngebiet. "Wir nahmen zunächst an, dass
man zwar Flüchtlingen gegenüber generell positiv eingestellt sein könnte,
vor der eigenen Haustür aber dennoch keine Flüchtlingsunterkunft
akzeptieren würde. Das trifft nicht zu", sagt Professor Dr. Jürgen
Friedrichs, der die Studie leitet. Insgesamt gab es (bei
Mehrfachantworten) 72 Prozent positive Antworten, nur 6 Prozent lehnten
die Unterkunft ab. In der zweiten Welle sind diese positiven Tendenzen
sogar noch stärker ausgeprägt. Insgesamt liegt hier die Quote für positive
Antworten bei 94,9 Prozent. Dies spricht dafür, dass sich die ohnehin
große Akzeptanz der Flüchtlingsunterkünfte im Wohngebiet nach dem Einzug
der Flüchtlinge im Laufe der Zeit durch Gewöhnungseffekte und positive
Erfahrungen verstärkt hat oder Befürchtungen nicht eingetreten sind.
Ein wichtiges Ereignis für die Einstellung gegenüber Flüchtlingen waren
die Übergriffe in der Silvesternacht 2015/16 in Köln und anderen Städten.
Auf die Frage "Haben die Ereignisse von Silvester 2015/16 am Kölner
Hauptbahnhof Ihre Einstellung zu Flüchtlingen verändert?" antworteten 32,
1 Prozent mit "Ja", weitere 8,8 Prozent mit "vorübergehend" und 59 Prozent
mit "Nein".

Das Team der Uni Köln zeigt in der Studie zudem eine Entwicklung von
Ängsten und Befürchtungen auf. Auch der Einfluss von unmittelbaren
sozialen Kontakten zu Flüchtlingen wurde abgefragt und untersucht. Eine
detaillierte Aufschlüsselung der Ergebnisse und weiterführende

Informationen zur Studie finden Sie unter diesem Link:

https://www.portal.uni-koeln.de/index.php?id=13893




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TIERVERSUCH/771: Reproduktionstoxikologie - Kombinierte Teststrategien statt Tierversuche (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Reproduktionstoxikologie: Kombinierte Teststrategien statt Tierversuche




In seiner Serie "Arbeitsgruppe im Portrait" stellt der Bundesverband
Menschen für Tierrechte wichtige Methoden zum Ersatz von Tierversuchen in
der Reproduktionstoxikologie vor. Vor diesem Hintergrund kritisiert der
Verband die halbherzige Herangehensweise von Wissenschaft und Politik. Um
den Tierversuch langfristig zu beenden, sind eine koordinierte Planung und
eine gezielte Förderung neuer Teststrategien unumgänglich.

In der Reproduktions- und Entwicklungstoxikologie werden zurzeit die
meisten Tiere im Bereich der gesetzlich vorgeschriebenen Tests eingesetzt
(1). Bei diesen Tests soll untersucht werden, ob sich ein Stoff schädlich
auf die Reproduktionsfähigkeit und die Entwicklung der Organe oder des
Nervensystems der Nachkommen auswirkt. 2016 wurden in Deutschland 14.000
Tiere für Reproduktionstests und knapp 18.000 Tiere für Tests auf
Entwicklungsschäden der Nachkommen "verbraucht". Meist handelt es sich um
Ratten und Kaninchen. Die Zahlen sind so hoch, weil für die Testung nur
einer Chemikalie in einer Studie bis zu 3.200 Tiere ihr Leben lassen
müssen.

Gute Ansätze allein reichen nicht aus

Wegen des enormen Tierverbrauchs in der Reproduktions- und
Entwicklungstoxikologie hat sich die Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) auf die Reduktion der
Versuchstierzahlen konzentriert und eine reduzierte Test-Version, die
erweiterte Ein-Generationen-Studie, zugelassen. Für diese müssen mit rund
1.000 pro Substanz deutlich weniger Tiere leiden. Zusätzlich arbeiten
Wissenschaftler weltweit daran, mit menschlichen Gewebekulturen und
Organ-on-a-Chip-Systemen bessere Tests zum Nachweis von
Reproduktionsstörungen durch Chemikalien und Arzneimittel zu entwickeln.

Möglich: Weiblicher Reproduktionstrakt auf dem Chip

Ein amerikanisches Forscherteam hat beispielsweise einen weiblichen
Reproduktionstrakt auf dem Chip entwickelt und arbeitet bereits an dem
männlichen Pendant. Von 2004 bis 2009 lief das EU-Projekt ReProTect zum
Ersatz von Tierversuchen in der Reproduktionstoxizität. Es konnte bewirken,
dass einige Tests auf Hormonwirksamkeit in die OECD-Testrichtlinien
aufgenommen wurden. Die European Medicines Agency (EMA) überarbeitet
außerdem derzeit eine wichtige Testrichtlinie, um "alternative Assays" als
Bestandteil einer integrierten Teststrategie aufzunehmen. In dieser sollen
jedoch auch Tiergewebe oder aus dem Mutterleib entnommene Föten von Ratten
oder Zebrafischen eingesetzt werden.

Nötig: Teststrategien, die verschiedene Verfahren kombinieren

"Es gibt gute Ansätze, um die leidvollen Tierversuche in diesem Bereich zu
reduzieren. Durch die enormen wissenschaftlichen Fortschritte wäre jedoch
viel mehr möglich - und nötig! Doch dazu muss der klare Wille da sein, die
Tests an Tieren gezielt mit humanspezifischen Methoden zu ersetzen. Der
nächste Schritt wäre, mit innovativen Teststrategien, die verschiedenen
neuen Verfahren optimal zu kombinieren. Nur so lässt sich das große Leid
unzähliger Tiere endlich beenden", erklärt Dr. Christiane Hohensee,
wissenschaftliche Leiterin von InVitro+Jobs beim Bundesverband Menschen für
Tierrechte (2).

Wichtig ist nach Ansicht des Verbandes zum Beispiel die Entwicklung von
Reproduktionsorganen aus induzierten pluripotenten Stammzellen, die sich in
mikrofluidischen Organ-on-a-Chip-Plattformen mit den notwendigen Hormonen
versorgen. Auch Planzentaschranken auf dem Chip würden die
humanspezifischen und damit auch die tierfreien Verfahren entscheidend
voranbringen.

Unumgänglich: Masterplan für eine tierleidfreie Wissenschaft

Um einer tierversuchsfreien Zukunft näher zu kommen, fordert der
Bundesverband Menschen für Tierrechte eine umfassende Gesamtstrategie für
eine tierleidfreie Wissenschaft. "Tiere werden solange in Giftigkeits- und
Arzneimitteltests leiden und sterben, bis endlich geeignete
tierversuchsfreie Verfahren entwickelt und verpflichtend in die
Prüfvorschriften aufgenommen wurden. Doch obwohl die Industrie ein großes
Interesse an humanspezifischen Verfahren hat, forschen noch zu Wenige an
tierfreien Methoden. Gerade in der Reproduktionstoxikologie wird viel zu
wenig investiert, um die alten Verfahren ersetzen zu können. Deswegen
brauchen wir dringend einen Masterplan für eine tierleidfreie
Wissenschaft", schließt Hohensee.

Einen Einblick über den aktuellen Stand der tierversuchsfreien Verfahren in
der Reproduktions- und Entwicklungstoxizität veröffentlicht der Verband
heute auf seiner Wissenschaftsplattform InVitro+Jobs unter: 

www.invitrojobs.com


Anmerkungen:

(1) Tierversuche sind noch immer gesetzlich vorgeschrieben. Ohne Tests am
Tier dürfen Produkte wie Chemikalien, Arzneimittel, Medizinprodukte,
Pestizide und Biozide nicht zugelassen und vermarktet werden. Die
Vorschriften resultieren u. a. aus der europäischen Chemikalienverordnung
REACH, dem europäischen Arzneibuch (Pharmakopöe) oder den Regularien für
Pestizide und Biozide.

(2) InVitro+Jobs, das Wissenschaftsportal des Bundesverbandes Menschen für
Tierrechte zur Unterstützung der tierversuchsfreien Forschung, informiert
in seiner Reihe "Arbeitsgruppe im Portrait" über Wissenschaftler und ihre
innovativen Forschungsprojekte. Im Fokus stehen neu entwickelte Methoden,
ihre Evaluation sowie der Ausblick, welche tierexperimentellen
Versuchsansätze gemäß dem 3R-Prinzip (reduce, refine, replace) reduziert
und bestenfalls abgelöst werden können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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ENERGIE/294: Bundesländer vereinheitlichen kommunales Energiemanagement (KEA)


KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH -
Karlsruhe/Berlin, 14. September 2018

Bundesländer vereinheitlichen kommunales Energiemanagement


Vier Landesenergieagenturen entwickeln neuen Qualitätsstandard

Online-Werkzeug "Kom.EMS" in Berlin offiziell freigeschaltet.



Rathäuser, Schulen und Kindergärten in deutschen Städten und Gemeinden
verbrauchen deutlich mehr Energie als nötig. Rund 10 bis 20 Prozent
der Energiekosten jeder Kommune ließen sich ohne große Investitionen
durch ein effizientes Energiemanagement einsparen - deutschlandweit
wäre das ein Betrag von rund 370 Millionen Euro. Wie diese
Einsparpotenziale in den kommunalen Liegenschaften künftig erschlossen
werden können, haben Landesenergieagenturen aus vier Bundesländern am
13. September 2018 in Berlin vorgestellt. Die bundesweit einmalige
Kooperation ist ein erster Schritt hin zu einem bundeseinheitlichen
Qualitätsstandard für kommunales Energiemanagement. Kern der
Zusammenarbeit ist ein kostenfreies Online-Werkzeug mit dem Namen
"Kom.EMS" (Kommunales Energiemanagement-System). Beteiligt an dem
Projekt sind das Kompetenzzentrum Energiemanagement der KEA
Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg, die Sächsische
Energieagentur, die Landesenergieagentur Sachsen-Anhalt und die
Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur.

Die Vorstellung des neuen Energiesparwerkzeugs erfolgte beim
Herbsttreffen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft "Klima, Energie,
Mobilität - Nachhaltigkeit" im Beisein von Vertretern aller
beteiligter Umweltministerien. Kom.EMS bietet Kommunen die
Möglichkeit, ihr Energiemanagement anhand transparenter Kriterien zu
bewerten und zu optimieren. Das Werkzeug steht Kommunen aus den
beteiligten Bundesländern kostenfrei unter www.komems.de zur
Verfügung.

Vier Landesenergieagenturen bündeln ihre Kräfte

Die Bewirtschaftung kommunaler Liegenschaften und der damit verbundene
Verbrauch von Wärme, Strom und Wasser verursachen einen erheblichen
Teil kommunaler Ausgaben und CO2-Emissionen. Bis zu einem Fünftel der
Kosten können mithilfe eines kommunalen Energiemanagements eingespart
werden. Viele Kommunen haben bislang jedoch aus Mangel an Zeit, Wissen
und Ressourcen kein professionelles Energiemanagement einführen
können.

Auch innerhalb der einzelnen Bundesländer wird das kommunale
Energiemanagement sehr unterschiedlich betrieben. Ziel des Projektes
ist es, von den Erfahrungen anderer Länder zu lernen und die Struktur
für ein effizientes Energiemanagement zu erarbeiten. In die
Entwicklung sind die langjährigen Praxiserfahrungen der vier
Landesenergieagenturen eingeflossen: Sie haben zahlreiche Kommunen bei
der Einführung eines Energiemanagements begleitet.

"Das gemeinsame Vorhaben ist die erste Kooperation dieser Art zwischen
Landesenergieagenturen und ein zentrales Element für einen
einheitlichen Qualitätsstandard im kommunalen Energiemanagement in
Deutschland", sagt Claus Greiser, Leiter des Kompetenzzentrums
Energiemanagement der KEA. Die bundesländerübergreifende
Zusammenarbeit der Landesenergieagenturen könnte Vorbild für andere
Bundesländer werden und auch eine Blaupause für weitere
Gemeinschaftsprojekte sein.

Starthelfer und Optimierungswerkzeug

"Mit dem Online-Werkzeug Kom.EMS erhalten kommunale Verwaltungen eine
professionelle, praktisch anwendbare und kostenfreie Hilfestellung bei
der Einführung oder Optimierung eines Energiemanagements", erklärt
Frank Kuhlmey, Projektleiter Kommunales Energiemanagement der
Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur. "Das Werkzeug begleitet
Kommunen von Beginn an und bezieht alle für das Energiemanagement
relevanten Verwaltungsebenen und Instrumente mit ein, um dauerhaft
Energie zu sparen." Mit Checklisten und einem digitalen Leitfaden
bietet es ein kompaktes Informationspaket für den Aufbau des
Energiemanagements. So schafft die Online-Plattform Strukturen, wenn
Zuständigkeiten, etwa für einen energiesparenden Heizungsbetrieb,
nicht klar geregelt sind. Ein Wissensportal mit konkreten
Arbeitshilfen wie Muster-Beschlussvorlagen oder einem Rechentool
helfen zudem bei der weiteren Umsetzung.

Für die Politik interessant: Mit dem Tool lässt sich auch die
Wirksamkeit von Förderprogrammen des Bundes oder der Länder prüfen.
Dazu reichen ein Blick auf die Einsparerfolge der teilnehmenden
Verwaltungen und der Vergleich mit den geflossenen Fördergeldern.




Was ist Kom.EMS?






	Das Werkzeug bietet die Möglichkeit, das Energiemanagement einer kommunalen Verwaltung anhand von transparenten Kriterien zu bewerten, zu optimieren und zu verstetigen. Hierzu gehören sowohl die optimierte Betriebsführung der Bestandsgebäude und Anlagen als auch deren zielgerichtete Verbesserung durch Investitionen.

	Es bezieht durch seinen ganzheitlichen Ansatz alle für das Energiemanagement relevanten Verwaltungsebenen ein. Will eine Kommune dauerhaft Energie einsparen, ist dies von grundsätzlicher Bedeutung.

	Das Online-Tool bietet als onlinebasiertes Werkzeug die Option, Erfolge beim Energieeinsparen zentral zu evaluieren. So können Verwaltungen beispielsweise die Wirksamkeit von Förderprogrammen überprüfen.

	Das Projekt ermöglicht Kommunen, sich zertifizieren und damit öffentlichkeitswirksam auszeichnen zu lassen. Dies kann ein zusätzlicher Anreiz sein, sich erfolgsorientiert mit dem Thema Energiemanagement auseinanderzusetzen und eine Vorbildrolle einzunehmen.

	Die Kooperation der vier Landesenergieagenturen und die Entwicklung von Kom.EMS ist ein erster Schritt hin zu einem bundeseinheitlichen Qualitätsstandard für kommunales Energiemanagement.




Über die Kompetenzzentren der KEA

Die sechs Kompetenzzentren "Kommunaler Klimaschutz",
"Energiemanagement", "Contracting", "Wärmenetze", 
"Kraft-Wärme-Kopplung" und "Zukunft Altbau" der KEA Klimaschutz- 
und Energieagentur
Baden-Württemberg GmbH sollen den Klimaschutz und die Energieeffizienz
bei Kommunen, Unternehmen sowie Privatleuten in Baden-Württemberg
weiter voranbringen. Die Kompetenzzentren erstellen
Informationsmaterialien und verbreiten sie, bieten kostenfreie
Impulsberatungen an, organisieren Veranstaltungen und beobachten den
Markt. Finanziert werden sie vom Umweltministerium Baden-Württemberg.

www.energiekompetenz-bw.de

Über die KEA

Die KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH ist die
Energieagentur des Landes. Aufgabe der KEA ist die aktive Mitwirkung
an der Klimaschutzpolitik in Baden- Württemberg: Sie unterstützt die
Landesregierung beim Vorantreiben von Energieeinsparung, rationeller
Energieverwendung und der Nutzung erneuerbarer Energien. Der Sitz der
KEA ist in Karlsruhe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.09.2018

KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH

Kaiserstraße 94a, 76133 Karlsruhe

Tel. +49 721 984 71-37

E-Mail: presse@energiekompetenz-bw.de
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RECHT/276: Wolfsmanagement in Deutschland (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ


Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - August 2018

Projekt

Wolfsmanagement in Deutschland

Von Benjamin Haerdle



Die Rückkehr des Wolfs nach Deutschland ist aus Sicht des
Naturschutzes eine Erfolgsgeschichte: Im Jahr 2000 wurde in Sachsen
das erste Rudel nachgewiesen. Mittlerweile siedelten sich bundesweit
60 Wolfsrudel, 15 Wolfspaare und drei Einzeltiere an. Das sorgt für
Konflikte: Weidetierhalter beklagen tote Schafe, Ziegen und junge
Rinder; Jäger monieren, dass der Wolf Reh- und Rotwild vertreibt, und
in ländlichen Gebieten fürchten Dorfbewohner um ihre Sicherheit. Die
Diskussion kreist deswegen zusehends um die Frage, wann einzelne Wölfe
oder gar Rudel geschossen werden dürfen - das rückt den Wolf in den
Fokus von Juristen.



Am UFZ beschäftigen sich Umweltrechtler seit einiger Zeit regelmäßig
mit dem Wolf. Sie befassten sich zum Beispiel in einem Projekt des
Bundesamtes für Naturschutz mit der Frage der Rechtmäßigkeit der
Aufnahme des Wolfs ins Sächsische Jagdrecht und arbeiteten in einem
von der Universität Uppsala koordinierten interdisziplinären
Forschungsvorhaben zur Ökologie großer Raubtiere mit. Im April stand
Umweltjurist Prof. Wolfgang Köck als Sachverständiger dem
Umweltausschuss des Deutschen Bundestages in einer öffentlichen
Anhörung zum Thema Wolf Rede und Antwort. Immer stärker rückt nämlich
derzeit aus juristischer Sicht die Frage in den Mittelpunkt, ob und
gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen Wölfe geschossen werden
dürfen.

Eigentlich ist der Wolf in Deutschland streng geschützt und darf nicht
bejagt werden. Der Schutz basiert auf völker- und europarechtlichen
Vorgaben, die mittlerweile auch im deutschen Recht verankert worden
sind. Nur unter den sehr engen Voraussetzungen des
Bundesnaturschutzgesetzes dürfen einzelne Individuen in Ausnahmefällen
getötet werden - etwa wenn der Wolf erhebliche landwirtschaftliche
Schäden verursacht oder wenn es zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt
sowie im Interesse der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen
Sicherheit notwendig ist. Wann konkret eine solche
Ausnahmevoraussetzung vorliegt, war lange Zeit nicht näher definiert
und führte daher zu Verunsicherungen in der Praxis. Als erstes
Bundesland hat Brandenburg Anfang Februar eine Verordnung vorgelegt,
die konkret benennt, wann Wölfe zunächst vergrämt oder am Ende gar
getötet werden dürfen. Die brandenburgische Verordnung sieht vor, dass
die zuständige Naturschutzbehörde im jeweiligen Einzelfall eine Person
benennt, die den Abschuss vorzunehmen hat. "Dadurch wird
sichergestellt, dass die konkretisierten Abschussregeln nicht
eigenmächtig angewendet werden, sondern nur auf der Basis einer
behördlichen Verfügung im Einzelfall", erläutert Wolfgang Köck. Solche
Abschussmaßnahmen im Einzelfall seien bisher sehr selten. Zudem müsse
sichergestellt werden, dass es keine milderen Mittel gibt wie etwa
eine Vergrämung, dass sich der Erhaltungszustand der Population in dem
betreffenden Staat nicht verschlechtert und dass das Erreichen eines
günstigen Erhaltungszustandes nicht erschwert wird.

Laut Brandenburger Wolfsverordnung darf ein Wolf getötet werden, wenn
er mehrfach in geschützte Weidetierbestände eingedrungen ist. Bereits
ein mindestens zweimaliges Eindringen erfüllt den Tatbestand des
erheblichen landwirtschaftlichen Schadens. "Das Bundesland will für
seine Behörden Rechtssicherheit schaffen, unter welchen
Voraussetzungen Wölfe geschossen werden dürfen", sagt Köck. Die
Botschaft ist klar: "Die Landesregierung signalisiert, dass sie sich
um die Probleme mit dem Wolf kümmert und klare Handlungsanweisungen
setzt." Dass Brandenburg nun die Kriterien präzisiert habe, hält er
für juristisch sinnvoll. Auch anderswo wird diese Einschätzung
geteilt: Bundesländer wie etwa Niedersachsen wollen dem Brandenburger
Vorbild folgen und Wolfsverordnungen aufsetzen.

Eine entscheidende Rolle, ob der Wolf in Deutschland auch langfristig
eine Heimat findet, spielt die gesellschaftliche Akzeptanz. "Der
Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit kommt im heutigen
Wolfsmanagement eine zentrale Bedeutung zu, da wir durch die lange
Abwesenheit des Wolfes ein Zusammenleben mit dem Tier nicht mehr
gewohnt sind", sagt Sophia Liehn, Mitarbeiterin des Kontaktbüros
"Wölfe in Sachsen". Fragen, Ängste oder Befürchtungen in der
Bevölkerung seien die Folge. "Bricht die Akzeptanz in der Bevölkerung
weg, ist der Wolf auf Dauer nicht zu halten", urteilt auch
UFZ-Wissenschaftler Wolfgang Köck. Deshalb brauche es nicht nur
wirksame und zumutbare Entschädigungsregeln für die Weidetierhalter,
die sich nicht erst durch die Rückkehr des Wolfes in einer prekären
Lage befinden, sondern auch wirksame Herdenschutzkonzepte und ein
effektives Krisenmanagement.

Die Folgen der Rückkehr der Wölfe für die Weidetierhalter hat das
Dokumentations- und Beratungszentrum des Bundes zum Thema Wolf
zusammengetragen: Rund 3.500 Nutztiere wurden zwischen 2002 und 2016
bundesweit bei Angriffen von Wölfen verletzt oder getötet, 87 Prozent
waren Schafe und Ziegen. Mehr als 135.000 Euro zahlten die
Bundesländer im Jahr 2016 als Schadensausgleich. Dazu kommen noch
etwas mehr als 1,1 Million Euro für Herdenschutzmaßnahmen wie
Elektrozäune, Maschendraht oder den Kauf von Herdenschutzhunden.
Allerdings machen Schafe, Ziegen, Rinder & Co. nur einen kleinen
Bruchteil des Nahrungsspektrums beim Wolf aus: Aktuellen
Untersuchungen des Senckenberg Museums für Naturkunde Görlitz zufolge
ernähren sich Wölfe in Deutschland zu rund 52 Prozent von Rehen, zu 17
Prozent von Schwarzwild, zu 11 Prozent von Rotwild - und nur zu etwas
mehr als einem Prozent von Nutztieren.

Dessen ungeachtet dringt der Ruf, die dynamische Wolfszunahme zu
regulieren - zumindest aber etwas gegen verhaltensauffällige Wölfe zu
unternehmen - immer lauter nach Berlin. Im Koalitionsvertrag hielt die
Bundesregierung deswegen fest, sie werde "die EU-Kommission
auffordern, den Schutzstatus des Wolfs abhängig von seinem
Erhaltungszustand zu überprüfen, um die notwendige Bestandsreduktion
herbeiführen zu können." Und: "Der Bund wird mit den Ländern einen
geeigneten Kriterien- und Maßnahmenkatalog zur Entnahme von Wölfen
entwickeln. Dazu erarbeiten wir mit der Wissenschaft geeignete
Kriterien für die letale Entnahme."

Ab wann der Wolfsbestand reguliert werden darf oder das Tier in das
Bundesjagdgesetz aufgenommen werden soll, wie das etwa der Deutsche
Jagdverband fordert, ist nun Gegenstand vieler Diskussionen. Eine
zentrale Frage dafür ist, wann der günstige Erhaltungszustand erreicht
wird. Gemäß fachlicher Kriterien der Weltnaturschutzorganisation IUCN
wird gegenwärtig eine Population von 1.000 erwachsenen Tieren als
Minimum genannt. Dabei wird es maßgeblich darauf ankommen, ob allein
die mitteleuropäische Flachlandpopulation des Wolfs betrachtet wird
oder ob eine ausreichende Vernetzung mit der baltischen Population
besteht. Die mitteleuropäische Population zählt rund 150 erwachsene
Tiere in Deutschland und weitere 100 in Westpolen, die baltische mehr
als 3.000. "Ließe sich mit ausreichender Sicherheit feststellen, dass
die Wolfsbestände im Baltikum und die in Mitteleuropa gut vernetzt
sind, wird man sich leichter dazu durchringen können, einen günstigen
Erhaltungszustand zu erkennen", sagt Wolfgang Köck. Bislang gebe es
dazu aber offenbar noch keine gesicherten Erkenntnisse - und so lange
dürfen Wölfe weiterhin nur ausnahmsweise geschossen werden.




Prof. Dr. Wolfgang Köck

Leiter des Departments Umwelt- und Planungsrecht

 * 
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FISCHEREI/271: Forschungsprojekt zu Umweltauswirkungen der Krabbenfischerei (NMELV)


Niedersächsisches Landwirtschaftsministeriums und Ministerium für
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des
Landes Schleswig-Holstein - 14. September 2018

Niedersachsen und Schleswig-Holstein starten gemeinsames
Forschungsprojekt zu Umweltauswirkungen der Krabbenfischerei



HANNOVER/KIEL. Rund 190 Krabbenfischerei-Betriebe sind an der gesamten
deutschen Nordseeküste tätig. Bei ihren Fangfahrten durch das
schleswig-holsteinische, niedersächsische und hamburgische Wattenmeer
setzen sie Grundschleppnetze, sogenannten Baumkurren, die durch Rollen
und Kufen stetigen Kontakt zum Meeresboden haben, ein. Um die
Auswirkungen dieser Baumkurren auf den Meeresboden und seine
Lebensgemeinschaften zu untersuchen, starten Schleswig-Holstein und
Niedersachsen gemeinsam das vierjährige Forschungsprojekt "CRANIMPACT -
 Auswirkungen der Garnelenfischerei auf Habitate und
Lebensgemeinschaften im Küstenmeer der Norddeutschen Bundesländer
Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen".

Durchgeführt wird das Projekt vom Thünen-Institut für Seefischerei in
Bremerhaven in Kooperation mit dem Institut für Hydrobiologie und
Fischereiwissenschaft der Universität Hamburg und dem National
Institute of Aquatic Resources der Technical University of Denmark.
Auch die Erzeugergemeinschaft der Deutschen Krabbenfischer unterstützt
das Projekt. Einzelne Krabbenfischer werden beispielsweise Testfahrten
im Rahmen des Projektes durchführen.

"Von der ersten Idee bis zur Fertigstellung des umfangreichen
Forschungskonzeptes ist viel Zeit und fachliches Knowhow von allen
Beteiligten eingebracht worden. Ich freue mich, dass das Projekt nun
anläuft und dass es uns gelungen ist, eine Kooperation zwischen
Niedersachsen und Schleswig-Holstein zu realisieren", so die
niedersächsische Fischereiministerin Barbara Otte-Kinast. "Bereits in
dieser Woche starten die ersten Forschungsfahrten und Probenahmen im
Wattenmeer."

Im Rahmen des Projektes werden das Thünen-Institut und seine Partner
die Strukturen des Meeresbodens und die Situation der dortigen
Lebensgemeinschaften in Gebieten mit unterschiedlicher fischereilicher
Intensität untersuchen. Teile des dänischen Wattenmeeres, in dem die
Krabbenfischerei seit mehreren Jahrzehnten verboten ist, dienen als
Referenzgebiet. Hier werden erstmalig Bodenstrukturen und
Lebensgemeinschaften untersucht. "Dass es gelungen ist, auch unsere
dänischen Nachbarn für das Projekt zu gewinnen, ist besonders
erfreulich", so Schleswig-Holsteins Fischerei- und Umweltminister Jan
Philipp Albrecht anlässlich des Projektstarts. "Aus dem Vergleich
zwischen den Gebieten mit unterschiedlicher fischereilicher
Nutzungsintensität sowie mit den nicht fischereilich bewirtschafteten
dänischen Gewässern versprechen wir uns Grundlagen für die
ergebnisoffene Diskussion zur Ausgestaltung der Krabbenfischerei."

Die Projektkosten in Höhe von rund 1,4 Millionen Euro werden zu 75
Prozent aus Mitteln des Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF)
bereitgestellt. Die übrigen 25 Prozent tragen die beiden Länder
Schleswig-Holstein und Niedersachsen zu gleichen Teilen aus
Landesmitteln. Der schleswig-holsteinische Anteil in Höhe von rund
175.000 Euro stammt aus Mitteln des Sedimentmanagements, die
entsprechend der Zweckbindung der ökologisch, ökonomisch und sozial
nachhaltigen Entwicklung der Krabbenfischerei im Nationalpark
Wattenmeer dienen sollen. Während der Projektlaufzeit werden Vertreter
von Fischerei, Naturschutz und Verwaltung regelmäßig über den Stand
der Durchführung informiert. Die Ergebnisse werden voraussichtlich im
Herbst 2022 vorliegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.09.2018
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AKTIONSTAGE/952: Mehr Platz für Schmetterlinge in Neuallermöhe (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 12. September 2018

Mehr Platz für Schmetterlinge in Neuallermöhe

NABU lädt ein zum Aktionstag in Bergedorf



Mithelfen beim StadtNatur-Aktionstag am 23.9. in Bergedorf! Gemeinsam
mit Anwohnern und Geflüchteten legt der NABU Hamburg in Neuallermöhe
eine Wildblumenwiese für Insekten an.

EINLADUNG an die MEDIEN zum Aktionstag auf einer Wiese beim Bürgerhaus
Allermöhe. Vor Ort können Sie Aktions-Bilder machen und O-Töne der
freiwilligen Helfer/innen aufnehmen. Treffpunkt für die MEDIEN:
Sonntag, 23. September 2018, 11.00 Uhr am Bürgerhaus Allermöhe. Beginn
der Aktion für die freiwilligen Helfer ist um 10:00!

Der NABU Hamburg veranstaltet am Sonntag, 23. September 2018 in
Kooperation mit dem Bürgerhaus Allermöhe einen Aktionstag in
Neuallermöhe. Dabei soll aus einer Rasenfläche beim Bürgerhaus eine
Wildblumenwiese entstehen. "Mit dem Aktionstag wollen wir ein Stück
einheitliches Stadtgrün aufbrechen und es in eine bunte, artenreiche
Wildblumenwiese verwandeln", erklärt Fritz Rudolph, Referent für
Gewässerschutz und StadtNatur beim NABU Hamburg. "Wir freuen uns, dass
uns dabei unter anderem Geflüchtete über den Verein Integrationshilfe
für Flüchtlinge e.V. unterstützen." Wildblumenwiesen in der Stadt
dienen Insekten, Faltern, Schmetterlingen und Bienen als kleine Oasen,
in denen sie Nahrung sowie Unterschlupf finden können. In
abgestorbenen Halmen von Blütenständen nisten viele Falter,
Schmetterlingsarten und Solitärbienen ihre Raupen ein, damit diese
überwintern und im Frühjahr schlüpfen können. Geflüchtete, Anwohner
und interessierte Bürger/innen sind herzlich eingeladen, beim 
 Anlegen der Wildblumenwiese mitzuhelfen und so einen Beitrag zum
Insektenschutz zu leisten. Der StadtNatur-Aktionstag findet in enger
Abstimmung mit dem zugehörigen Bezirksamt Bergedorf statt.

Wer am Aktionstag in Neuallermöhe mitmachen möchte, meldet sich bitte
unbedingt bis zum 20. September 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, Rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Der NABU Hamburg veranstaltet seit 2006 Aktionstage, bei denen sich
Anwohner und Interessierte im Umweltschutz engagieren können. Seitdem
haben sich mehrere tausend Ehrenamtliche aktiv für den Schutz der
Natur Hamburgs eingesetzt. Weitere Unterstützung kam durch
Geflüchtete, die sich im Rahmen des NABU-Integrationsprojektes
"Voneinander lernen" regelmäßig an den Naturschutzeinsätzen
beteiligten. Ziel des am 15. Juni 2017 gestarteten
Integrationsprojektes ist es, geflüchtete Kinder, Jugendliche und
Erwachsene mittels Umweltbildung und Beteiligung an
Naturschutzprojekten in das Verbandsleben zu integrieren.

Mehr Informationen über das Integrationsprojekt gibt es unter 

www.NABU-Hamburg.de/integrationsprojekt.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur

unter der Rubrik StadtNatur-Aktionstage 2018.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 100/18, 12.09.2018
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DEMO/254: Solidaritätsdemonstration für den Hambacher Forst - Kiel, 19.9. (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 18. September 2018

Aufruf zur Solidaritäts-Demonstration mit der Hambacher Forst
Besetzung, Mittwoch 19. September



Was: 

Solidaritätsdemonstration für den Hambacher Forst

Wann: 

Mittwoch, 19. September, 18.00 Uhr

Wo: 

Asmus-Bremer-Platz, Kiel



Kiel und Schleswig-Holstein solidarisieren sich mit den Aktivist*innen
im Hambacher Forst! Die Kieler Zivilgesellschaft ruft daher zur
Soli-Demo am Mittwoch, den 19. September um 18 Uhr am
Asmus-Bremer-Platz in Kiel auf.

Seit letztem Donnerstag hat die Räumungs- und Rodungssaison im
verbleibenden Teil des 12.000 Jahre alten Hambacher Forsts begonnen,
um den Braunkohletagebau Hambach auszuweiten und weitere
klimaschädliche Emissionen zu verursachen. Aktuell wird der Hambacher
Forst von mehr als 3500 Polizeikräften gewaltsam geräumt, die dabei
nicht davor zurückschrecken, die Gesundheit von Aktivist*innen zu
gefährden.

Der Staat setzt hierbei Profitinteressen des Energiekonzerns RWE vor
die Lebensgrundlage aller und widerspricht somit dem Pariser Klimaziel
von 1,5 Grad - und das während in Berlin noch die Kohlekommission
tagt. Wir lassen nicht zu, dass Fakten geschaffen werden! Längst ist
der Hambacher Forst zum Symbol für Klimapolitik, gesellschaftliche
Teilhabe und Widerstand geworden. Klimagerechtigkeit entscheidet sich
am Kohleausstieg!

Hambi bleibt! Kohleausstieg jetzt!

PS: Die Veranstalter wünschen eine Demo ohne Parteifahnen.

 * 

Quelle:
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